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„wort des Derausgebe... 

 Unfer berühmter Verſailler Verhandlungsgegner, der Engländer 

de ynes, ſchreibt: 
„Es gibt wenig Epiſoden in der Geſchichte, die die Welt mit 

größerer Berechtigung verurteilen wird: Ein Krieg, der zur 

Verteidigung internationaler Verträge geführt iſt, hat mit dem 

offenen Bruch der heiligſten Verſprechungen ſeitens der Sieger 

geendet!“ 

Auf Grund des von den e ee e eee angenommenen 

Wilſonprogramms haben wir im Herbſt 1918 die Waffen nieder⸗ 

gelegt. „Nicht einen Frieden der Eroberung, des Zwanges und der 

Gewalt, ſondern einen gerechten Frieden“ verſprachen uns ſogar die 

franzöſiſchen Staatsmänner. 
Der nachſtehende Volkskommentar der Hauptbeſtimmungen des 

Friedensdiktats von Verſailles wird zeigen, wes Geiſtes Kind dieſer 

Friede iſt, und welche furchtbaren Folgen er für unſer Vaterland 

hat und haben wird. 

In einer Reichstagsrede habe ich die Herausgabe eines Volks⸗ 

kommentars angeregt, da ich die allgemeine Kenntnis der grau⸗ 

ſamen Beſtimmungen für das beſte Propagandamittel gegen das 

Diktat von Verſailles ſelbſt halte. Nachdem man von verſchiedenen 
Seiten mit der Aufforderung an mich herantrat, den Kommentar 
ſelbſt zuſammenzuſtellen und herauszugeben, habe ich mich an 
führende Männer aller Parteien, an bedeutende Sachverſtändige 

gewandt und fie um Anfertigung der Erläuterungen zu den eine 

zelnen Verſailler Beſtimmungen gebeten. Ich möchte hier allen Mits 

arbeitern Dank ſagen für die großen Mühen, denen ſie ſich unter⸗ 

zogen haben, und bemerken, daß die einzelnen Mitarbeiter unab⸗ 

hängig von einander ihre Beiträge angefertigt haben und jeder nur 

für den Teil verantwortlich iſt, den er ſelbſt unterzeichnet hat. 
Veſonders dankbar möchte ich des verewigten Kollegen Legien 

— 



gedenken, der noch wenige Tage vor feinem Tode von ſeinem letzten 

Krankenlager mir den erbetenen Kommentarbeitrag zuſandte. 

Möge dies Büchlein allen Deutſchen und allen Ausländern klar 

machen, daß — wie Graf Brockdorff⸗Rantzau am 29. Mai 1919 

ſchrieb — das deutſche Volk durch dieſen Frieden „zu dauernder 

Sklavenarbeit“ verurteilt word, daß dieſer Friede das „Todesurteil 

vieler Millionen deutſcher Männer, Frauen und Kinder“ bedeutet. 
Herr Clemenceau hat in ſeinen vorjährigen Reden erklärt, daß 

„zwanzig Millionen Deutſche zu viel auf der Welt“ wären und daß 

„der Friedensvertrag von Verſailles die Fortſetzung des Krieges 

mit anderen Mitteln“ ſei. Wir können dieſen Satz mit Recht 

denden: 1 
die Fortſetzung des Krieges mit langſamer wirkenden, aber mit 
grauſameren Mitteln, als die blutigſten Schlachten des Welt⸗ 
kriegesl 
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Einleitung. 
Auszug aus den Wortlaut des griedensvertrags: 

Die Vereinigten Staaten von Amerika, das 
Britiſche Reich, Frankreich, Italien, Japan, 
Belgien, Bolivien, Braſilien, China, Cuba, 
Ecuador, Griechenland, Guatemala, Haiti, 

Hedſchas, Honduras, Liberia, Nicaragua, 
Panama, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, 
der ſerbiſch⸗kroatiſch⸗ſloveniſche Staat, Siam, 
die Tſchecho⸗Slowakei und Wing (die Ver⸗ 
bandsmächte) einerjeits 

und Deutſchland andererſeits, 
find in Anbetracht, 
daß auf Antrag der Deutſchen Regierung a m 

11. November 1918 Deutſchland von den Verbands⸗ 

mächten ein Waffenſtillſtand mit dem Ziel dem⸗ 
nächſtigen Friedensſchluſſes bewilligt ift, 

daß die Verbandsmächte gleichfalls den 
Wunſch haben, an Stelle des Krieges, in den 
fie verwickelt find und der in der Kriegs ⸗ 
erklärung Oeſterreich⸗Ungarns an Serbien, in 
den Kriegserklärungen Deutſchlands an KRuß⸗ 
land und Frankreich ſowie in dem Einfall in 
Belgien feinen Urſprung hat, einen feſten, 
gerechten und dauerhaften Frieden treten zu 
laſſen, 

über folgende Beſtimmungen übe reinkommen: 
Mit dem Inkrafttreten des Vertrags nimmt 

der Kriegszuſtand ein Ende. Damit werden 
unter Vorbehalt der Beſtimmungen des Ver⸗ 
trags die amtlichen Beziehungen der Verbands⸗ 
mächte mit Deutſchland und dem einen oder 
anderen der deutſchen Staaten wiederauf⸗ 

genommen. (Einleitung.) 

7 

Kommentar: 

Durch die Aufzählung der Verbandsſtaaten wird die Einleitung 
einet Urkunde, die den Zweck hatte, Deutſchland zu demütigen und 
zu erniedrigen, ein Ehrendenkmal für uns. Sie beſtätigt die Tat⸗ 
ſache, daß es 27 verbündete Feinde waren, die gemeinſam das einzige 

Deutſchland zur Unterzeichnung des Friedens von Verſailles 

4 
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zwangen. Unter diefen Verbündeten 5 ſich Mächte, die an 
Gebiet und Menſchenzahl allein ſchon Deutſchland um das Vielfache 
übertreffen; nicht zu ihnen rechnet überdies eine weitere Weltmacht, 
mit der Deutſchland gleichzeitig vier Jahre lang gerungen hat, 
nämlich Rußland. 

Die Eingangsworte weiſen darauf hin, daß der Krieg in den 
Kriegserklärungen Oeſterreich⸗Angarns und Deutſchlands ſowie in 
dem Einmarſch nach Belgien ſeinen Urſprung hat. Damit legen ſie 
von vornherein die einſeitige Auffaſſung über die Kriegsutſachen b 
feſt, auf der das Syſtem des Friedensvertrags als eines Strafurteils 
beruht. Als Wunſch der Verbandsmächte wird bezeichnet, an Stelle 
des Krieges einen feſten, gerechten und dauerhaften 
Frieden treten zu laſſen; die Weltgeſchichte wird darüber entſcheiden, 
ob dies dreifach ehrenvolle Urteil, das jene Mächte über iht Werk 
gefällt haben, zu Recht beſteht. 
In der Einleitung des Friedensvertrages findet ſich die ſelbſtver⸗ 

ſtändliche Beſtimmung, daß mit dem Inkrafttreten des Vertrages 
der Kriegszuſtand ein Ende nimmt. Die Beſtimmung erleidet aber 
nach dem Inhalt des Verſailler Vertrages eine Reihe von Aus⸗ 
nahmen. Die Verbandsmächte behalten ſich in dem Vertrage ſelbſt 
Handlungen vor, die nur als Fortſetzung des Kriegszuſtands be⸗ 
zeichnet werden können. So muß Deutſchland ſich verpflichten, 
Zwangsmaßnahmen aller Art, die von der Gegenſeite als geboten 
erachtet werden, nicht als feindliche Handlungen zu betrachten; ſo 
wird den Verbandsmächten der Fortbeſtand ihrer Kriegsbeſtim⸗ 
mungen über Beſchlagnahme des deutſchen Privateigentums ge⸗ 

an währleiſtet; ſo bleibt den Verbandsmächten die Befugnis vorbe⸗ 
halten, ſogar ſolche gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen 
Eigentumsrechte Deutſcher, die erſt nach Friedensſchluß erworben 

werden, zu beſchränken, um die vollſtändige Erfüllung aller Ver⸗ 
} pflichtungen Deutſchlands aus dem Friedensvertrag zu Ahern. . 

Eine beſondere Bedeutung iſt dem Schlußſatz des Eingangs beizu⸗ 
meſſen, wo es ſich um das Verhältnis des Deutſchen Reichs zu feinen 

Gliedſtaaten handelt. Es wird beſtimmt, daß mit Kriegsende die 
amtlichen Beziehungen der Verbandsmächte mit Deutſchland und 
mit dem einen oder anderen der deutſchen Staaten wieder aufge⸗ 
nommen werden. Von franzöſiſcher Seite find dieſe Worte ſo aus 

legt, als würde dadurch das völkerrechtliche Verhältnis, in dem 
das Reich und die Einzelſtaaten vor dem Kriege zu den anderen 
Ländern ſtanden, zwangsläufig wiederhergeſtellt. Von deutſcher Ma 
Seite werden dagegen die Worte fo ausgelegt, daß ſich ihre Trag⸗ 
weite nach der geltenden deutſchen Verfaſſung richtet. Nach der 
Reichsverfaſſung ſind die geſamten auswärtigen Beziehungen aus⸗ 

ſchließlich Sache des Reichs; ein beſonderes Geſandtſchaftsrecht ein⸗ 
zelner Länder wie vor dem Kriege gibt es nicht mehr. Trotzdem 
hat Frankreich jetzt einen Geſandten in München ernannt. Gegen 

* 



die franzöſiſche Auslegung ſpricht die Tatſache, daß die Franzöſiſche 
Regierung nach der Verabſchiedung der neuen Reichsverfaſſung 
zwar Einſpruch erhoben hat, daß unſere Verfaſſung den Anſchluß 
Deutſch⸗Oeſterreichs ins Auge faßt, nicht aber gegen die Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung, die dies Geſandtſchaftsrecht der Länder beſeitigte. Leider 
bietet der Vertrag von Verſailles kein Mittel einer unparteiiſchen 
Entſcheidung über Streitigkeiten, die zwiſchen den Vertragsteilen 
über ſeine Auslegung entſtehen. f a 

| Dr. Simons, RN 
Reichsminiſter des Auswärtigen 

(früher Generalkommiſſar der Deutſchen 
Friedensdelegation in Berjailles). 

Teil L 

Doölkerbundsſatzung. 
Auszug aus dem Wortlaut des Friedensvertrags: 

Nrfprüng:ice Mitglieder des Völkerbundes find die Verbandsſtaaten 
und die Neutralen, ſoweit ſie ihren Beitritt erklärt haben. Alle anderen 
Staaten können Bundes mitglieder werden, wenn ihre Zulaſſung von 
1 9 der Bundesverſammlung angenommen wird. Der Bund 
übt ſeine Tätigkeit durch eine Bundesverſammlung und durch einen 

Rat aus. Die Bundesverſammlung beſteht aus Vertretern der Vundes⸗ 
mitglieder. Der Rat ſetzt ſich aus Vertretern der Verbandsmächte und 
aus vier anderen Mitgliedern des Bundes zuſammen. Weſentliche 
Entſcheidungen müſſen einſtimmig gefällt werden. Bundesſitz iſt Genf. 
Die Bundesmitglieder bekennen ſich zu dem Grundſatze, daß die Auf⸗ 
rechterhaltung des Friedens eine allgemeine Abrüſtung erfordert. Die 
Gliedſtaaten des Bundes verpflichten ſich, die territoriale Unverſehrt⸗ 
heit aller Bundesmitglieder zu achten und gegen jeden äußeren Angriff 
au. wahren. Die Bundesmitglieder kommen überein, Schiedsgerichts⸗ 
barkeit und einen ſtändigen internationalen Gerichtshof zu errichten. 
Die Verſammlung kann von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder zu 
einer Nachprüfung der unabwendbar gewordenen Verträge auffordern. 
1 f . N (Art. 1— 26.) 

AN: Kommentar: e 

Von allen Herrlichkeiten, die Wilſon der Welt verſprochen hat, 

iſt nur der Völkerbund übrig geblieben. Dem Präſidenten zu Liebe 

wurde der Völkerbundvertrag angenommen und an die Spitze des 

Verſailler Vertrages geſetzt. Um die Errichtung des Völkerbundes 

zu erreichen, machte Wilſon dem Imperialismus der Verbandsmächte 

eine Konzeſſion nach der anderen und mußte ſchließlich erleben, daß 
“fein eigenes Volk nicht in die Minderung der Souveränität der 

Vereinigten Staaten einwilligen wollte, die der Völkerbund von 
ſeinen Teilnehmern verlangt, ohne in ſeiner jetzigen Geſtalt die ent⸗ 

sprechenden Vorteile zu bieten. f 
loyd George hat kürzlich ſelbſt geſagt, daß der Völkerbund vor⸗ 

mufig nur eine Allianz der Siegerſtaaten ſei, daß er aber durch 
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Hinzutritt aller Staaten zu einem wirkſamen Werkzeug für den 
Wiederaufbau der Welt gemacht werden könnte. 

Der Wert des Völkerbundes wird von dem Geiſte abhängen. in 
dem et fortgebildet wird. Bisher iſt er von dem Geiſte von Ver⸗ 
ſailles beherrſcht, dem Geiſte der Ungerechtigkeit, der Strafe, der 
Rache. Die deutſche auswärtige Politik muß danach ſtreben, die 
öffentliche Meinung der Welt zur Reform des Völkerbundes aufzu⸗ 
rufen, denn trotz aller ſchweren Mängel des jetzigen Völkerbundes 
liegt in ihm doch eine Hoffnung auf beſſere Zeiten, die ſonſt nirgends 
in dem Verſailler Vertrage zu finden iſt. Sieht doch die Völker⸗ 
bundsſatzung ausdrücklich eine Nachprüfung unanwendbarer Ver⸗ 2 
träge vor! Selbſt in ſeiner jetzigen unvollkommenen Geſtalt iſt da⸗ 5 
her der Völkerbund ein Apparat zur Reviſion des Verſailler Frie⸗ 
dens. 

Die Hauptmängel des gegenwärtigen Völkerbundes liegen in der 
Engherzigkeit, mit der Deutſchland und ſeine Bundesgenoſſen aus⸗ 
geſchloſſen worden find, und mit der gleichzeitig feſtgeſetzt wurde, 
daß ſeine weſentlichen Entſcheidungen einſtimmig gefällt werden 
müſſen. Durch die letztere Beſtimmung ift der Völkerbund zur Uns 
tätigkeit verdammt, da jedes Mitglied in der Lage iſt, eine verftäns 
dige Reform zu fabotieren. 

Trotz aller Mängel des heutigen Völkerbundes iſt aber doch die 
Hoffnung berechtigt, daß er dazu beitragen wird, dem Gedanken der 
Gemeinſamkeit der Intereſſen aller Länder zum Siege zu verhelfen. 1 
Doch iſt hierzu der Beitritt aller Staaten notwendig. Wer bei uns 
den Beitritt Deutſchlands nicht wünſcht, wird vielleicht dadurch an⸗ 
deren Sinnes werden, daß er ſieht, wie die unerbittlichſten unter 
unſeren früheren Feinden, die uns ganz vernichten wollen, alle 
Hebel in Bewegung ſetzen, um den Eintritt Deutſchlands zu hinter⸗ RB 
treiben. 
Die wichtigſte Frage für die Zukunft des Völkerbundes ift die noch 

ungeklärte Stellung der Vereinigten Staaten. Die Amerikaner 
nehmen hauptſächlich daran Anſtoß. daß ihnen zugemutet wird, die 
territorialen Mißgriffe von Verſailles zu garantieren. Es dürfte . 
ausgeſchloſſen ſein, daß Amerika dem Völkerbunde beitritt, ſo lange . 
dieſer Artikel noch gültig iſt. Hiervon abgeſehen, iſt anzunehmen, 
daß zwiſchen den beiden mächtigen Weltreichen. England und den 
Vereinigten Staaten, ſchließlich eine Verſtändigung über die Revi⸗ 
ſion des Völkerbundes erzielt werden wird. Die deutſche öffentliche 
Meinung ſollte ſich in der gleichen Richtung betätigen, denn nur 
durch den Sieg des Gedankens der Gemeinſamkeit der Intereſſen 
aller Länder, unter Wahrung des Prinzips der freien Gelhithejtim- 
mung aller Völker, kann Europa vor dem Sturze in den 1 
bewahrt werden, an deſſen Nand es jetzt ſteht. 10 

Graf Johann⸗Heinrich Bernſtorff, 

Vorſitzender der Deutſchen Liga für Völkerbund 
(früher Deutſcher Botſchafter in Washington). 
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5 | Ceil ll. 
\  Deuffchlands Grenzen. 
Die Grenzen Deutſchlands ir feftgelegt, wie fie auf der anf 
genden er eingezeichnet find (Artikel 27—30.) 

Durch die neue 8 die das Friedensdiktat von Ver⸗ 
ſailles uns willkürlich aufzwingt, werden uns außer dem Naub un⸗ 
ferer geſamten Kolonien genommen: Elſaß⸗Lothringen, Moresnet, 
Eupen⸗Malmedy, Teile von Oſtpreußen, faft ganz Weſtpreußen, die 
Provinz Poſen. Volksabſtimmungen ſollen entſcheiden über das 
Saarbecken, Schleswig, Oberſchleſien, Teile von Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen. . s 

Elſaß⸗Lothringen wurde vor mehr als 1 Jahren deutſch. 
„Das 1871 begangene Unrecht“, daß wir dies alte deutſche Land ohne 
Volksbefragung mit uns wieder vereinigten, ſollte der Frieden wie⸗ 
der gutmachen. Wir ſchlugen daher in Verſailles eine Volksabſtim⸗ 
mung über folgende drei Möglichkeiten vor: Vereinigung mit Frank⸗ 
reich oder Vereinigung mit dem Deutſchen Reiche als Freiſta at over 
volle Unabhängigkeit Elſaß⸗Lothringens. Ueber dieſe Volſchläge 
ging die Entente zur Tagesordnung über. Ohne jede Volksabſtim⸗ 
mung haben wir Elſaß⸗Lothringen an Frankreich abzutreten, ob⸗ 
wohl vier Fünftel der Bevölkerung nach Sprache und Sitte deutſch 
ſind. 

Das Saargebiet mit ſeinen reichen Kohlenſchätzen, die franzöſi⸗ 
ſches Eigentum werden, ſeinen umfangreichen Forſten, zahlreichen 
Kaliwerken, Glashütten, mit ſeiner weltberühmten Induſtrie wird 
auf 15 Jahre angeblich dem Völkerbund, tatſächlich an Frankreich 
ausgehändigt. Nach 15 Jahren ſoll eine Volksabſtimmung über das 
Saarland entſcheiden. Inzwiſchen werden der Gebrauch der deut⸗ 
ſchen Sprache, die Schule, das religiöſe Leben unter franzöſiſche Auf⸗ 
ſicht geſtellt, franzöſiſche Schulen aller Art eingerichtet. Die Aus⸗ 
weiſung der führenden Deutſchen erfolgt in brutaler Offenheit. 
Dabei iſt das Saargebiet vor über 1000 Jahren deutſch geworden 
— von 1050 Jahren war es 68 Jahre franzöſiſch — 1918 waren 

5 unter 610 000 Einwohnern noch nicht 100 Franzoſen! 

Neutral⸗ und Preußiſch⸗Moresnet, Eupen⸗Malmedy, die völlig 
deutſch ſind, immer deutſch waren, ſind an Belgien gegeben. Der 

große Waldreichtum und die Zinkerze haben die Verbandsregierun⸗ 

> 

gen hierzu bewogen, wie fie ſelbſt offen zugeben. 

Nordſchleswig wurde einer ungerechten Abſtimmung nach willkür⸗ 
lich gegen deutſches Intereſſe feſtgeſetzten Zonen unterworfen. Ge⸗ 

häſſige Unterdrückung und Chikanierung unſerer Landsleute Haben | 
das STE OR weiter gefälſcht. 
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Von Oſtpreußen werden die Kreife Memel — Zn der vor 650 

Jahren von uns gegründeten deutſchen Stadt Memel — Heydekrug 

und Teile der Kreiſe Tilſit und Ragnit losgetrennt, die ſeit 1422 zu 
Deutſchland gehören. 

Die oſtpreußiſchen Kreiſe Oletzko, G Neidenburg, Jo⸗ 
hannesburg, Lyck, Sensburg, Allenſtein, Oſterode, Lötzen, Röſſel, die 
ſeit 500 Jahren deutſch ſind, ſollten durch Volksabſtimmung von uns 
geriſſen werden. Ebenſo die weſtpreußiſchen Kreiſe Stuhm, Ma⸗ 
rienburg, Marienwerder, Roſenberg. Die Volksabſtimmung — der 
erſte Lichtblick nach langem Elend — bei welcher weit über / der 
Bevölkerung für den Verbleib bei Deutſchland ſtimmten, gab un eren 
Gegnern die richtige Antwort. Trotzdem wurde das ganze rechte 
Weichſelufer an Polen gegeben. 

Faſt ganz Weſtpreußen, das in ſeiner großen Mehrheit deutſch iſt, 
und ſogar ein Teil von Pommern wird an Polen abgetreten und 
Oſtpreußen durch dieſen „Korridor“ von Deutſchland getrennt. Auch f 
die alte deutſche Hanſeſtadt Danzig, in der verschwindend, aun 
Polen wohnen, wird uns entriſſen. 

Die Provinz Poſen, die Kartoffel⸗ und Rornfammer Deutfäfands, “ 
iſt kurzer Hand an Polen überlaſſen. 

Oberſchleſien mit ſeinen ungeheuren Kohlenlagern ſoll uns ges 

nommen werden, womit Deutſchlands wirtſchaftlicher Untergang bee 
ſiegelt wäre. Oberſchleſien iſt hauptſächlich von Franzoſen beſetzt, 
die dieſes alte deutſche Land den Polen in die Hände ſpielen. Pol⸗ 
niſcher Terror, politiſche Vergewaltigung, Plünderung, Mord ſollen 
unſere Landsleute von der Abſtimmung für Deutſchland abſchrecken. 
Es iſt die heilige Pflicht eines und einer jeden abſtimmungsberech⸗ 
tigten Deutſchen mit dem Stimmzettel in der Hand für das Deutſch⸗ 
tum in Oberſchleſien zu kämpfen, um es dem Vaterlande zu erhalten! 

Die territorialen Beſtimmungen, die der Friedensvertrag treffen f 
wollte, ſollten nach den feierlichen Vereinbarungen, die Deutſchland 
im Herbſt 1918 mit den Verbandsregierungen eingegangen war, 
nach folgenden Leitſätzen geregelt werden: 
„Jede territoriale Regelung muß im Intereſſe 151 zugunſten der 

beteiligten Bevölkerungen getroffen werden“, „neue Elemente von 
Zwiſt und Gegnerſchaft ſollen nicht geſchaffen werden“; „Völker und f 
Provinzen dürfen nicht von einer Souveränität zur anderen ver⸗ 
ſchachert werden, gerade, als ob ſie bloße Gegenſtände oder Steine 4 
in einem Spiele wären.“ 
Was iſt hieraus geworden? Vertrauensbruch, Wortbruch, Vers A 

tragsbruch! 
Millionen deutſcher Männer und Frauen ſind „verſchachert“ trotz 

unſeres feierlichſten Einſpruchs. Die Eroberungszüge Ludwigs XIV, 
‚ie ein harmloſes Spiel gegen dieſen territorialen Raub an Deutſch⸗ 
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rechtlichkeit Beſtand haben? Kann ſolche Ungeheuerlichkeit dil 
Grundlage des Weltfriedens bilden? 
iR Freiherr von Lersner, 
= Mitglied des Reichstags 

(früher Vorſitzender der Deutſchen Friedensdelegation 
in Verſailles und Paris). 

8 Mi fofher Wortbruch ungefühnt bleiben? Kann ſolche Wider 

rn 

bh. 

AB eil III. 
Poliliſcht Veſtimmungen über Europe. 
i Eee Abſchnitt 1. 5 

Belgien. 

e 

Deutſchland muß an Belgien außer dem Gebiet von Preußiſch⸗ 
Moresnet die beiden preußiſchen Kreiſe Eupen und Malmedy abtreten, 
Während 6 Monaten nach Friedensſchluß werden in Eupen und Mal⸗ 
medy von den belgiſchen Behörden Proteſtliſten ausgelegt, in denen ji 
die Einwohner der beiden Kreiſe eintragen können, wenn ſie den Wuni 
haben, daß dieſe Gebiete ganz oder teilweiſe bei Deutſchland verbleiben 
jellen, Belgien hat das 2 7 dem Völkerbund zu übermitteln, der 
über die Zugehörigkeit der Kreiſe endgültig enticheidet. - 
Ein Ausßſchuß von 7 Mitgliedern (darunter nur ein Deutſcher) ſoll 
die neue Grenzlinie zwiſchen Deutſchland und Belgien unter Berück⸗ 
e wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der Verkehrswege an Ort 
und Stelle feſtſetzen. Bun (Artikel 31—389,) 

Die Abtretung der Kreiſe Eupen und Malmedy an Belgien ift für 
alle dem Friedensvertrag vorausgegangenen Verſprechen und Ab⸗ 
machungen ein Schlag ins Geſicht. Während für die Wegnahme der 
anderen deutſchen Gebiete deren frühere Zugehörigkeit zu fremden 
Staaten oder ſtarke Durchſetzung mit fremdſprachiger Bevölkerung 
angeblich maßgebend geweſen ſind, kann der Vertrag hier keines 
dieſer Momente für ſich in Anſpruch nehmen. Eupen und Malmedy 
haben weder geſchichtlich jemals zu Belgien gehört, noch ſind ſie von 
fremdſprachigen Elementen (abgeſehen von einer kleinen walloniſchen 
Enclave) durchſetzt. Sie konnten daher nach den Wilſon'ſchen 
Grundſätzen für eine Angliederung an Belgien nicht in Frage kom⸗ 
men. Der Friedensvertrag hat ſich über dieſe Tatſachen hinweg⸗ 
geſetzt und die Kreiſe Belgien zugeſprochen. Um den Bruch der 

feierlichen Verſprechungen zu bemänteln, hat er allerdings eine Art 
Abſtimmungsverfahren zugelaſſen, das aber in Wirklichkeit keine Ab⸗ 
ſtimmung iſt. In voller Erkenntnis des Umſtandes, daß die Weg⸗ 
nahme der beiden Kreiſe mit ihren 60 000 Einwohnern, die (abges 

ſehen von übrigens ebenfalls deutſch geſinnten etwa 9000 Wallonen) 
rein deutſcher Abſtammung, Geſinnung und Mutterſprache find, auf 
dem legalen Wege einer unbeeinflußten, freien Volksabſtimmung 
nicht zu erreichen war, wurde für die Einwohner nur ein Proteſt⸗ 
recht zugelaſſen, deſſen Modalitäten an Scheinheiligkeit ſeines glei⸗ 
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chen ſuchen. Die Einwohner der Kreiſe durften 14 in zwei Liſten 
eintragen, die von den belgiſchen Behörden geführt wurden. 
Daß bei dieſem Verfahren eine freie Meinungsäußerung ausge⸗ 
ſchloſſen war, iſt ſelbſtverſtändlich. Der Vertrag hat bewußt Vor⸗ 
ſorge getroffen, daß die „Volksabſtimmung“ illuſoriſch und der Er⸗ 
folg zugunſten Belgiens ſichergeſtellt wurde.“) 

Die Beſtimmungen des Vertrages über die Befugniſſe der Grenz⸗ 
kommiſſionen ſind klar und hätten zu falſchen Auslegungen keinen 
Anlaß geben können. Die neue Grenzlinie, welche im Vertrag mit 
unzweideutiger Genauigkeit feſtgelegt war, iſt jedoch inzwiſchen zu 
Ungunften Deutſchlands verſchoben worden; nicht nur die Kreiſe 
Eupen und Malmedy fallen an Belgien, fondern auch noch ein 
Drittel des öſtlich daneben gelegenen Kreiſes Monſchau. Der Grenz⸗ 
ausſchuß hat gegen meinen heftigen und rechtlich einwandfrei 

begründeten Widerſpruch die Bahnli.ie, die Aachen mit Monſchau 
verbindet, aus „Verkehrsgründen“ Belgien zugeſprochen. Irgend 
eine wirtſchaftliche oder Verkehrsnotwendigkeit kann für diefe Ent⸗ 
ſcheidung nicht anerkannt werden, im Gegenteil: der Kreis Monſchau 
hat nur dieſe einzige Bahnverbindung mit ſeiner Hauptſtadt Aachen 
und mit Deutſchland. Durch die Wegnahme der Bahn iſt er wirt⸗ 
ſchaftlich ruiniert und verliert ein Drittel ſeinet Bodenfläche. Die 
Entſcheidung der Grenzkommiſſion und deren Beſtätigung durch den 
Botſchafterrat bedeutet einen Bruch des Friedensvertrages und 
einen neuen Gewaltakt gegenüber Deutſchland. Sie beweiſt, daß 
ſelbſt bei einwandfrei klaren Beſtimmungen des e eine 
1 pr kun nicht gewährleiſtet if. 

Landrat Heimann, 
Deutſcher Vertreter im ee 

für Eupen⸗Malmedy. 

Abſchnitt 2. 

Luxemburg. 
e verzichtet gegenüber Luxemburg auf alle vor em ariege 

. geſchloſſenen Verträge inſoweit, als ſie ihm günſtige Beſtimmungen ent⸗ 
halten. Der Zollverband mit Luxemburg wird gelöſt, Deutſchlands 

Rechte über die Eiſenbahnen werden aufgehoben, die Neutralität 
Luxemburgs wird neu geregelt. Handels- und verkehrspolitiſch it, 

1 Luxemburg volle Meiſtbegünſtigung einzuräumen. (Artikel A ene 

9. Die Proteſtfarce iſt inzwiſchen jo verlaufen, wie ſie vom Vertrage 
Heabſichtigt war. Die Bevölkerung der von belgiſchem Militär, 8 
Gendarmen und belgiſchen Spitzeln beſetzten Kreiſe Eupen und Malmedtz 

durfte ſich in die von den Belgiern rur in den Städten Eupen und Mal⸗ 
medh ausgelegten Proteſtliſten eintragen. Wer zum Proteſt erſchien, wurde 
einem langen Verhör und einer intenſiven Bearbeitung gegen Deutſchland 
unterzogen. Wer es dann roch nicht unterließ. ſich einzutragen, der wurde 
auf ſeinem Ausweis als Proteſtler gebrandmarkt. Ihm wurden die amtlich 
verteilten Lebensmittel geſperrt und die Umwechſlung der deutſchen Mark 
in Beige Franken terjagt, fo daß er fih überhaupt nichts kaufen lonnte). Fi, 
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Dieſe Beſtimmungen greifen willkürlich in das Vertragsverhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Luxemburg ein, ohne daß beide Staaten 
zur Mitwirkung herangezogen worden wären. Unter dem Schutze 
d Zollvereins hatte ſich in Luxemburg unter deutſcher Führung 
ei ae Eiſeninduſtrie entwickelt, die durch Arbeitsteilung 
10 Kapitalverbindung auf den ungeſtörten Zuſammenhang mit den 
dei fees Unternehmergruppen angewieſen iſt. Deutſchland empfin⸗ 
det ſeinerſeits den Ausfall der aus Luxemburg bezogenen Rohſtoffe 
und Halbfabritkate zur Weiterverarbeitung in Deutſchland als wirt⸗ 

N ſchaftlich. ſtörend und produktionshemmend. Entgegen dem natür⸗ 
lichen Verlauf der wirlſchaftlichen Kraftlinien wird Luxemburg jetzt 
gezwun gen. nach Weſten Anſchluß zu ſuchen: die Zukunft wird zeigen, 
daß auch hier das Diktat von Verſailles ſtörend und mit verletzender 
e in eine rag ya, eingegriffen hat. f 

5 n Pr. Streſemann, 
e e eee e s, des een 

„e et un Abschnitt e eee ei un 
he eee tes Rheinufer f 

2 e wird es unterſagt, auf dem linken Mbeinu fer und in 
einer 50 km breiten Zone auf dem rechten Rheinufer Befeſtigungen bei⸗ 
zubcehalten oder, anzulegen. In dieſem Gebiet find die Unterhaltung 
und Verſammlung militäriſcher Streitkräfte, das Abhalten militäriſcher 

Uebungen und jede Vorkehrung für eine Mobilmachun verboten. Jeder 
Verſtoß hiergegen gilt als feindliche Handlung und Störung des Welt⸗ 
friedens. (Artikel 42—44.) 
Die Schleifung unſerer Feſtungen am Rhein kann nicht in der 

Abſicht gefordert ſein, Frankreich und Belgien vor einem deutſchen 
Angriff zu ſchützen. Dieſe Begründung wäre finnlos, denn die Rhein⸗ 
befeſtigungen dienen ausſchließlich unſerer eigenen Verteidi⸗ 
gung, nicht aber Angriffszwecken. Der wahre Grund, der die 
Franzoſen auf der Beſeitigung der Befeſtigungs⸗Anlagen beſtehen 
hieß, kann ſomit nur in dem Wunſch liegen, unſere Weſtgrenze 
99 8 5 nem ransöffe belgischen Angriff ſchus⸗ und wehrlos 
zu m 
Dem gleichen Zwecke dient auch das Verbot der Unterhattung 

militäriſcher Kräfte und jeder Mobilmachungsvorbereiti ung in dem 
weſtlichen Grenzgebiete. Dieſe Veſtimmung hat noch eine weitere 

N folgenſchwere Bedeutung. Vorneh mſte Pflicht und unbeſtreitbarſtes 
Recht ſedes Staates ift es, innerhalb feines Gebietes Nuhe und Ord⸗ 
nung zu erhalten und dem Willen der Staatsgewalt, im äußerſten 
Falle mit mititäriſcher Macht, Gettung zu see fen. Dieſes Necht 
iſt dem Deutſchen Neiche für ſeine w weſelich iche Grenzmark geraubt. 
Kommt es — wie im Frühjahr 1920 im Ruhrgebiet — zu inneren 
Auſſtänden, deren die Polizei nicht Herr werden kann, ſo ſteht die 
Deutſche Negierung ſtets vor der Wahl, vor den Aufrührern zu kapi⸗ 
tulieren, den verfaſſungstreuen Teil der Bevölkerung und die fried⸗ 
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liche Arbeit ſchutzlos dem Terror einer Minderheit preiszugeben., oder | 
aber Zwangsmapnahmen, wie die verstagswidrige wejegung des 
Maingaues im Frühjahr 1920 heraufzubeſchwören. Das deutſche 
Volk iſt alſo in den weſtlichen Teilen des Reichs eines weſentlichen 
Teils der ſtaatlichen Souveränität und des Rechtes beraubt, die 
Grenzen zu ſchützen, im Widerſpruch zu den übrigen Beſtimmungen 
des Friedensvertrags, wonach das deutſche Heer zur Aufrechterhal⸗ 
tung der Ordnung innerhalb des deutſchen N 5 hu Grenz 
e beſtimmt iſt. 

von Seat, 
General der Infanterie und Chef der Heeresleitung 1 

(früher militäriſcher Sachverſtändiger bei der 
N chen Adee in Be illes). 

Abſonitt 4 

Saarbecken. 

Als Erſaß für die Zerförung der Kohlengruben in Rorbfrant ei 
und als Anzahlung auf die Wiederherſtellung hat Deutſchland ſämtliche 
Kohlengruben des Saargebiets und der Weſtpfalz völli ſchulden⸗ und 
laſtenfrei an Frankreich abzutreten. Frankreich wird a einiger Eigen⸗ 
tümer mit ausſchließlichem Ausbeutungsrecht. 
Feſtſetzung der Preiſe für alle Erzeugniſſe der Gruben und ihre Ver⸗ 
teilung nach freiem Ermeſſen vornehmen, wenn der örtliche Verbrauch 
des Saargebiets befriedigt iſt. 

f Wird das Saarland nach 15 Jahren wieder mit Deutſchland bereinigt. 
hat Deutſchland die Gruben von Frankreich zurückzukaufen. Auch nach 
Rückkehr der Gruben ſteht Frankreich noch ein Vorbezugsrecht an Kohle 
85 Das Saargebiet wird dem franzöſiſchen Zrllſyſtem eingeordnet. 

er Umlauf des franzöſiſchen Geldes im Saarbecken unterliegt kleiner 3 
„Heſchränkung 

Deutſchland verzichtet auf die Regierung des Saargebietes und eines 
Teils der Pfalz zu Gunſten des Völkerbundes und iſt damit einrer⸗ 
ſtanden, daß die Bevölkerung die ſes Gebets nach 15 Jahren zur Aeuße⸗ 
rung darüber berufen wird, ob ſie weuer vom Völkerbund regiert. mit 
Frankreich oder mit Deutſchland vereinigt werden will. 
Die Regierung des Saargebiets wird einem vom Völkerbunds rat er ⸗ 

‚nannte Ausſchuß von fünf Mitgliedern übertragen (darunter ein 
Die Saar ranzoſe und ein Saarländer, jedoch kein Reichsdeutſcher). 

lkerung darf ſich nicht an Reichs⸗ oder Landtagswahlen beteiligen 
ang hat nur ein örtliches Wahlrecht. Die nach 15 Jahr 

4 (Artikel 45-50 und Anlage.) 

Die Beſtimmungen über das Saarbecken ſind ein Kompromiß zwi⸗ 
ſchen Frankreich und den anderen Verbandsmächten. 
wollte das Gebiet einfach annektieren, trotzdem es kulturell und 
ſtaatsrechtlich unzweifelhaft deutſch iſt. Wollte man nur Erſatz für 
die Zerſtörung von Kohlengruben in Nordfrankreich und eine An⸗ 1 
zahlung auf die Deutſchland auferlegte TI dann R 

75 a HR U a 
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Frankreich kann die 

ren vorzuneh⸗ 
mende Volksabſtimmung findet gemeinde⸗ oder bezirksweiſe ftatt.. Der 
Völkerbund entſcheidet unter Berückſichtigung des Stimmergebniſſes, 
unter welche Souveränität das Gebiet ganz oder teilweiſe tritt. Deutſch⸗ 
1 hat ſich ſchon jetzt mit dieſer Entſcheidung einverſtanden zu er⸗ 

Frankreich 

h 60 1 

e 
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ären mindeſtens doch die getroffenen Zollbeſtimmungen, die Ein⸗ 
ſetzung einer Völkerbunds⸗Regierung und die Anordnung einer 

ſailles mehr als ausreichende Sicherungen für die Kohlenlieferungen 
angeboten worden ſind; kurz, dann brauchte man nicht über Bevölfes 
rung und Gebiet als „Zubehör der Kohle“ zu verfügen. Der Verluſt 
der Kohlengruben trifft Deutſchland ſchwer. Die Förderung der 
Saargruben betrug vor dem Kriege etwa 12 Millionen Tonnen 
jährlich. An abbaufähigem Kohlenvorrat wurden ungefähr 15 Mil⸗ 
liarden Tonnen feſtgeſtellt, alſo bei gleicher Förderung für über 
1000 Jahre ausreichend. Beſchaftigt ſind im Saarbergbau über ſech⸗ 
zigtauſend Arbeiter. 

Noch ungerechtfertigter als die Beſtimmungen über die Gruben iſt 
die Einordnung des Gebiets in das franzöſiſche Zollſyſtem. Hier⸗ 
durch ſoll das Saargebiet wirtſchaftlich von Deutſchland getrennt und 
mit Frankreich verbunden werden. Beſonders die Hütteninduſtrie 
mit ihren dreißigtauſend Arbeitern und einer Produktion von zwei 
Millionen Tonnen Stahl und einer Million Tonnen Roheiſen iſt 
Frankreich auf Gnade und Ungnade ausgeliefert, da ſie nicht nur 
die Kohle, ſondern auch das Erz von Frankreich kaufen muß. Dabe? 
verlangt Frankreich für die Saarkohle Weltmarktpreiſe und Bezah⸗ 
lung in Franken, alſo ein Vielfaches der deutſchen Kohlenpreiſe. 
Die deutſche Mark ſoll verdrängt und die Frankenwährung einge⸗ 
führt werden. 
Die Hüttenwerke und andere Unternehmungen wurden gezwungen, 

über die Hälfte ihrer Aktien Franzoſen zu überlaſſen. Wer ſich 
. dem wurden Erz oder Kohlen verweigert, bis er gefügig 
wurde 
Etwa 800 000 Deutſche wurden einer landesfremden Regierung 

unterſtellt, auf deren Zuſammenſetzung ſie keinerlei Einfluß haben 
und der dazu noch diktatoriſche Gewalt verliehen iſt. Dieſe Negie⸗ 
rung legt den Verſailler Vertrag nach Willkür aus, ſie ſtößt ſich nicht 
an den berechtigten Wünſchen und Forderungen der Bevölkerung, 
duldet entgegen den Vertragsbeſtimmungen franzöſiſches Militär, 
farbige Truppen und franzöſiſche Kriegsgerichte im Saargebiet, läßt 
durch franzöſiſches Militär Ausweiſungen der ehrenhafteſten Bürger 
jeden Standes vornehmen und nimmt auch ſelbſt ſolche rechtswidri⸗ 
gen Ausweiſungen vor. Ausgewieſen wurden vornehmlich politiſche 
Führer, Zeitungsverleger, Redakteure, aber auch verlosen, die nicht 

im öffentlichen Leben ſtehen. 
Die Preſſe⸗ und Verſammlungsfreiheit iſt ſo gut wie aufgehoben. 
Sogar Zeitungspapier darf aus Deutſchland nur mit beſonderer 
Genehmigung Frankreichs bezogen werden. Der Belagerungszuſtand 
gibt Gelegenheit, alle mundtot zu machen, die unbequem find. 
Eine Volksvertretung hat das Saarbecken nicht, obſchon ſie von 
der Bevölkerung in einmütigſter Weiſe gefordert wird. Obgleich 

lksabſtimmung überflüſſig geweſen, zumal deutſcherſeits in Ver⸗ 
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nach dem Vertrage die Amtsſprache deutſch iſt, die deutschen Geſetze, ’ 
Verordnungen und Gerichte beibehalten werden müſſen, bedient fi 
die Saarregierung amtlich der franzöſiſchen Sprache. Sie fett faſt 
nur Franzoſen in alle leitenden Stellen. Sie, die nach dem Ver⸗ 
jailler Vertrag in erſter Linie für die Rechte und das Wohl der Bes 
völkerung forgen und das Gebiet als Treuhänder bis zur Abſtim⸗ 
mung verwalten ſoll, läßt die Franzoſen Wirtſchafts⸗ und Kultur⸗ 
propaganda ſchrankenlos treiben, duldet aber keine deutſche Abwehr⸗ 
tätigkeit gegen die Franzöſiſterungsbeſtrebungen. Sie ſteht in allen 
wichtigen Fragen auf Seiten der Franzoſen. 
Sowohl der Verſailler Vertrag, wie die Saat · N terung ver⸗ 

ſuchen, das Saarbecken wirtſchaftlich ſofort und politi Id 4 1 7 
nach 15 Jahren den Franzoſen zuzuſchanzen. 
Die kerndeutſche Bevölkerung dieſes Gebiets ſeufzt ſchwer unter b 

der Fremdherrſchaft. Kulturell bedrängt, politiſch enttechtet und 
wirtſchaftlich verſklant kämpft ſie einen harten Kampf für ihr 
Deutſchtum, gegen ſich allmächtig fühlende Gegner! Das iſt uner⸗ 
träglich ſowohl für die Bevölkerung wie für eee und 

Volkerverſöhnung. Redakteur Karl Ollmert N 
(früher Gewerkſchaftsführer der Bergarbeiter 

im Saarbecken, Mitglied des Preußiſchen nee 
hauſes und der Netionaiserjammlung). 

Abſchnitt 5. 

Elſaßz⸗Lothringen. 

Elfaß-Lolhringen wird an Frankreich abgetreten. Die ehr 
werden Franzoſen. Das Reichs- und Staatscigentum fällt ohne Ent⸗ 

ſchädigung an Frankreich. Privates Eigentum von Deutſchen wird ent⸗ 
eignet. Jede wirtſchaftliche Betätigung Deutſchen in Elſaß Lockringen 

wird ausgeſchaltet. (Artikel 51—79.) 
Der Berluft Elſaß⸗Lothringens iſt eines der ſchmerzlichſten Ergeb⸗ 

niſſe des Krieges. Verloren iſt das herrliche Land zwiſchen Rhein 
und Vogeſen mit ſeinen alten berühmten Städten, den Weilern, den 
Gärten, den Weinbergen, den grünen Tälern, den windfriſchen 
Höhen, den Burgen und Domen aus ehrwürdigen r die An 
deutſchen Namen preifen. 

Verloren ſind Straßburg und Metz! d 
Eine Fülle deutſcher Kraft und Esihfeikspape. k mit t ihren an 

Früchten geht dahin. Denn was das Deutſche Reich abgegeben, iſt 
unvergleichlich viel mehr als der Erwerb von 1871. Unter deutſchem 
Schutz hatte Elſaß⸗Lothringen ſich zu einem wichtigen Organ der 
ganzen deutſchen Volkswirtſchaft entwickelt. Durch den Vertrag von 
Verſailles verliert Deutſchland nicht nur ein gewerbefleißiges und 
fruchtbares Land mit einer begabten, fleißigen Bevölkerung, einer 
blühenden Land-, Forſt⸗ und Viehwirtſchaft und dem größten Wein⸗ 
baugebiet Deutſchlands. Die Abtrennung des Reichslandes bedeutet 
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Deutſchland auch den Verluſt lebenswichtiger Induſtrien und 
nentbehrlicher Rohſtoffquellen. Im Ober⸗Elſaß hat es die wichtige 
extilinduſtrie eingebüßt mit 1400 Wollwebereien, großen Spinne⸗ 

reien, Zeugbruckereien und der größten Nähfadenfabrik der Welt. 
ie Straßburger Lederfabriken waren Neuſchöpfungen vollkommend⸗ 

Stils; die Lothringer Eiſenerze machten ein Drittel der geſam⸗ 
Erzverſorgung der deutſchen Induſtrie aus; die Bergwerkspro⸗ 

duktion an Erzeugniſſen der Eiſeninduſtrie betrug 22 Millionen 
Tonnen; die Kohlenproduktion 4 Millionen Tonnen. Die Pechel⸗ 
bronner Oelquelle war die einzige große Petroleumquelle Deutſch⸗ 
lands. Mit den mächtigen Kalilagern im Elſaß verlor Deutſchland 
das einzige Rohſtoffmonopol der deutſchen Volkswirtſchaft. 
Elſaß⸗Lothringen war ſeit 1871 wieder zu einem ungemein wich⸗ 
tigen und engverbundenen Teil des deutſchen nationalen Körpers 
geworden. Die Entwicklung des Oberrheins als Schiffahrtsweg und 
der Straßburger Rheinhafen hatten dieſes Band noch feſter ge⸗ 
knüpft. Die Zerreißung der im Laufe der 48 Jahre entſtandenen 

i wirtſchaftlichen Zuſammenhänge bedeutet deshalb für die deutſche 
Wirtſchaft eine tiefgehende dauernde Schädigung. Aber auch Elſaß⸗ 
Lothringen ſelbſt, deſſen wichtigſte Induſtrien für den deutſchen 
Markt arbeiteten, mußte ſie ſchwer erſchüttern. 
Mit der wirtſchaftlichen Expanſion hatte ſich die Einwohnerſchaft 

von 1½ auf fait 2 Millionen vermehrt. Die einheimiſche Vevölke⸗ 
rung iſt in ihrer Maſſe — abgeſehen von einigen Gebietsteilen des 

weſtlichen Lothringens — nach Sprache und Volkstum deutſcher Art 
und deutſchen Stammes. Durch den Friedensvertrag ſind 400 000 

zugewanderte deutſche Volksgenoſſen heimatlos geworden. 100 000 
ſind bereits aus Elſaß⸗Lothringen ausgewieſen. 
Das Eigentum der Deutſchen in Elſaß⸗Lothringen wurde von 

Frankreich enteignet. Deutſchland hat die Enteigneten zu entſchä⸗ 
digen. Es handelt ſich hierbei um Milliardenwerte, denn alle große 
neue induſtrielle Betätigung der letzten 48 Jahre im Reichsland lag 
faſt ausnahmslos in deutſchen Händen. An wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen dürfen ſich in Zukunft Deutſche nicht mehr betätigen, 
denn durch den Verſailler Frieden wird deutſche Beteiligung vom 
Eiſenbafmbetrieb, von Schiffahrt, Waſſer, Gas, Elektrizität, vom 
Eigentum an Gruben, Steinbrüchen, Hüttenwerken ausgeſchaltet. 
Nach alledem iſt es nicht erſtaunlich, daß auch alles Eigentum des 
Reichs oder deutſcher Staaten in den Reichslanden ohne Entſchädi⸗ 
gung an Frankreich fällt. So übernahm der franzöſiſche Fiskus auch 
die Reichseiſenbahnen, die wir 1871 zu hohen Preiſen von den fran⸗ 

zöſiſchen Bahngeſellſchaften erworben und im Laufe der Sabre mäch⸗ 
tig ausgebaut haben. 
Deutſchland hat Arbeit und Werte eines halben Juhrhunderts 

verloren. Die Abtretung hat eines der Lebenszentren des Deutſchen 
Reiches zerſtört. Ein Land, deſſen Bevölkerung zu 87 Prozent deut 



iſt, wurde ohne weiteres an Frankreich gegeben. In dieſem Land 
hat ſeit Jahrhunderten deutſche Kunſt und Kultur geblüht. Die 
Fiſchart und Brant, die Geiler und Tauler predigten und ſchrieben 
hier, indem ſie deutſche Sprachdenkmale ſchufen; die ſteinernen Denk⸗ 
male von deutſcher Kunſt und Art ſprechen lauter noch als ſie. Die 
Politik der Entente jedoch ſpricht eine eigene Sprache! 

Schwander, 

DODberpräſident der Provinz Heſſen⸗Naſſan 
(früher Oberbürgermeiſter von Straßburg und 

Statthalter von Elſaß⸗Lothringen). 

Die Behandlung Elſaß⸗Lothringens im Vertrag von Verſailles tft 
die Krönung einer 48 jährigen, unermüdlichen Propaganda, mittels 
welcher Frankreich es verſtanden hat, durch irreleitende Darſtellun⸗ 
gen geſchichtlich erhärteter Tatſachen, durch ſkrupelloſe Intriguen in 
Elſaß⸗Lothringen, der ganzen Welt glaubhaft zu machen, daß Eraß⸗ 
Lothringen von dem Willen beſeelt war, wieder franzöſiſch zu wi. 
den. Gewiß war es 1871 ein großer Fehler, Elſaß⸗Lothringen zu 
annektieren, ohne das elſaß⸗lothringiſche Volk befragt zu haben. Die 
Elſaß⸗Lothringer haben dann auch in der Nationalverſammlung in 
Bordeaux feierlich gegen die Abtretung proteſtiert, Frankreich hat 
aber, ohne ſich dieſem Proteſt anzuſchließen, die Provinzen bedin⸗ 
gungslos preisgegeben. Das Intereſſe Frankreichs an Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen erlahmte mit den Jahren. Dem entſprach eine Zeit der 
Nuhe in Elſaß⸗Lothringen. Der wiedererwachende franzöſiſche Na⸗ 
tionalismus fachte jedoch das Intereſſe Frankreichs wieder an, und 
ſeither wird Elſaß⸗Lothringen der Schauplatz eines erbitterten 
Minenkrieges. Es kann nicht genug betont werden, wie künſtlich 
der irredentiſtiſche Gedanke in Elſaß⸗Lothringen von Frankreich er⸗ 
halten wurde: ſeine Schwankungen beweiſen es. Schwerwiegend 

wurde der Umſtand, daß Elſaß⸗Lothringen während des Krieges 
Etappengebiet war und hiermit beſondere Laſten und Unzuträglich⸗ 
keiten verbunden waren, die ſelbſt die perſönliche Freiheit des Ein⸗ 
zelnen mitunter nicht reſpektierten. Deportationen franzöſiſch ges 
ſinnter Elſaß⸗Lothringer erregten die Erbitterung der Bevölkerung, 
fie waren aber das Reſultat der jahrelangen franzöſiſchen Verhetzung 
ebenſo wie das Mißtrauen, mit dem im deutſchen Heere den Elſaß⸗ 
Lothringern begegnet wurde. 
Der Zuſammenbruch führte die Franzoſen überraſchend ſchnell nach ü 
Elſaß⸗Lothringen. Sie fanden bei ihrem Einzuge eine jubelnde 
Aufnahme durch die alten Männer, die vor 1870 geboren waren, 
durch die Kinder und Frauen, denen der Einzug der Franzoſen 
gleichzeitig die Aufhebung der Hungerblockade und das Kriegsende 
bedeutete. Die wehrhaften Männer Elſaß⸗Lothringens waren jedoch 
nicht anweſend, da ſie noch unter deutſchen Fahnen ſtanden. Auf die 



 Pällde Frage erften Ranges! 

N 

Begeifterung folgte dann mit der Ridkehr der jungen Generation 
die Ernüchterung, die ſich ſeit 1919 in andauernden Proteſten und 
Sttelks von grundſätzlicher Bedeutung ausdrückt. f 

zezeichnend iſt, daß dieſer Kampf ſich in erſter Linie gegen die 
Franzöſiſierung Elſaß⸗Lothringens richtet. Die Errungenſchaften der 
Beulen ſozialen Geſetzgebung wurden von Frankreich mit einem 
FJederſtrich rückgängig gemacht, fie müſſen erſt wieder erkämpft wer⸗ 
den. Die alemanniſche und fränkiſche Mutterſprache von neun Zehn⸗ 
tel der Bepölkerung wurde durch übermütige Sprachverbote be⸗ 
kämpft, die religiöfe Schule, die der Bevölkerung ſehr am Herzen 
liegt, ſoll abgeſchafft werden. Während unter deutſcher Herrſchaft 
die innerpolitiſche Entwicklung die Dezentraliſation erſtrebte und mit 
ihr eine möglichſt weitgehende Autonomie, iſt das franzöſiſche 
Staatsprinzip aufs ſtrengſte zentralifierend, ſowohl politiſch wie kul⸗ 
turell. Elſaß⸗Lothringen hatte ſeit 1911 eine eigene Verfaſſung mit 
zwei eigenen Parlamenten in Straßburg, deren Mitglieder nach dem 
gleichen, geheimen und direkten Wahlrecht gewählt waren. Nun 
haben die Landesgeſetze aufgehört zu beſtehen, die Bevölkerung iſt 
rechtlos im eigenen Lande geworden. Kein Wunder, wenn ihr jetzt 
zum Bewußtſein gekommen iſt, daß der Verſailler Friedensvertrag 
ihr die wertvollen politiſchen Errungenſchaften raubt. Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen iſt 1918 wenigſtens das gleiche Unrecht geſchehen wie 1871: 
Es iſt nicht befragt worden. Daher iſt unſere unabweisbare Forde⸗ 
rung: Die Reviſion des Friedensvertrages muß dies Unrecht wieder 
gutmachen und der Bevölkerung das Selbſtbeſtimmungsrecht er⸗ 
teilen! 

Für die Ruhe Europas iſt die Regelung der elſaß⸗lothringiſchen 
Frage von größter Bedeutung. Die Geſchichte zeigt, daß Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen den Franzoſen jedesmal begehrenswert erſchien, wenn ſie ihre 
kriegeriſchen Gelüſte befriedigen wollten. Seine geographiſche Lage 

gibt ſeinem Beſitzer den Schlüſſel zu Deutſchland und Mitteleuropa. 
Die franzöſiſchen Machenschaften in der Pfalz, im Saarbecken, in den 
Rheinlanden, die Beſetzung von Kehl, dem Konkurrenzhafen von 
Straßburg, zeigen deutlich den aggreſſiven Charakter der franzöſi⸗ 
ſchen Politik, die von Elſaß⸗Lothringen aus die gleichen Ziele zu er⸗ 
reichen beſtrebt ift, die fie im Geheimvertrag mit Rußland vom 
14. Februar 1917 vorgeſehen hatte! Die elſaß⸗lothringiſche Frage, 
deren Exiſtenz Frankreich aus auten Gründen hartnäckig leugnet, iſt 
keine franzöſiſche innerpolitiſche Angelegenheit, ſoadern eine euros 

H. Muth, 

Exekutiv⸗Kom iiee der elſaß⸗ 

lothringiſchen Autonomiſten. 



%%% ß) p . V9F ORGA DE LESE HARRREERSROET RR TR e {4 j ö 4 0 A 1, N W . ee e eee 

5 a 155 ” e ö 

1 

Abſchnitt 6, 
Oeſterreich. 

Deulſchland erkennt die Unabhärgigkeit Oeſberreichs in den zwiſchen 
biefem Staate und den Verbandsmächten feſtzuſetzenden Grenzen an 9 0 
und verpflichtet ſich, ſie unbedingt zu achten; Deutſchland erkennt an, 9 
daß dieſe Unabhängigkeit unabänderlich iſt. es ſei denn, daß der Völker⸗ N 
bundesrat einer Abänderung zuſtimmt. (Artikel 80.) „ 

Die „Unabhängigkeit“ Oeſterreichs, die durch den Vertrag garan⸗ N. 
tiert wird, ift nichts anderes, als die Abhängigkeit von der Entente 
in ökonomiſcher und vielleicht in weiterer Folge in ſtaatsrechtlicher 
Beziehung. Sie iſt die Unabhängigkeit des Bettlers von dem Herrn, 
auf deſſen Wohltat er angewieſen iſt. Die Grenzen Oeſterreichs ſind 
keine natürlichen Grenzen, ſondern ſchaffen ein unorganiſches Ge⸗ 
hilde, das nicht lebensfähig iſt. Das Verbot des Anſchluſſes iſt ein N 
Verbrechen an Defterreih wie an Deutſchland und die ſchlimmſte 0 
Verletzung des von den Siegern ſo laut proklamierten Selbſtbeſtim⸗ ö 
mungs rechtes der Nationen. Deshalb muß der Weg beſchritten wer⸗ 1 
den, der in der letzten Klauſel des obigen Artikels angedeutet iſt, | 
indem Oeſterreich verlangt, daß das Anſchlußverbot von dem TR 10 
des Völkerbundes. aufgehoben wird. 2 2 0 

Profeſſor Dr. Ludo Bartmann⸗Wien, 1 7 

(früher öſterreichiſcher Geſandter in Berlin). g 
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Abſchnitt 7. i 
Tſchecho⸗ Slowakei. N Hi? \ 9 

Deutſchland erkennt die vollſtändige Unabhängigkeit der Tſchecho Slo 1 ö 
wakei an und erklärt fein Einverſtändnis mit der Abgrenzung dieſes 1 
Staates, wie ſie durch die Verbandsmächte erfolgen wird. Deutſchland 1 
verzichtet zu Gunſten der Tſchecho⸗Slowakei auf alle Rechte auf den rot A 

. amfchriebenen Teil des ſchleſiſchen Gebietes (ſiehe Karte), das Hult⸗ N 
ſchiner Land. Deutſchland verzichtet bereits jetzt zu Gunſten der g 

| Tſchecho⸗Slowakei auf alle Rechte auf den weſtlichen Teil des Kreiſe 
Leobſchütz für den Fall, daß er infolge der deutſch⸗polniſchen Gene 
en, den Zuſammenhang mit Deutſchland verlieren ſollte. 

* (Artikel 8186) 

Die Eingliederung deutſcher Volksteile in die Tgchechoſlowatiſche 
Republik ohne ihre Zuſtimmung iſt ein offenbarer Verſtoß gegen das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. Indes hat Deutſchland die . 
„ ih in ihrer ee, . aner⸗ g 

Sag 3 - 

4 1 5 U wird. Ohne uns in die innere Politik des Na 
landes einzumiſchen, haben wir den Wunſch, daß zwiſchen ſeinen bei⸗ 
den ane Deutſchen und Tſchechen, und infolgedeſſeh auch 
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zwiſchen der Tſchechoſlowakei und Deutſchland ein Verhältnis vers 
träg lichen Zıjammenarbeiiens W werde. En 

— 

riedrich Stampfer, 
I : Mitglied des Reichstags . 

el 0.0, ‚(früßer Vertreter des „Vorwärts“ bei der 
f Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 

Ubſchnitt 8. NL. N Ki 

Deutſchland erkennt die völlige Unabhängigkeit Polens an und tritt 
an Polen alle Rechte und Anſprüche auf die auf der Karte eingezeich⸗ 
neben Gebiete ab, die faſt die ganze preußische Provinz Poſen und den 
größten Teil der Provinz Weſtbreußen umfaſſen. . 
Im weitaus größten Teil von Oberſchleſien — ausgenommen iſt nur 

der ſüdweſtliche Zipfel, beſtehend in der Hauptſache aus den Kreiſen 
Neiſſe, Falkenberg und Grotttau — werden die Bewohner berufen, im 
Wege der Abſtimmung bekannt zu geben, ob ſie mit Deutſchand oder 
Polen vereinigt zu werden wünſchen. Die Abſtim nungszone wird einem 
internationalen Ausſchuß (beſtehend aus einem Amerikaner, Franzoſen, 

Engländer, Italiener) unterſtellt und von Truppen der Verbandsmächte 
beſetzt. Der Ausſchuß hat ſeinem Bericht über das Abſtimmungsergeb⸗ 
nis einen Vorſchlag für die Grenzlinie zwiſchen Deutſchland und Polen 
in Oberſchleſien beizufügen. Die Feſtlegung der Grenzlinie erfolgt 
durch die Verbandsmächte. 
Polen verpflichtet fi, dem Durchgangsverkehr zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Deutſchland volle Freiheit zu gewähren. . 

Polen verpflichtet ſich, für 15 Jahre die Ausfuhr von Bergwerks- 
erzeugniſſen aus den etwa polniſch werdenden Teilen Oberſchleſiens 
nach Deutſchland frei von Ausfuhrabgaben zu geſtatten und dafür zu 
ſorgen, daß die oberſchleſiſchen Bergwerkserzeugniſſe an deutſche Käufer 
3 den gleichen Bedingungen wie an Polen oder andere verkauft 
werden. MN 
Die deutſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohnſitz in den polniſch 
werdenden Gebieten haben, erhalten anſtelle der deutſchen die polniſche 
Staatsangehörigkeit; jedoch können Deutſche, die ſich dort erſt nach 1907 
niedergelaſſen haben, die polniſche Staatsangehörigkeit nur mit beſon⸗ 
derer Ermächtigung Polens erhalten. 0 
Bei der finanziellen Auseinanderſetzung über die abzutretenden Ge⸗ 

biete bleibt der Teil der Staatsſchulden außer Anſatz, der nach Ent⸗ 
ſcheidung des Wiederherſtellungsausſchuſſes auf die von der Deutſchen 
und Preußiſchen. Regierung für die deutſche Beſiedelung getroffenen 
Maßnahmen entfällt, desgleichen der Wert der Gebäude, Wälder und 
8 0 Stagatseigentums, das dem ehemaligen Königreich Polen nes. 
örte. Das Eigentum, die Rechte und Intereſſen der deutſchen Reichs⸗ 

angehörigen in den polniſch werdenden Gebietsteilen dürfen mit der 
Maßgabe liquidiert werden, daß der Erlös unmittelbar an den Berech⸗ 
tigten ausbezahlt wird. ö 5 i EN Khan 

Polen iſt damit einverſtanden, daß die Verbandsmächte in einem mit 
ihm abzuſchließenden Vertrag Beſtimmungen zum Schutz der natio⸗ 
nalen, religiöfen und ſprachlichen Minderheiten aufnehmen. n 
5 n (Artikel 87-98.) 
Dieſe Beſtimmungen, die Deutſchland den größten Teil ſeiner Oſt⸗ 

marken entreißen, ſtehen in flagrantem Widerſpruch zu den vor Uns 
terzeichnung des Waffenſtillſtandes von dem Präſidenten Milfon abs 
gegebenen Zuſicherungen: 

3 
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5 „Ein unabhängiger polniſcher Staat müßte errichtet werden, 
der die von einer unbeſtreitbar polniſchen Bevölkerung bewohn⸗ 

ten Gebiete einſchließen, einen freien und geſicherten Zugang 
zum Meere erhalten und deſſen politiſche und wirtſchaftliche Un⸗ 

abhängigkeit und territoriale Integrität durch internationalen 
Vertrag garantiert werden ſollte.“ 

Von einer „unbeſtreitbar polniſchen Bevölkerung“ iſt keines der 
Deutſchland jetzt entriſſenen Gebiete bewohnt; die Bevölkerung iſt 
durchweg gemiſcht mit teilweiſe ſtarken deutſchen Mehrheiten. Die 
Abtrennung dieſer Gebiete von Deutſchland iſt alſo ein ſchwerer 
Rechts⸗ und Treubruch. Die rechtswidrige Vergewaltigung iſt um 
To empörender, als unbeſtreitbar die von uns entriſſenen Gebiete die 
in ihnen geſchaffenen wirtſchaftlichen und kulturellen Werte ſo gut 
wie ausſchließlich der deutſchen Arbeit und Verwaltung verdanken. 

Auch die Wilſon⸗Zuſage eines „freien und geſicherten Zuganges 
zum Meere“ iſt keine Rechtfertigung dafür, daß dem neu errichteten 
Polen deutſche Landesteile zugeſprochen worden ſind, auf die das 
Kriterium der „unbeſtreitbar polniſchen Bevölkerung“ keine Anwen⸗ 
dung finden kann. Der ſogenannte „Korridor“ hätte gemäß ergãn⸗ 
zender Aeußerungen Wilſons erſetzt werden müſſen durch Abmachun⸗ ö 
gen z. B. über Freiheit des polniſchen Durchgangsverkehrs durch 
Weſtpreußen, über Freiheit der Schiffahrt auf der Weichſel. 
In welchen Täuſchungen die Verbandsmächte bei der Aufzwin⸗ 

gung des Friedensvertrags ſich über den Charakter und die Willens⸗ 
meinung der Bevölkerung unſerer Oſtmarken befanden, hat ſich mit 
ſchlagender Deutlichkeit bei der in dem Friedensvertrag geforderten 
Volksabſtimmung in Oſt⸗ und Weſtpreußen gezeigt. Die Abſtim⸗ 
mung in dieſen von der Entente zum mindeſten für zweifelhaft ge⸗ 
haltenen Kreiſen ergab eine überwältigende Mehrheit für Deutſch⸗ 
land, was allerdings die Verbandsmächte nicht gehindert hat, einen 
Gebietsſtreifen öſtlich der Weichſel den Polen zuzuſprechen. 1 
Für Deutſchland ſind dieſe territorialen Beſtimmungen des Frie⸗ 

densvertrags eine Zerſetzung ſeiner öſtlichen Gebiete; Oſtpreußen 
wird vom übrigen Deutſchland losgetrennt und zur „Kolonie“ gemacht. 
Den Wert der Schutzbeſtimmungen für den deutſchen Durchgangsver⸗ 
kehr muß man nach den bisherigen Erfahrungen mit Null anſetzen. 
Ferner bedeuten für Deutſchland die Polen zugewieſenen Gebiete 
einen Verluſt von mehr als 3 Millionen Menſchen. Die wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung dieſer uns entriſſenen Gebiete erhellt daraus, daß 
fie. rund ein Fünftel der deutſchen Getreideerzeugung und mehr als 
ein Sechſtel der deutſchen Kartoffelerzeugung aufbrachtn. 

Das der Volksabſtimmung unterworfene oberſchleſiſche Gebiet hat 
ſeit rund tauſend Jahren ununterbrochen zu Deutſchland gehört. Es 
iſt kulturell und wirtſchaftlich völlig mit Deutſchland verwachſen. Von 
einer „unbeſtreitbar polniſchen Bevölkerung“ kann hier noch viel 
weniger die Rede ſein als etwa in Poſen. Die polniſche Agitation 
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iſt durch Leute wie Korfanty künſtlich nach Oberſchleſien hineinge⸗ 
tragen. Dem offenbaren Zweck der Beeinfluſſung der Abſtimmung 
im polniſchen Sinne dient vor allem die Veſtimmung, die der En⸗ 
tente die Anberaumung des Abſtimmungstages innerhalb einer ſehr 
weit bemeſſenen Friſt überläßt. In dem mit den weiteſtgehenden 

Vollmachten ausgeſtatteten internationalen Ausſchuß hat Frankreich 
den Vorſitz und den entſcheidenden Einfluß. Unter franzöfiſcher Dul⸗ 
dung und Förderung wird den polniſchen Machenſchaften bis zum 
wildeſten Terror und zur blutigſten Gewalt der weiteſte Spielraum 

gelaſſen. Durch Einſchüchterung und Bedrohung der Deutſchen und 
durch unerhörte Bedrückung und Mißhandlung aller Deutſchgeſinn⸗ 

ten hofft man ein für Polen günſtiges Ergebnis, wie es eine freie 
und unbeeinflußte Abſtimmung nie und nimmer gezeitigt hätte, er⸗ 
zwingen zu können. Mit Oberſchleſien iſt für Deutſchland eines der 
wichtigſten Bergbau⸗ und Induſtriegebiete in Frage geſtellt. Ober⸗ 
ſchleſien birgt die größte Steinkohlenablagerung des europäiſchen 
Feſtlandes. Der Verluſt dieſer Kohlen vorkommen, die etwa ein 
Viertel der deutſchen Steinkohlenerzeugung geliefert haben, würde 
uns nach der Uebereignung der Saargruben an Frankreich doppelt 
ſchwer treffen und für große Teile Deutſchlands eine geradezu kata⸗ 
ſtrophale Wirkung haben müſſen, ganz abgeſehen davon, daß er die 
Durchführung der wirtſchaftlichen Beſtimmungen des Friedensver⸗ 
trags, und insbeſondere des Abkommens von Spa über die Kohlen⸗ 

lieferungen an die Ententeländer zur völligen Unmöglichkeit machen 
müßte. Außerdem würde Deutſchland mit Oberſchleſien ſeine ge⸗ 
ſamte Erzeugung von Zinkerz verlieren. 
Den deutſchen Reichsangehörigen in den Polen überantworteten 

| Gebietsteilen iſt ein ſchweres Schickſal auferlegt. Wenn den Deut⸗ 
ſchen, die erſt nach 1907 zugewandert ſind, die polniſche Staatsange⸗ 
hörigkeit vorenthalten werden kann, ſo bedeutet das nach bisheriger 
Erfahrung nichts anderes, als daß jegliches Eigentum dieſer Deut⸗ 
ſchen der Beſchlagnahme durch die polniſchen Behörden ausgeſetzt iſt. 
Darüber hinaus haben die Ereigniſſe in den uns entriſſenen Ge⸗ 
bieten Pofens und Weſtpreußens bisher ſchon zur Genüge gezeigt, 
welchen Bedrückungen und Vergewaltigungen die Deutſchen in den 
an Polen ausgelieferten Gebieten ſchutzlos ausgeſetzt ſind. Das Land 
wird einer Poloniſterung unterworfen, die alle Entrüſtung über die 
Verſuche der Stärkung des Deutſchtums in jenen Gebieten als die 
ſchamloſeſte Heuchelei erſcheinen laſſen. Es iſt eine bittere Ironie, 
wenn die Verbandsregterungen ſich im Friedensvertrag zum Bes 
ſchützer der deutſchen Minderheiten in Polen aufwerfen, indem ſie 
ſich vorbehalten, Ben mit Polen einen Vertrag abzuſchließen. 

Staatsſekretär Dr. Helfferich, 
’ Mitglied des Reichstags 
„ (früher Vizekanzler des Deutſchen Reichs, 
n Eiglettetör des Innern und der Finanzen), 
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Abſchnitt 9. 

Oſtpreußen. | 
Der Oſtpreußiſche Regierungsbezirk Allenſbein nebſt Kreis Oletzko und 
die Weſtpreußiſchen Kreiſe Stuhm, Roſenberg mit Teiben von Marien- 
burg und Marienwerder werden von den deutſchen Truppen und Be⸗ 
hörden geräumt. Vertreter der Verbandsmächte übernehmen die Ver⸗ 
waltung und Leitung der Volksabſtimmung. Nach derem gemeinde» 

‚. Mmeije feſtzuſtellendem Ergebnis beſtimmen die Verbandsmächte, welche 
Teile an Polen fallon. Deutſchland und Polen gewährleiſten ſich egen⸗ 

ſeitig für die Verbindung zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen 
Deutſchland und zwiſchen Polen und Danzig weitgehendſte Erleichterung 

des Eiſenbahn⸗, Draht: und Fernſprechverkehrs. (Artikel 94—08.) 

Altpreußen, umfaſſend die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen mit 
etwa 3,8 Millionen Einwohnern, iſt vor 6 Jahrhunderten durch den 
Deutſchritterorden dem Deutſchtum gewonnen worden. Durch ſeine 
Geſchichte (Begründung des Königreichs Preußen in Königsberg 
1701, letzte Zuflucht der Preußiſchen Regierung in Memel 1807, Er⸗ 
hebung Vorks gegen Napoleon 1. 1813, Ruffenverheerungen 1914) it 
das Land beſonders innig mit Deutſchlands Schickſal verbunden. 
Wirtſchaftlich iſt es als landwirtſchaftliches Ueberſchußgebiet für das 
dichtbevölkerte Deutſchland von hervorragender Bedeutung. Deshalb 
ſollte dieſem deutſchen Gau das Nückgrat gebrochen werden! 21 weſt⸗ 
preußiſche Kreiſe und die Südoſtecke Oſtpreußens um Soldau mit 
über 1 Million zur Hälfte deutſcher Einwohner ſind als „Korridor“ 
vom Neiche abgeſchnürt, ohne Abſtimmung an Polen überantwortet. 
Danzig mit ſeiner Umgebung iſt als Freiſtaat, Memel als Gegen⸗ 

ſtand ſpäterer willkürlicher Verfügung — ein Hohn auf das angeblich 
vom Feindbund verteidigte Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen — 
von Deutſchland abgeriſſen. Von dem Reſt hofften die Polen einen 
großen Teil im Wege der Volksabſtimmung für ſich zu gewinnen. Das 
einmütige Bekenntnis der Bevölkerung zu Deutſchkand hat dieſe 
Hoffnung zerſtört. 
Aber vom Reiche abgeſchnürt, auf drei Seiten von polniſchem und 

litauiſchem Gebiet, auf der vierten vom Meere umgeben, bleibt Oſt⸗ 
preußen weiter ein Gegenſtand ungezügelter Begehrlichkeit für Po⸗ 
len, ſchwerer Sorge für das Reich. Nur die zähe deutſche Art der 
Bewohner, nicht die für polniſche Willkür dehnbare Schutzvorſchrift 
des Vertrages bietet die Sicherheit, daß Oſtpreußen in allen kom⸗ 
menden Stürmen eine feſte Vorburg Deutſchlands im Oſten bleiben 

wird. von Batock! 
(früher Oberpräfibent von Oſtpreußen). 

Abſchnitt 10. 

Memel. 

5 Deutſchland verzichtet auf alle Rechte und Anfprüche auf das Memel⸗ 
1 und 1 ſich, die Vorſchriften 6 egal die über dieſe 
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4 insbeſondere über die Staatsangehörigkeit der Einwohner 
getroffen werden. (Artikel 99.) 

Dieſes Memelland, heute „territoire de Memel“ bezeichnet, iſt 
meine Heimat. Da war ich als Kind, da bin ich groß geworden, da⸗ 

von bin ich innerlich ein Stück und Teil. Niemals, ſolange ich zu⸗ 

„„ * 

rückdenken kann, hat dort irgend jemand etwas anderes gewußt, als 
daß wir zu Deutſchland gehören. Wir haben, wenn Freunde kamen, 
ein wenig damit kokettiert, daß wir ein Paar bunte Bänder vor⸗ 

zeigten und „labs rits“ ſagten ſtatt „guten Tag“! und „dekoi“ ſtatt 
„danke“. Es gab auch ein paar alte Leute, die noch litauiſch ſpra⸗ 

x chen. Um des Himmels willen aber wollten auch ſie nicht mit den 
Sgzameiten jenſeits der Grenze auf eine Stufe geſtellt werden. 

Als der Krieg für Deutſchland verloren war, wurde plötzlich das 
ſängſt im deutſchen Kulturkreis aufgegangene und begrabene 
Litauertum entdeckt und trotz der energiſchen Ablehnung der ſeit Ge⸗ 

nerationen deutſch gewordenen Leute, die litauiſch endende Namen 
8 trugen, zum Scheinleben eines völkiſchen Selbſtbeſtimmungsanſpruchs 
galvaniſiert. 

Deutſchland iſt nicht gefragt worden, ob es dies Memelgebiet, das 
es ſich nicht äußerlich, ſondern im beiten Sinne innerlich erobert hat, 

hergeben will. Gut! Daß aber wir Memelländer nicht gefragt wur⸗ 
den, ob wir von Deutſchland weg wollten, iſt unfaßlich! 

Deutſchland hat im voraus anzuerkennen gehabt, was die Ver⸗ 
bandsmächte über unſer Memelland beſchließen werden. Gut! Daß 

aber wir Memelländer ebenfalls nicht gefragt werden ſollen, welche 
Staatszugehörigkeit wir haben wollen, das iſt noch toller als der 

Grundſatz des Mittelalters: cuins regio, eius religio (wem das Land 
gehört, der beſtimmt die Religion). An Deutſchland hat der Frie⸗ 

densvertrag noch gedacht, als er ihm das Recht aberkannte, irgendwie 
bei der Regelung über Memels Geſchick drein zu reden. Von uns 

Memelländern ſelbſt iſt nicht einmal in dieſer negativen Art die 
Nede: Wir ſind ſo wenig Subjekt, ſo ſehr Objekt und Sache, daß uns 

50 nicht einmal etwas verboten wird! 
So ſieht es aus mit dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker! 

5 Frau Eliſabeth Brönner, 
Mitglied des Reichstags. 

Abſchnitt 11. 

Freie Stadt Danzig. 

Dieeutſchland verzichtet zu Gunſten der Verbandsmächte auf alle Rechte 
und Anſprüche l die Stadt Danzig und die umliegenden Gebiete. Sie 
begründen daraus „die Freie Stadt Danzig“, die unter den Völkerbund 

tritt. Sein Oberkomwiſſar if Danzig entſcheidet erſtinſtanzlich über 
Streitigkeiten zwiſchen Polen und der Freien Stadt. Die Verbands⸗ 

, mädjtr verpflichten ſich ein Nebereinfommen zwiſchen Polen und Danzig 
zu vermitteln, das den Zweck hat: Danzig in das polniſche Zollgebiet 
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aufzunehmen; Polen die freie Benutzung aller Waſſerſtraßen, Docks, 
Innenhäfen und für den polniſchen Handelsverkehr wichtigen Anlagen 
. gewährleiſten; Polen die Ueberwachung und Verwaltung der 

»ichſel, des Eiſenbahnnetzes, des Poſt⸗, Draht und Fernſprechverkehrs 
in die Hand zu geben; Polen die Leitung der auswärtigen Angelegen⸗ 
eiten Danzigs, den Schutz der Danziger im Ausland zu übertragen; 
icherheit dafür zu bieten, daß in Danzig Perſonen von polniſcher 

Herkunft oder Zunge nicht benachteiligt werden. Die in Danzig woh⸗ 
nenden Deutſchen verlieren ihre Reichsangehörigkeit und werden Dan⸗ 
ziger Staatsangehörige. Sie können für Deutſchland optieren, müſſen 
dann aber Danzig derlaſſen. Güter des Reichs oder der deut a 
Staaten in Danzig werden zwiſchen Danzig und Polen verteilt. 

ö (Artikel 100108.) 
Die uns aufgezwungene Preisgabe der rein deutſchen Hanſeſtadt 

Danzig und ihrer ebenfalls rein deutſchen Umgebung ſteht im ſchroff⸗ 
ſten Gegenſatz zu allen Zuſtcherungen des Präſidenten Wilſon. 
Danzig mit ſeiner fruchtbaren Niederung der Weichſel und Nogath, 
die reich an Ackerbau und Viehzucht, mit ſeinem bedeutenden 
Kohlen-, Getreide⸗, Mehl, Holzhandel und Schiffsverkehr blühte 
ſchon um 1250 durch die Niederlaſſung deutſcher, beſonders Lübecker 
Kaufleute und Schiffer empor. Danzig, das zu Anfang des 14. Jahr⸗ 

hunderts deutſche Ordensſtadt wurde und 1360 der Deutſchen Hanfe 
beitrat, das einer der bedeutendſten Handelsplätze des Mittelalters ö 
war, iſt ſeit Ende des 18. Jahrhunderts preußiſch. 5 

Der Kreis Danziger Niederung weiſt nur 1% Polen auf, der zum 
Teil abgetretene Kreis Marienburg 3%, Danziger Höhe 11 %, die 
Stadt Danzig ſelbſt noch nicht 4 polniſche Einwohner. Ohne 
Befragen Danzigs iſt auch hier W über Menſchen und 

Gebiete verfügt, die niemals den Wunſch geäußert haben, 5 einem 
anderen Staate zu gehören. Trotz wiederholten deutſchen Proteſtes 
wurde Danzig von Deutſchland geriſſen, ſein Verkehrsweſen und die 
Vertretung ſeiner Rechte nach außen den Polen ausgeliefert. Die 
wirtſchaftlichen Maßnahmen ſind ſo getroffen, daß für Danzig jeder 

Verkehr mit Deutſchland aufs äußerſte erſchwert wird — offenbar zu 
dem Zweck, dieſes rein deutſche Gebiet durch wirtſchaftlichen Druck im 
Laufe der Zeit zu poloniſieren. Da jedoch der polniſche Anteil der 
Bevölkerung ſo außerordentlich gering iſt, wird es nicht gelingen, der 
alten Stadt ihr deutſches Gepräge zu nehmen und in den Vewohnern 
den Willen zum Deutſchtum auszurotten. 

Notwendig iſt, daß das Deulfche Reich ſeinerſeits ſtets das Bewußt⸗ 
ſein engſter Zuſammengehörigkeit mit den Bewohnern des neuen 
Freiſtaates Danzig lebendig erhält. Solche ideelle Verknüpfung mit 
dem alten Vaterlande wird der Stadt Danzig zugleich zur 
Kräftigung ihrer gefährdeten Stellung in der Welt dienen und die 

lande nicht zu Schanden werden laſſen. 
; Ei von Rarborff, 

Mitglied des Nelchstages 

\ 

Hoffnung auf eine Wiedervereinigung mit dem Deutſchen Vater 
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Abſchnitt 12, 

Schleswig. K 

Die Grenze zwiſchen Deutſchland und Dänemark wird in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Wunſche der Bevölkerung feſtgeſetzt. Zu dieſem 

75 eck wird die Berölkerung der erſten Zone (ſiehe Karte) berufen, ihren 
zilen durch eine „en bloe-Alſtimmung“ kundzutun, bei der die Mehr- 

biit der in der ganzen Zone abgegebenen Stimmen entſcheidet. In der ſüd⸗ 
lich gelegenen zimeiten Zone (iche Karte) wird nach der Abſtimmung in der 

erſten Zone zur Abſtimmung geſchritten. Das Abſtimmungsergebnis 
wird hier gente indeweiſe, und zwar nach der Stimmenmehrheit in jeder 
Gemeinde feſtgeſtellt und der Grenzverlauf dem Abſtimmungsergebnis 
angepaß!. Deutſchland rerzichbet endgültig zugunſten der Verbands⸗ 
müchte auf alle ouveränitätsrechte über die Gebiete Schlͤswigs, die 
noidlich der neuen Grenzlinie liegen. Die Verbandsmächte werden 
dieſe Gebiett Dänemark zuweiſen. (Artikel 109—114.) 

Deutſchland hatte bereits im Oktober 1918 die kulturelle 
Freiheit der däniſchen Minderheit im Reichstage zugeſagt und im 
November 1918 den Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechts auch auf 

die Befragung Schleswigs nach ſeinem ſtaatlichen Zugehörigkeits⸗ 
willen ausgedehnt. Dadurch war die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage 

auf den Weg der Abſtimmung gewieſen. 4 
Schleswig war in den Wilſonpunkten nicht genannt: Wenn die 

Deutſche Regierung als logiſche Folge des Selbſtbeſtimmungsrechts 
der Völker ſpontan in eine Befragung Schleswigs einwilligte, ſo war 
dies Opfer mit der Abſicht begründet, durch gerechte Beſtimmung 

einen nationaſen Ausgleich in Schleswig und durch unmittelbaren 
Vertrag mit Dänemark eine deutſchdäniſche Verſtändigung herbei⸗ 
zuführen. „Dänemark ging den Umweg über Verſailles“ und hat N, 

ein willkürliches Diktat der Entente einer freiwilligen Zuſtimmung 
Deutſchlands vorgezogen. 

Durch die Zoneneinteilung nach einſeitig däniſchen Intereſſen, die 
unterſchiedliche Behandlung der Zonen durch Geſamtabſtimmung in 
der erſten Zone, Entzießung des Wahlrechts für viele Heimat⸗ 
berechtigte, Fortdauer der Hungerblockade während der Abe 

ſtimmungszeit wurde die Abſtimmung zur Farce gemacht. Der 
Terror der feindlichen Veſatzung, die Einſchüchterung und wirtſchaft⸗ 

liche Knebelung durch die von der Entente einſeitig begünſtigten 
däniſchen Politiker unterband die freie Meinungsäußerung und 
driickte die deutſche Wahlbeteiligung erheblich herab. So fiel die 
Abſtimmung in der erſten Zone gegen Deutſchland aus. Die Mehr⸗ 

beit der Städte und der Südgürtel des Abſtimmungsgebiets (Tiedje⸗ 
Gürtel) beurkunden jedoch noch ihren deutſchen Charakter. f 

Bei der gänzlichen Ausſichtsloſigkeit eines däniſchen Erfolges in 
der zweiten Zone entwickelte ſich das Streben däniſcher Agitatoren 
und der „unparteiiſchen“ Mitglieder der „Comm'ssion internationale 

rechts zwecks derhüllter Anneftion. Deutſchland bot trotz dieſer Vor⸗ 
gänge in der Schleswig⸗Note nochmals die Hand zur Verſtändigung 
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und ſchlug eine Teilungslinle auf Grund der Abſtimmungsreſultate 
und der geographiſchen wie wirtſchaftlichen Bedingungen des Ver⸗ 
trags von Verſailles vor. Auch diefer Verſtändigungsverſuch 
ſcheiterte. Das deutſche Volk wird weder die Abſtimmung noch 
vollends die nunmehr gezogene Gewaltgrenze jemals als gerecht 
anerkennen. Es ſind wenigſtens 40 000 Deutſchgeſinnte gegen ihren 
Willen vom deutſchen Volke losgeriſſen; vor allem iſt Tondern mit 
deutſchem Umland, hart an der neuen Grenze, vergewaltigt worden. 
Zugleich iſt Hoyer, der für ganz Friesland unentbehrliche Schlüſſel 
der Abwäſſer der Marſch, unter däniſche Herrſchaft geraten, die 
5 Förde zerſtückelt und als Verkehrsſtraße unmöglich 
gemacht 
So bleibt der Anſpruch auf eine wirkliche und gerechte Abſtimmung 

beſtehen. Das deutſche Mutterland wird die Deutſchen in der 
abgetrennten Nordmark nicht vergeſſen und die wirtſchaftlich 
gelähmten Landesteile ſüdlich der neuen Grenze dauernd in ihren 
berechtigten Forderungen unterſtützen. Deutſchland vertraut darauf, 
daß das deutſche Volkstum nördlich und ſüdlich der Grenze, ins⸗ 
beſondere der einheitliche Wille Niederſachſens, die deutſche Kultur 
und die nationale Ueberlieferung in der Nordmark zu erhalten 
wiſſen wird. 

Durch eine kurzſichtige und inkonſequente Politik Preußens am 
Leben erhalten, hatte die ſogenannte „ſüdjütiſche Frage“ in Däne⸗ 
mark während des letzten Jahrzehntes weſentlich an Zugkraft ver⸗ 
loren und war, als der Weltkrieg ausbrach, beinahe zu einer inner⸗ 
politiſchen Parteifrage zuſammengeſchrumpft; nur die Chauviniſten 
ſuchten noch nach außen den Anſchein zu erwecken, als rechneten ſie 
bei einer Abſtimmung mit der „Wiedervereinigung“. Kein ein⸗ 
ſichtiger däniſcher Politiker gab ſich einer Täuſchung darüber hin, 
— auch die nationaliſtiſchen Heißſporne wußten es genau — daß die 
von ihnen ſo laut geforderte Durchführung des § 5 des Prager 
Friedens ihre Hoffnungen nicht erfüllt hätte, und daß die mit der 
Zugehörigkeit zu dem mächtigen Deutſchen Reiche verknüpften witt⸗ | 
ſchaftlichen Intereſſen in den vielumftrittenen nordſchleswigſchen 
Kreiſen — an Zonen dachte damals niemand — ſchließlich den 17 N 

ſchlag gegeben haben würden. 
Bei Ausbruch des Krieges und in ſeinem 1 Stadium hüteten 

die ſonſt ſo mutigen Schreier daher weislich ihre Zunge. Der blaſſe 
Schrecken war ihnen in die Glieder gefahren. Hätte das Kriegsglück 

1 nicht gegen uns entſchieden, dann wäre die ſüdjütiſche Frage Für 
immer abgetan geweſen; mit dem Zuſammenbruch Deutſchlands 
wurde ſie aber zu neuem Leben erweckt. Das Diktat von Verſailles 
bedeutet keine Löſung. Ich bin ſtets, vor, während und nach dem 
Kriege, für eine weitausſchauende Politik unſerm nördlichen Nach⸗ 
barn gegenüber eingetreten, denn auch heute noch bin ich davon 
überzeugt, daß Deutſchland und Dänemark aufeinander angewieſen 
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find. Nationaliſtiſcher Chauvinismus bietet aber keine Baſis für 
eine geſunde Politik weder in Deutſchland noch in Dänemark. Auch 
an Schleswig⸗Holſtein hat der Gewaltfriede von Verſailles ſchweres 
Unxecht begangen. Aber Recht muß doch einmal wieder Necht werden. 

Graf Vrockdorff⸗Nantzau, 

(früher Neichsminiſter des Auswärtigen und Vorſitzender 

der ter eee in Verſailles). 

Abſchnitt 13. 

Helgoland. 

Die Befestigungen; militäriſchen Anlagen und Häfen der Insel Helgo⸗ 
land und der Düne ſind von Deutſchland auf eigene Koſten zu zerſtören. 
Deutſchland darf keine Befeſtigungen, eee Anlagen und Häfen 
wieder errichten. . (Urtifel 115.) 

1890 wurde a deutſch, eingetauſcht 0 Sanſibar und 
das Wituland. Damals verſtand man in Deutſchland den Wert 
Helgolands noch nicht. Die Britiſche Regierung wußte aber wohl, 

daß der Beſitz der Inſel von höchſter Wichtigkeit für uns ſein mußte 
als Außenfort der Nordſeefeſtungen, zur Küftenverteidigung — ſo 
erklärt ſich der hohe Kaufpreis. 

25 Jahre hat die Marine unermüdlich, gegen große Schwierig⸗ 
keiten ankämpfend, die Feſtung zur Verteidigung der deutſchen Küſte 
ausgebaut; Dünen und Wellenbrecher wurden mit ungeheuren 

Mühen und Koſten errichtet, um dies Naturdenkmal vor ſicherem 
Untergang zu ſchützen; denn die See bricht, wenn die Inſel nicht 

künſtlich geſichert wird, von Jahr zu Jahr große Stücke des Felſens 
ab. Den Wert diefer Arbeit hat der Krieg bewieſen. Nur weil die 

‚Beitung Helgoland im Verein mit unſerer Flotte nicht angreifbar 
war, wagte es England mit ſeiner ſtark überlegenen Seemacht nicht, 
1815 deutſchen Rosbigeftänie zu beschießen oder Truppen an unſerer 
Küſte zu landen. 

Umſonſt Mühen und Koſten: Die erbarmungsloſen Sieger wollen 
unſere Nordſeeküſte preisgegeben wiſſen dem Belieben einer jeden 

Seemacht, die es für richtig halten könnte. unſere Seehäfen zu 
beſchießen oder Truppen zu landen, wenn deutſcher Fleiß von neuem 
als gefährlicher Konkurrent im Seehandel auftreten ſollte. 

Heute hat dies vielleicht wenig zu fanen, denn wir find überhaupt 
wehrlos an allen Küſten und Grenzen, aber für die Zukunft bedeutet 
der obige Artikel: Deutſchland darf ſeine Nordſeeküſte niemals 
wieder verteidigen a 

Graf zu Dohna, 

Fregattenkapitän 

W eee N Grüger Kommandant der NR 
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Rußland und ruſſiſche Staaten. 50 

Deutſchland erkennt die Unabhängigkeit der das frühere Ruſſiſche 

den und alle Vertrage mit Sowjet⸗Rußland. Es bleibt zu aller 
Wiederherſtellung Rußland gegenüber nach den Grundſätzer des Ver 

ſailler Vertrags verpflichtet. Es erkennt ſchon jetzt alle künftigen Ver⸗ 
träge der Verbandsmächte mit den auf dem Boden des früheren Ruſſi⸗ 
ſchen Reichs entſtandenen jetzigen oder künftig entſtehenden Staaten 
und ihre Grenzen an (Artikel 116—117.) 

land und dem Gebiete des früheren Nuſſiſchen Kaiſerreichs. Von 
dieſem hat Polen als Verbandsmacht den Verſailler Vettrag mit⸗ 
unterzeichnet; Deutſchland hat alſo + B. den polniſch⸗ruſſiſchen Vor⸗ 
frieden von Niga anzuerkennen. Es hat jeder Regelung der 

oſteuropäiſchen Fragen zuzuſtimmen die die Ententemächte vor⸗ 
nehmen im Dienſte ihrer Geſamtidee, das ruſſiſche und das deutſche 
Volk durch eine von der Entente abhängige Barriere zu trennen und 
getrennt zu halten. Deutſchland erkennt auch alle wirtſchaftlichen 
Vorteile an, die ſich die Verbandsmächte in dieſen Verträgen mit 
den Nachfolgerſtaaten des Zarenſtaats, eventuell auch zu Ungunſten 
Deutſchlands ausmachen. Verträge Deutſchlands mit dieſen Nach⸗ 
folgerftaaten find möglich. Sie ſtehen aber unter den obigen friſtlos 
und unbeſchränkt gefaßten Beſtimmungen, die die Verbandsmächte 

ſelbſtverſtändlich ſo interpretieren werden, daß auch ſpäter als 
deutſche Verträge von ihnen mit den ruſſiſchen Staaten ab⸗ 
geſchloſſene Abkommen den deutſchen Verträgen vorgehen. Deutſch⸗ 
land iſt mit Abſicht ſo ſehr wie möglich in ſeiner Vertragsfreiheit 
mit Oſteuropa beſchränkt und ſtößt überall auf Einmiſchung, 

Beteiligung, Vorrang der Entente, die unmittelbare deutſch⸗ruſſiſche 
Beziehungen aufs äußerſte verhindern will. REN 
Am ſchlimmſten iſt die Beſtimmung, daß wir Rußland gegenüber 

zur Wiederherſtellung verpflichtet find. Die Entente ſpricht im 
Namen eines anderen Staats, den es garnicht mehr gibt und der fie 

garnicht beauftragt hat. Sie will damit ein etwa wieder ent⸗ 
ſtehendes Geſamtrußland an ſich feſſeln. Sie will den Nachfolger⸗ 
ſtaaten eine wirtſchaftliche Ausſtattung auf Koſten Deutſchlands 
ermöglichen und dieſe ſo an ſich feſſeln. Sie legt Deutſchland eine 
Schraube ohne Ende an. Denn iſt ſchon die Wiederherſtellung „nach 

den Grtundſätzen des Verſailles⸗Vertrags“ gegenüber den Weſtlichen 
Staaten von Deutſchland nicht zu tragen, ſo iſt ſie Rußland gegen⸗ 

über völlig unmöglich. Wie kann in dem durch Krieg und Revolution 
zerſtörten Lande überhaupt berechnet werden, was von Deutſchland 
zu fordernde „Wiederherſtellung“ iſt und was durch Bürgerkrieg und 
militäriſche Intervention der Verbandsſtaaten entſtandener 
Schaden? Dieſe Veſtimmung ſanktioniert alle Willkür namentlich 

Reich bildenden Gebiete an; es verzichtet auf den Breſt⸗Litowsker Frie⸗ 

Die Entente ſchafft einen vertragloſen Zuſtand zwiſchen Deutſch⸗ 0 
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Frankreichs, ſich über feine Wiederherſtellungsforderungen hinaus 
m die Vorſchüſſe an Rußland auf Deutſchlands Koften zu erholen. 

Proſeſſor Dr. SHoetzſch, 
Mitglied des Neichstags und der Preußiſchen 

Landesverſammlung. 

Teil IV. 

Deut Neale und Jnkereſſen außerhalb Deutſchlands. 
Außerhalb jeiner neuen europäiſchen Grenzen verzichtet Deutſchland 

auf ſämtliche Rechte, Anſprüche und Vorrechte in und auf alle ihm oder 
einen Verbündeten gehörenden Gebiete, ſowie auf alle Rechte, Uns 
prüche und Vorrechte, die ihm den Verbandsmächten gegenüber bislang 
zuſtanden. Deutſchland verpflichtet ſich bereits jetzt, die Maßnahmen 
anzuerkennen, die von den Verbandsmächten in Ausführung dieſes 
Grundſatzes getroffen ſind oder werden. (Artikel 118.) 

Das deutſche Volk drängte in den Zeiten nach Gründung des 
Kaiſerreichs aus ſeinen engen Grenzen in Europa heraus; es 
beanſpruchte den Platz an der Sonne, der ihm vermöge ſeiner 
Vevölkerungszahl und ſeiner Tüchtigkeit zukam. Um dieſen Platz zu 
erringen und zu behaupten, bedurften wir mehr als privater 
Handelsbeziehun en. Das Deutſche Reich als ſolches mußte ſich 
politiſch außerhalb Europas entfalten. Dazu dienten vor allem die 
deutſchen Kolonien, die wirtſchaftlich und politiſch das Gebiet des 
Reichs erweiterten. Es diente weiter dazu die Pachtung von 

Kiautſchou, unſeres wirtſchaftlichen und politiſchen Stützpunktes in 
Oſtaſien. Es dienten ſchließlich dazu mancherlei politiſch-wirtſchaftliche 
Rechte, die das Deutſche Reich in verſchiedenen Staaten erwarb. 

Der obige Artikel des Verſailler Friedens zwingt uns zu einem 
völligen Verzicht auf alle dieſe Rechte. Wir haben ferner ſchon jetzt 
alle Maßnahmen anzuerkennen, die die Verbandsregierungen über 
unfere Kolonien und über unfere Nechte und Anſprüche zu treffen 
belieben. 

Deutſchland wird außerhalb Europas vollkommen entrechtet und 
der en, Arbeit vieler Jahrzehnte beraubt! 

Dr. Heinze, 

Vizekanzler des Deutſchen Reichs, 
Reichsjuſtizminiſter, Mitglied des Neichstags. 

Abſchnitt 1, 

Deutſche Kolonien. 

Deutſchland verliert feinen geſamten Kolonjialbeſitz. Es verzichbet 
auf alle aus früheren Verträgen hervorgegangenen überſeeiſchen Rechte 
und das bewegliche und unbewegliche Eigentum. Diejenige Regierung, 

% 
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die die Verwaltung einer Kolonie übernimmt, darf über die Ausweiſung 
oder Zulaſſung von Deutſchen und deren Betätigung entſcheiden. 

(Artikel 119—127.) 

Dem Deutſchen Reiche wird nicht nur ſein geſamter kolonialer 
Beſitz geraubt, ſondern auch der ganze Privatbeſitz in unſeren 
Kolonien iſt vogelfrei. 
Faſt ſämtliche deutſchen Anſiedler wurden ausgewieſen. Den 

Ertrag ihrer Lebensarbeit haben ſie eingebüßt und ſind unter 
Zurücklaſſung ihrer geſamten Habe nach Deutſchland zurückbefördert 
worden. Der Verluſt unſerer Kolonien trifft uns alle auf das 
Härteſte. Schon in den Zeiten vor dem Kriege waren wir uns 
darüber klar, daß für unſere mit jedem Jahr ſteigende 
Bevölkerungszahl die Heimatgrenze zu eng werden würde. Dies iſt 
jetzt eingetreten, wo wir die Kornkammern von Poſen und Weſt⸗ 
preußen und andere wichtige Gebiete verloren haben, wo die 
allgemeine Not ſtändig wächſt. Der Feind ſagt ſelbſt in kaltem 
Hohn, daß zwanzig Millionen Deutſche zuviel auf der Welt ſind. 
Dem Deutſchen iſt das Ausland faſt ganz verſchloſſen. Durch die 
Wegnahme unſerer Kolonien ſind wir jeder Siedlungsmöglichkeit 
beraubt. Auch hier verlangt der Friedensvertrag von uns eine 
Unmöglichkeit, die dazu führen muß, daß Millionen von Deutſchen 
jetzt mitten im Frieden entweder langſam dahinſiechen oder in Ver⸗ 
zweiflung ſich gegenſeitig bekämpfen. Heute würden unſere Kolonien 
uns auch wirtſchaftlich eine wertvolle Stütze bieten. Ihre Jahres⸗ 
ausfuhr an Kopra, Palmöl, Kernen, Kautſchuk, Hanf, Kaffee, Kakao und 
Baumwolle würde uns jetzt von allergrößtem Nutzen ſein. Deutſch⸗ 
land könnte ſeinen Bedarf an Speiſefett aus Pflanzenölen zur 
Hälfte, an Kautſchuk zu dreiviertel, an Faſerſtoffen völlig decken, 
ebenſo würden die Phosphate unſerer Südſeekolonien faſt zur 
Deckung unſeres geſamten Bedarfs an künſtſichen Düngemitteln 

austeichen. General von Lettom⸗Vorbeck 
(früher Oberbefehlshaber in Deutſch⸗Oſtafrika). 

Abſfönitt 2 und 

Thina und Siam. 

* rerzichtet gemäß dem Grundſatz, der alle deutſchen 
Rechte und Intereſſen im ehemals feindlichen Ausland für verfallen 
und einziebbar erklärt, in China und Siam auf alle Staatsverträge, 
die ibm irgend welche Vorteile ſichern. Für China ſind dies vor allem 
die Verträge, auf denen die deutſchen Niederlaſſungen in 1 und 
Zientfin beruhen. Das deutſche Staatseigentum fällt an China bezw. 
Siam, das deutſche Priodteigenhum wird beſchlagnahmt. 

(Artikel 128.187. 

Auch dieſen Beſtimmungen fehlt die Rechtsgrundlage. Es hätte 
Deutſchland ſelbſt überlaſſen bleiben müſſen, die Teile feines Aus⸗ 
lands vermögens auszuwählen. die es durch Verkauf oder Ver⸗ 
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pfändung zur Tilgung der berechtigten Wiederherſtellungs⸗ 
forderungen verwenden will. Bei China und Siam kann überdies 
nicht von einem Angriff Deutſchlands die Rede ſein, da beide Staaten 
uns auf Drängen der Entente den Krieg erklärt haben. 
Nach vorläufigen Feſtſtellungen muß der Schaden in China einſt⸗ 

weilen auf 600 Millionen Goldmark, in Siam einſtweilen auf 
40 Millionen Goldmark, zuſammen alſo über 7 Milliarden Papier⸗ 
mark angenommen werden. Eine weſentliche Erhöhung dieſer 
Schätzungen muß jedoch erfolgen, ſobald die Aufzeichnungen aus dem 
Ausland vorliegen. Eine Entſchädigung ſelbſt in voller Höhe des 
Buchwertes — zu der Deutſchland keinesfalls im Stande iſt — würde 
den Verluſt nicht decken. Denn dieſer beſteht außer in der Zer⸗ 
ſtörung der Sachwerte in der reſtloſen Vernichtung der Beziehungen 
von Menſch zu Menſch, auf denen ſich letzten Endes jedes kauf⸗ 
männiſche Geſchäft aufbaut. Die Austreibung der Deutſchen erfolgte 
auf Betreiben Englands, und zwar in entwürdigenden Formen, die 
unſer Anſehen in den Augen der gelben Raſſe herabſetzen ſollten. 
In Siam hatte Deutſchland eine bedeutende Stellung in Reise 

handel, Reisinduftrie und Schiffahrt. In China war es auf allen 
Gebieten an der wirtſchaftlichen Erſchließung und finanziellen Unter⸗ 
ſtützung dieſes zukunftsreichen Landes beteiligt. Der ungünſtige 
Stand der Mark, die infolge der deutſchen Finanznot nur zögernd 
gewährte Teilentſchädigung, das Fehlen des glänzend ausgebauten 
Schiffahrtsdienſtes nach dem Oſten. ſchließlich die deutſchfeindliche 
Geſetzgebung des Auslands erſchweren den Wiederaufbau des 
Zerſtörten. 

Dennoch wird er verſucht werden mit der gleichen Zähigkeit, mit 
der nach dem 30 jährigen Krieg Bauer und Bürger über rauchende 
Trümmer Neues wölbten, und — wenn es eine ausgleichende 
Gerechtigkeit gibt — auch mit dem gleichen Erfolg! 

F. H. Witthoefft, 
Präſes der Handelskammer Hamburg 

(früher Mitglied der Nationalverſammlung und wirtſchaftlicher 
Sachverſtändiger bei der Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 

Abſchnitt 4. 

Liberia. 

Deutſchland verzichtet zu Gunſten der Verbandsmächte auf ſämtliche 
Re Beſitztümer, Rechte und Intereſſen Deutſcher in Liberia. 

(Artikel 138140.) 

Liberia iſt ebenſo wie es den Kriegszuſtand nur auf unmittel⸗ 
baren ſchärfſten Druck der Verbandsmächte erklärt hat, auch in den 
Vertrag von Verſailles nur unter Zwang eingetreten. 
In obigen Beſtimmungen iſt geſagt, daß Deutſchland auf alle 

Rechte aus den Verträgen mit Liberia zu verzichten hat. Dies 

* 
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bedeutet jedoch, daß auch Liberia auf alle Rechte aus den gleichen 
Verträgen verzichtet und unter die Herrſchaft der Verbandsmächte 
tritt. Sämtliche Einkünfte Liberias, die aus der Beſchlagnahme und 
Realiſation deutſchen Eigentums ſtammen, ſind an die Entente 
abzuführen. Der Verſailler Frieden macht es gegen eigenes Inter⸗ 
eſſe und eigenen Wunſch der Bevölkerung Liberias unmöglich, den 
deutſchen Handel wieder zuzulaſſen. Liberia kann jederzeit durch die 
Verbandsmächte gezwungen werden, deutſches Eigentum erneut und 
zu Gunſten der Entente zu beſchlagnahmen. 

Unſer Handel mit Liberia war für die deutſche Geſamtwirtſchaft 
inſofern von Bedeutung, als es das einzige unabhängige Land des 

tropiſchen Afrika iſt, während ſämtliche übrigen Teile den euro⸗ 
päiſchen Kolonialſtaaten gehören. Deutſchland iſt ebenſo wie die 
Republik Liberia das Opfer des Friedens. Für beide Länder 
bedeutet das Diktat von Verſailles völlige Unterwerfung unter den 
Willen der Verbandsregierungen. 

Kurt Woermann 

(früher Woermann-Linie, Hamburg, Liberia, Oſtafrika). 

Abſchnitt k. 
Marokko. a 

Deutſchland verzichtet auf alle Rechte, Titel oder Privpflegien, die es 
1906 auf der Algeciras-Konferenz erworben hat, ſowie auf alle jemals 
über Marokko getroffenen Abkommen und Handelsverträge. Es ver⸗ 
ichtet im beſonderen auf die Kapitulationen, womit deutſcherſeits auch 
8 Schutzrecht über marokkaniſche Staatsangehörige aufgegeben wird. 

Sämtlicher ſtaatliche und private Beſitz Deutſchlands, auch die umfang⸗ 
reichen und wertvollen Bergwerksrechte deutſcher Untertanen, ſowie der 
deutſche Anteil an der Marokkaniſchen Staatsbank gehen auf den Sultan 
von Marokko über. Deutſchland verpflichtet ſich, die Einfuhr marok⸗ 
kaniſcher Waren ebenjo wie die Einfuhr franzöſiſcher Waren zu be⸗ 
handeln. (Artikel 141—146.) 

Gleich bei Ausbruch des Krieges zeigte ſich die Abſicht der Fran⸗ 
zoſen, alles zu vernichten, was der deutſche Kaufmann in Marokko 
in faſt 50 jährigem unermüdlichen Schaffen aufgebaut hat. Der 
Friedensvertrag krönt dieſes franzöſiſche Beſtreben. In Ergänzung 
des Friedensvertrages ſind ferner vom Sultan von Marokko auf 
Veranlaſſung der franzöſiſchen Protektoratsverwaltung Erlaſſe ver⸗ 
öffentlicht worden, denen zufolge deutſchen Reichsangehörigen die 
Einreiſe nur mit beſonderer Erlaubnis geſtattet iſt. Des weiteren 
wird bei Einfuhr für deutſche Waren ein Zollaufſchlag von 10% 
erhoben, von dem ſämtliche anderen Länder befreit ſind. Ba 

Diefe Beſtimmungen bedeuten für Deutſchland in wirtſchaftlicher 
Hinſicht außer der Vernichtung alles deſſen, was bei Kriegsausbruch 
an deutfchen Werten in Marokko beſtand, die Unmöglichkeit deutſcher 
Miederbetätinung, die Unterbindung der Ausfuhr beutfher Erzeug⸗ 

niffe, die Zerförung der beuijhen Schillahrt nach Narokta, die Ber- 
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hinderung der Ausbeutung unſerer dortigen bedeutenden Bergwerks⸗ 
rechte durch Deutſche und der Zuführung der gewonnenen Erze an 
die deutſche Induſtrie. 

Urſprünglich wurde angenommen, daß die obigen Beſtimmungen 
nur für die franzöſiſche Zone Marokkos gelten ſollten, da 
Deutſchland ſich ausſchließlich mit dieſer Zone im Kriege befand. Die 
in Tanger neuerdings ſeitens der marokkaniſchen Behörden auf Ver⸗ 
anlaſſung Frankreichs gegen das deutſche Eigentum ergriffenen Maß⸗ 
regeln laſſen jedoch erkennen, daß man in der internationalen Zone 
von Tanger genau ſo vorzugehen beabſichtigt, wie in der franzöſiſchen 
Sphäre. Ja ſogar auf Spanien ſuchten die Franzoſen, freilich erfolg⸗ 
los, einzuwirken, um den Deutſchen das marokkaniſche Reich für alle 
Zeit zu verſchließen, deſſen Schätze Frankreich niemals aus eigener 
Kraft zu verwerten vermag. 

Legationsrat O. G. v. Weſendonk, 
Schriftleiter der Deutſchen Allgemeinen Zeſtung 

(früher Deutſcher Geſchäftsträger in Marokko). 
7 

Abſchnitt 6 

Aegypten. 
Deutſchland erkennt das 1914 von Großbritannien verkündete Protek 

torat über Aegypten an und rerzichtet auf die Kapitulationen. Alle 
von Deutſchland mit Aegypten geſchloſſenen Verträge, Abmachungen 
oder Vereinbarungen gelten als aufgehoben. Deutſchland verpflichtet 
ſich, in keiner Weiſe in britiſche Verhandlungen binſichtlich Aegyptens 
einzugreifen. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Deutſchen 
und ihr Eigentum wird vorläufig von den britiſchen Konſuſargerichten 
wahrgenommen. Die ägayytiſche Regierung hat völlige Handlungs⸗ 
freiheit hinſichtlich Rechtsstellung urd Niederlaſſungsbedingungen der 
Deutſchen in Aegypten. Deutſchland iſt damit einverſtanden, daß die 
dem türkiſchen Sultan hinſichtlich der freien Schiffahrt durch den Suez⸗ 
kanal zuerkannten Befugniſſe auf die britiſche Regierung übergehen. 
Alles Eigentum des Deutſchen Reichs in Aegypten geht ohne Entſchädi⸗ 
gung auf die ägyptiſche Regierung über. Alles Eigentum Deutſcher in 
Aegypten wird wie in den anderen Verbandsländern behandelt. Aegyp⸗ 
ti ſche * werden bei Einfuhr nach Deutſchland wie britiſche Waren 
behande (Artikel 147— 154.) 

Vor — 4 Kriege waren die Reichsangehörigen in Aegypten durch 
die Kapitulationen der einheimiſchen ägyptiſchen. Gerichtsbarkeit ent⸗ 
zogen. Aegyptiſche Geſetze konnten auf Deutſche nur angewendet 
werden, wenn es von Deutſchland genehmigt war. Wir hatten mit 
Aegypten vorteilhafte Handelsverträge auf beiderſeitige Meiſt⸗ 
begünſtigung. günſtige Konſular⸗, Niederlaſſungs⸗ und Aus⸗ 
lieferungsverträge. So war die Stellung des Deutſchen in 
Aegypten derart, daß er bei ſeinem Fleiß zu großem Wohlſtand 
gelangen konnte. 

Der Verſailler Vertrag hat alles dies gründlich vernichtet: 
Deutſchland muß das von Großbritannien verkündete Protektorat 
über Aegypten anerkennen und auf die Kapitulationen verzichten. 



gehoben werden, als fie geſchloſſen find. Dieſe Beſtimmungen find 

* 
Sämtliche Verträge Deutſchlands mit Aegypten ſind aufgehoben. 
Deutſchland muß verſprechen, in Englands Verhandlungen über 
Aegypten in keiner Weiſe einzugreifen. Die Deutſchen in Aegypten 
werden bis auf weiteres ſogar den britiſchen Konſulargerichten 
unterſtellt. Die Rechtsſtellung der Deutſchen und die Bedingungen 
ihrer Niederlaſſung in Aegypten werden völlig von dem Belieben 
Aegyptens, d. h. der dort herrſchenden britiſchen Behörden, abhängig 
gemacht. Deutſchland muß zuſtimmen, daß die großen Rechte des 
türkiſchen Sultans an den Suezkanal auf Großbritannien über⸗ 
gehen. Deutſchland verliert alles Reichseigentum in Aegypten. 
Hierunter fällt auch das Deutſche Inſtitut für ägyptiſche Altertums⸗ 
wiſſenſchaft, das die Engländer trotz der die wiſſenſchaftlichen 
Inſtitute ſchützenden Zuſicherung der Verbandsregierungen bis auf 
weiteres der ägyptiſchen Altertümerverwaltung übergeben und 
deſſen bekanntes Grabungsfeld ſie ſelbſt genommen haben. Deulſches 
Privateigentum in Aegypten wird ebenſo wie in den übrigen Ver⸗ 
bandsſtaaten von den Siegern fortgenommen. Der blühende 
deutſche Handel wird hiermit auch in Aegypten vernichtet. Daß 
die Einfuhr ägyptiſcher Waren nach Deutſchland ebenſo wie die 
britiſchen behandelt wird, bedeutet eine Meiſtbegünſtigung ohne 
Gegenſeitigkeit. 
Das Endergebnis iſt, daß der Deutſche in Handel, Wiſſenſchaft, 

Gleichberechtigung und Niederlaſſungsmöglichkeit aus Aegypten aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß jede deutſche Betätigung dort unmöglich gemacht 

werden ſoll! Generalkonſul K. 5. O. Anton 
(früher Deutſcher Konſul in Cairo). 

Abſchnitt 7. 

Türkei und Bulgarien. 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle Vereinbarungen gutzuheißen, die von 
den Verbandsmächten mit der Türkei und Bulgarjen hinſichtlich jeg⸗ 
licher Rechte und Intereſſen abgeſchloſſen werden. auf welche Deutſch⸗ 
land oder Deutſche in der Türkei und Bulgarien etwa Anſpruch er⸗ 
heben können. (Artikel 155.) 

Dieſer Artikel und die übrigen ſich auf die Türkei und Bulgarien , 
beziehenden Veſtimmungen des Vertrags bedeuten, daß wir unſern 
Gegnern Blankovollmacht zu erteilen haben, mit der Türkei 
und Bulgarien Vereinbarungen über Rechte Deutſchlands und 
deutſcher Staatsangehöriger zu treffen, ohne daß wir dieſe Vers 
einbarungen überhaupt kennen. 
Des weiteren werden alle vom 1. Auguſt 1914 bis 10. Januar 1920 

geſchloſſenen Verträge Deutſchlands mit der Türkei und Bulgarien 
von der Entente ſelbſtherrlich aufgehoben. Rein rechtlich iſt es 
mindeſtens ungewöhnlich, daß Verträge von anderen Parteien auf⸗ 

in ihrem Radikalismus ſinnlos, weil fie ohne Unterſcheidung alles 
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zerſchlagen, auch kulturelle Fortſchritte, wie fie z. B. die Rechts⸗ 
verträge mit der Türkei darſtellen. Deutſchland hat weiter große, 
für die Türkei hinterlegte Goldbeträge an die Gegner abzuführen 
und ſeine Goldverpflichtungen aus Kriegs⸗Verträgen anzuerkennen. 
Deutſchland verliert ſeine Forderungen an die früheren Vundes⸗ 

genoſſen, behält die Schulden aber großenteils. Die Unbilligfeit 
dieſer Regelung liegt auf der Hand. 

Kennzeichnend iſt auch die Art, wie die Gegner ſich den Zugriff auf 
deutſches Privateigentum in der Türkei und Bulgarien zu ſichern 
wußten. Hier war ihnen ein unmittelbares Liquidationsverfahren 
wie auf eigenem oder abgetrenntem deutſchen Gebiet natürlich nicht 
möglich. Deshalb wurde ein Umweg gewählt, wonach die Entente 
verlangen darf, daß die deutſche Regierung ſelbſt die Rechte oder 
Beteiligungen Deutſcher an öffentlichen Unternehmungen und 
Konzeſſionen enteignet, damit ſie für Zwecke der Wiederherſtellung 
verwendet werden können. Die Deutſche Regierung muß ſogar der 

Entente die Unterlagen für dieſe indirekte Beſchlagnahme ver⸗ 
ſchaffen und hat ausdrücklich die Verpflichtung, ihre enteigneten 
Angehörigen, denen gegenüber ſie Bütteldienſte verrichten muß, zu 
entſchädigen. Dieſe Regelung bietet die Handhabe zu einer faſt 
völligen Enteignung des deutſchen Privateigentums in dieſen 
Ländern. 

Deutſchland hat auch auf jede Beteiligung bei der Verwaltung 
von Staatlichen Stellen und internationalen Finanz und Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſationen in der Türkei und Bulgarien zu verzichten. 
Sieht man von der großen praktiſchen Tragweite dieſer Beſtimmung 
ab, ſo bleibt der lächerliche Verſuch der Deklaſſierung Deutſchlands 
übrig: Deutſchland iſt nicht würdig, an internationalen 
Organiſationen teilzunehmen! 

Deutſchlands Stellung zur Türkei und zu Bulgarien iſt nach dem 
Vertrag gekennzeichnet durch einen völligen Bruch mit der Ver⸗ 

gangenheit, durch Verzicht auf alles Erworbene, durch Bindung für 
die Zukunft und durch Degradierung gegenüber anderen Nationen. 
Man könnte dieſe Vertragsbeſtimmungen gekürzt zuſammenfaſſen 
in den Satz: Deutſchland erkennt an, daß die Türkei und Bulgarien 
für Deutſchland nicht mehr beſtehen! 

Paul Weitz 

Grüber Vertreter der „Frankfurter Zeitung“ 
in der Türkei), 

Abſchnitt . 

Schantung. 

Deutſchland verzichtet zugunſten Japans — insbeſondere für das 
Gebiet von Kiautſchou — auf alle Rechte, Anſprüche und Vorrechte, die 
es auf Grund von Verträgen mit Ching erworben hat. Alle deutſchen 
Rechte au den Eiſenbahnen. Gruben und Kabeln einſchließlich des Zu⸗ 



behörs jeder Art, werden mit allen zugehörigen Noten und Vor⸗ 
rechten japaniſches Eigentum. Alle Rechte, die das Deutſche Reich im 
Kiautſchougebiet beſitzt gehen frei und unbelaſtet auf Japan über. J 

! (Artikel 156— 158.) ] 

Beim Schutzgebiet Kiautſchou wird nicht einmal der Schein der N 
Uebergabe an einen Beauftragten des Völkerbundes gewahrt. Japan 
tritt einfach in alle Rechte ein, die Deutſchland bisher beſeſſen hat! 
Die Kolonie wird alſo nicht etwa dem mit den Verbandsmächten 
verbündeten China zurückgegeben, dem Kiautſchou gehört und mit 
dem Deutſchland ſeinerzeit den Pachtvertrag geſchloſſen hatte. 

Ueber das Beſitzrecht Japans ſcheint allerdings das letzte Wort 
noch nicht geſprochen zu ſein. Amerika und China haben den Vertrag 
von Verſailles noch nicht ratifiziert und China hofft immer noch, 
das ihm zu Necht gehörige Kiautſchougebiet zurückzuerhalten. 
Deutſchland verliert außer dem Gebiet ſelbſt nicht nur die vielen 
Millionen, die es für die Entwicklung dieſer Kolonie aufgewendet 
hat, ſondern in erſter Linie den Platz, an dem es dem großen chineſi⸗ 

ſchen Reiche ſein Wiſſen und Können auf den verſchiedenartigſten 
Gebieten, ſeine Leiſtungen in Induſtrie und Technik, im Hafen⸗ und 

Städtebau, in Schiffahrt und Handel und in der Wiſſenſchaft 
(Deulſch⸗Chineſiſche Hochſchule) handgreiflich vor Augen führen 
konnte. China hatte ſich mit dem deutſchen Pachtbeſitz abgefunden 
und war dankbar für alles, was es ſehen und lernen konnte. Es 
war gerade die Abſicht der Entente, die Muſterausſtellung deutſcher 
Kultur im fernen Oſten verſchwinden zu laſſen, da auch unſre Geg⸗ 
ner volles Verſtändnis für die Bedeutung des oſtaſiatiſchen 5 
hatten. 

Der Raub beſchränkt ſich aber nicht nur auf das Einätselhöhhint 
Eiſenbahnen und Gruben, die reines Privateigentum find, werden 
mitvereinnahmt. Mag das Deutſche Reich zuſehen, wie es feine 
Staatsangehörigen entſchädigt! 

Vizeadmiral Meyer⸗Waldeck, 

(früher Gouverneur und Verteidiger des Riautfougebiets) 
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| Teil V. 

| Delimmungen über Tandhrer, Sremacht und Tuſtfahrt. 
Um die Einleitung einer allgemeinen Rüſtungsbeſchräukung aller 

Nationen zu ermöglichen, verpflichtet ſich Deutſchland, die Beſtimmungen 
des Friedensvertrags über Landheer, Seemacht und Luftfahrt genau 

innezuhalten. Be 

Deutſchland wird der Willkür und dem frivolſten Angriff jedes 10 
Nachbarn preisgegeben, der böswillig handeln will. 9 
Aus der Geſchichte iſt mir kein zweiter Fall bekannt, in dem eis, 

großes Volk in ähnlicher 1 wehrlos gemacht wurde und oben⸗ il 
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drein die Koſten für die Durchführung ſeiner Entwürdigung auf⸗ 
erlegt erhielt. 

Es iſt nicht wahr, daß die demütigende Entwaffnung Deutſch⸗ 
lands eine allgemeine Rüſtungseinſchränkung aller Nationen ein⸗ 
leitet. Die ihnen ausgelieferten deutſchen Kriegsſchiffe haben die 
Sieger ſogar zur Verſtärkung ihrer eigenen Wehrmacht benutzt. Daß 

England, die Vereinigten Staaten und Japan auch zur See nicht 
abrüſten, ſondern vermehrte Aufwendungen machen, ſteht feſt. 

Noch iſt es nicht zu erſehen, daß die Zertrümmerung der deutſchen 
Wehrmacht den Völkern die Abrüſtung und den Weltfrieden garan⸗ 
tiert. Noske, 

Oberpräſident der Provinz Hannover 
Gruber Reichswehrminiſter u. Miiglen der Nationalverfammlung). 

Abſchnitt 1. 

Beſtimmungen über das Landheer. 
Das deutſche Heer darf nicht mehr als 7 Infanlerie- und 3 Kavallerie- 

Divisionen umfaſſen. Die Stärke des Heeres darf nicht mehr als 
100 WU Mann, einſchließlich höchſtens 4000 Offiziere betragen. Das 
Heer iſt nur für die Erhaltung der Ordnung beſtimmt. Die Bildung 
von Behörden für Kriegsvorbereitung iſt verboten. Der deulſche Große 
Generalſtab und ähnliche Formationen werden aufgelöſt und dürfen 
unter keiner Geſtalt neu gebildet werden. 

Die Anfertigung von Waffen, Munition und Kriegsgerät aller Art 
darf nur in den Fabriken ſtattfinden, die ron den Verbands nächten 
dafür zugelaſſen werden. Die über die zugelaſſenen Mengen vorhane 
denen deutſchen Waffen. Munitionsvorräte und Kriegsgerät find den 
Verbandsmächten zur Zerſtörung auszuliefern. Ein- und Ausfuhr von 
Waffen, Munition und Kriegsgerät nach Deutſchland iſt verboten. 

Die allgemeine Wehrpflicht wird in Deutſchland abgeſchafft. Untere 
offiziere und Gemeine verpflichten ſich für 12 Jahre, Offiziere wenige 
ſtens für 25 Jahre. Alle Kriegsakademien. Militärſchulen oder ähn⸗ 
liche Einrichtungen werden aufgehoben. Die⸗ Unterrichtsanſta lten, 
Univerfitäten, Kriegervereine, Schützengilden, die Sportvereine, über⸗ 
haupt Vereinigungen ohne Rückſicht auf das Alter ihrer Mitglieder, 
dürfen ſich nicht mit mili äriſchen Dingen befaſſen. Alle Mobil⸗ 
machungsmaßnahmen ſind unterſagt. Bei Truppenteilen dürfen keine 
Stämme für Ergänzungs formationen vorhanden ſein. Deutſchland 
verzichtet darauf, in fremde Länder Militär⸗Miſſionen zu entſenden 
oder zu erlauben, daß Reichsdeutſche in Heer oder Flotte einer frem⸗ 
den Macht Stellung nehmen. Das Recht Frankreichs, die Mannſchaft 
feiner Fremdenlegion zu ergänzen., bleibt unberührt. 

Alle befeſtigten Anlagen und Feſtungen, die auf deutſchem Gebiete 
weſtlich einer Linie in 50 km Abſtand öſtlich des Rheins liegen, werden 
geſchleift. (Artikel 159—180.) 

Deutſches Volk, merke auf, wozu du durch den Machtſpruch der 
Entente verurteilt biſt: 

Die allgemeine Wehrpflicht, dieſe Vorbereitung auf die höchſte 
Hingabe an das Vaterland, dieſe Schule körperlicher Ertüchtigung, 
geiſtiger Regſamkeit und Charakterſtärkung, ſie beſteht nicht mehr. 
Nicht mehr darf ſich der Deutſche rüſten, ſeinen geliebten Heimats⸗ 



Boden, Haus, Hof und Familie ſelbſt zu verteidigen! Kur eine | 
ſchwache Truppe iſt zu Polizeizwecken zugeſtanden. 54 

Die Arbeit von Jahrhunderten, das ſtolze Erbe der preußiſchen 4 
Könige und deutſchen Landesfürſten, die feſteſte Säule vaterländi⸗ 
ſchen Empfindens, ſie ſind vernichtet. Und doch leuchtet noch aus | 
den entwürdigenden Beſtimmungen des Friedensvertrags die alte 
Stärke, der hehre Glanz des vier Jahre unbeſiegten Heeres hervor. 
Wie ſie uns im Kriege bewunderten und fürchteten, ſo fürchten un⸗ | 
ſere Feinde uns noch, jo beſorgen fie unſer Wiedererſtehen. Jede j 
Einzelheit ihres Diktats iſt darauf berechnet, die Quellen unſerer m 
Kraft zu verjtopfen, die Regungen wehrhaften Strebens zu unters 4 

X 1 
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binden. Unſere Schulen, unſere Vereine dürfen nichts treiben, was 
an militäriſche Vorbildung erinnert. Wo liegt die Grenze zwiſchen 
Erholung und Ertüchtigung? In der Reichswehr iſt aller auf den 
Krieg vorbereitende Unterricht verboten. Die Kriegsakademie, die 
Kriegsſchulen, die Kadettenanſtalten, dieſe Pflanzſtätten unſeres — 1 
Führertums, ſind geſchloſſen. Unſer von aller Welt bewunderter | 
Generalſtab, der Arbeitsboden eines Moltke und Schlieffen, aufge⸗ 8 ö 
löſt und verboten! „ 

Die unſerer Reichswehr auferlegte Verpflichtung, 12 Jahre zu 5 
dienen, ſoll lediglich verhindern, daß bei kürzerer Dienſtzeit zu diele 
Mannſchaft durch die Schule des Waffenhandwerks hindurchginge a 
und ſich ein ſtarker Stamm Ausgebildeter für den Fall einer künf⸗ 1 
tigen Erhebung zuſammenfände. Die Geldſummen, die ein lang⸗ 1 
dienendes Heer verſchlingt, ſind bedeutend höher als die Koſten eines 2 1 
kurz dienenden Volksheeres. So wird uns unſere jetzige Truppe von 
100 000 Mann weit über das Vierfache deſſen koſten, was uns unſre 
alte Armee von über 800 000 Mann vor dem Kriege gekoſtet hat. h 
Und weil doch noch zuviel militäriſche Ueberlieferung und ererbte 1 
Tüchtigkeit im Volke nachwirken könnte, muß der Möglichkeit ihrer 4 
Betätigung durch die entehrende Entwaffnung und das Verbot der 4 
Waffenfertigung und Einführung vorgebeugt werden. Kein Deut⸗ 4 
ſcher darf im Auslande Heeresdienſte nehmen — er könnte dort 1 
lernen, was ſich ſpäter verwerten ließe. Nur die ſchamloſe Werbung 
für die franzöſiſche Fremdenlegion wird nicht aufhören; ſich für den 

übermütigen Peiniger zu opfern, dazu iſt der Deutſche gut genug. 
Der Feind hat ganze Arbeit gemacht; das muß man ihm laſſen. 

Was zu zerſtören war, iſt vernichtet; was eiferſüchtiges Sinnen aus⸗ 
denken konnte, an Hemmungen geſchaffen. 5 

Doch eins können ſie uns nicht nehmen: unſere Geſchichte, unſere 
Aeberlieferung, unſere Anhänglichkeit an des Kaiſers Rock, den Geiſt 
von 1813 und 1914, unſeren Willen zum Wiedererſtehen. Dieſet 
Wille wird ſtärker ſein als das Diktat von Verſailles! N 5 

von Gallwitz, General der Artillerie a. D., 
Mitglied des Reichstags 

(früher Oberbefehlshaber der Heeresgruppe Gallwitz!). 
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Abſchnitt 2. 

Beſtimmungen über die Seemacht. 

Die deutſche Flotte darf nicht ſtärker ſein als 6 Linienſchiffe, 6 kleine 
Kreuzer, 12 Zerſtörer, 12 Torpedoboote. Für Neubauten der Deulſch⸗ 
land jetzt noch verbleibenden Schiffe find als Höchſtgrenze für Linien⸗ 
ſchiffe 10 000 Tonnen, für kleine Kreuzer 6000 Tonnen feſtgeſetzt. Er⸗ 
ſatzbauten ſind erſt nach 20 jähriger bezw. 15 jähriger Lebensdauer zu⸗ 
läſſig. Die deutſche Marine darf keine Unterſeeboote haben; auch für 
Handelszwecke dürfen keine gebaut werden. Das Perſonal der Marine 

darf 1500 Offiziere und 15000 Mannſchaften nicht überſteigen. Die 
Abſchaffung der allgemeinen Wehrpflicht gilt auch für die Marine. 
Küſtenbefeſtigungen ſind verboten vom Eingang der Elbmündung bis 
Kolbergermünde an der Oſtſee. Neue Befeſtigungen dürfen nicht an⸗ 
gelegt werden. Die im Waffenſtillſtand nicht abgegebenen Kriegs⸗ 
ſchiffe müſſen bis auf die oben zugelaſſenen Schiffe, ebenſo wie alle 
Unterfeeboote und Unterſeebootsdocks den Verbandsregierungen aus⸗ 
geliefert werden. (Artikel 181— 197.) 

Alle leiſtungsfähigen Schiffe ſind uns genommen. Zur Herbei⸗ 
führung des Waffenſtillſtands wurde in die Internierung der Groß⸗ 
kampfſchiffe, der ſchnellen Kleinen Kreuzer, der beſten Torpedoboote 
und aller fahrbereiten U-Boote eingewilligt. Dieſe ſind jetzt der 
Entente verfallen, ſoweit ſie nicht in Scapa Flow verſenkt ſind. Die 
letzten Linienſchiffe und brauchbaren kleinen Kreuzer, denen noch 
ein Gefechtswert innewohnte, hat der Friedensvertrag uns genom⸗ 
men. Was uns jetzt verbleibt, ſind alte Schiffe, von denen während 
des Krieges größtenteils die Kanonen herunter genommen und die 
teilweiſe ſchon zu Kaſernenſchiffen hergerichtet waren. Die Ve⸗ 
ſchränkung in den Größenverhältniſſen ſtempelt unſere Flotte zu 
einem reinen Küſtenverteidigungswerkzeug, wobei uns die Anwen⸗ 
dung des dafür brauchbarſten Mittels, des Unterſeeboots, vers 
boten iſt. 

Küſtenbefeſtigungen dürfen nur noch in beſchränktem Umfang be⸗ 
ſtehen. Kiel, der Eingangsplatz zum Nord-Oſtſeekanal, wird offener 
Hafen. Das Eindringen in die Oſtſee und in unſere wichtigſten 

Hafenplätze Kiel, Lübeck, Swinemünde können wir niemanden mehr 
verwehren. Unſere in die Oſtſee fließenden Hauptſtröme Oder und 
Weichſel ſind in ihrem Mündungsgebiet ſchutzlos geworden. 

Im Flottengeſetz kam der Wille des deutſchen Volkes zum Aus⸗ 
druck, ſich ſeine Seegeltung durch eine Flotte von 61 großen Schiffen 
ſicherzuſtellen, mit dem nötigen Zubehör an kleinen Kreuzern, Tor⸗ 
pedo⸗ und Minenfahrzeugen und U-Booten. Davon kämpften in der 
Schlacht vorm Skagerrak am 31. Mai 1916: 16 große Linienſchiffe 
und 6 Linienſchiffe, ſowie 5 große (Schlacht⸗) Kreuzer gegen Eng⸗ 
land, das uns 28 Linienſchiffe, 9 Schlachtkreuzer und 8 Panzerkreu⸗ 
zer entgegen ſtellte. Den 27 deulſchen Einheiten an großen Schiffen 
ſtanden ſomit 45 britiſche Einheiten gegenüber. Der Ausgang der 
Schlacht bewies efneut die Seetüchtigkeit unſeres Volkes! 



U er 

Die Verkümmerung der deutſchen Flotte auf nur 6 minderwertige 
Linienſchiffe ohne die Mittel zur Aufklärung durch große Kreuzer 
und Luftfahrzeuge, bekundet am deutlichſten die Abſicht der Ver⸗ 
bandsmächte, uns von jeder Seegeltung auszuſchließen und macht 
unſere Handelsflotte ſchutzlos. Selbſt für die Küſtenverteidigung 
iſt dieſe Flotte bei dem völligen Mangel an Unterfeebooten nur ein 
unvollſtändiges Werkzeug. 
Wenn kleinere Staaten, wie die ſkandinavſſchen und Holland, ſich 

mit einer Seemacht begnügten, die nicht über die engſte Küſtenver⸗ 
teidigung hinausſtrebte, ſo entſprach das ihrer finanziellen Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit in Verbindung mit der Bevölkerungsziffer und dem 
Umfang ihres Seehandels. Ein großes Volk von 60 Millionen Men⸗ 
ſchen, deſſen Lebensmöglichkeit von der Sicherheit ſeiner überſeeiſchen 
Zufuhr abhängt, gerät damit in eine unwürdige Abhängigkeit. Es 
ſteht dauernd unter dem Druck der Drohung, durch Blockade und 
1 zu jeder Nachgiebigkeit gezwungen werden zu können. 

Dieſe Ertötung jeder freien Willenstegung erniedrigt ein Volk 
zu Sklaven. Ein Vertrag, der ſolche Bedingungen aufzwingt, ift 
eine Verſündigung an der Menſchheit, die dadurch nicht zum e 
Frieden kommen kann. 

Admiral Scheer 

(früher Chef der Seekriegsleitung und Oberbefehlshaber 
in der Skagerrak⸗Schlacht). 

Abſchnitt 8. 

Beſtimmungen über militäriſche und Seeluftfahrt. 

Die Streitkräfte Deutſchlands dürfen kein Militär⸗ und Marineflug⸗ 
weſen einſchließen. Kein Luftſchiff darf beibehalten werden. Das ganze 
militäriſche und maritime Flugzeugmaterial iſt den Verbands⸗ 
regierungen abzuliefern. Bis zur völligen Räumung des deutſchen 
Gebietes durch Verbandstruppen haben die Luftfahrzeuge der Verbands⸗ 
mächte in Deutſchland freien e im Luftraum und Durchflug⸗ und 
Landungsfreiheit. (Artikel 198202.) 

Deutſchland iſt durch die ihm aufgezwungene Herabſetzung ſeiner 
Land⸗ und Seeſtreitkräfte gegen jeden Angreifer wehrlos gemacht 
worden. Und dieſe dürftigen Wehrkräfte zu Lande und zu Waſſer, 
die der Verſailler Vertrag uns läßt, werden völlig entwaffnet durch 
das Verbot jeglichen Militär: und Marineflugweſens. Denn ein 
Heer und eine Marine ohne Flugweſen ſind heute einem Gegner 
gegenüber, der über Luftſtreitkräfte verfügt, machtlos ſelbſt dann, 
wenn Land⸗ und Seeſtreitkräfte im übrigen gleich ſtark und gleich⸗ 
wertig wären. Keine Armee und keine Flotte kann heute ihre Auf⸗ 
gabe, die Heimat zu ſchützen, erfüllen, wenn ihr Luftſtreitkräfte feh⸗ 
len, da fie ſelbſt blind dem Gegner preisgegeben iſt. 
Mährend alle Staaten rings um uns herum — mögen ihre Wehr⸗ 

kräfte noch [6 gering an Zahl und Wert fein — über Luftſtreitktäfte 5 

— 
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verfügen und fie gewaltig vermehren, wird unſere fpärfihe Wehr: 
macht dieſes unentbehrlichſten Teiles ihrer Kraft beraubt. 
Wir wiſſen aus dem Weltkrieg, wie rückſichtslos unſere damaligen 

Gegner ihre Luftſtreitkräfte eingeſetzt haben und wie ſie ſich damals 
rüſteten, um die Luftangriffe noch tiefer in das Herz Deutſchlands 
hineinzutragen. Zu ſolchen Vorbereitungen gehören auch die Kennt⸗ 
nis des feindlichen Landes durch Lufterkundung. b 

Heute müſſen wir machtlos zuſehen, wie alle Kriegsvorbereltungen 
auf und Über unſerem eigenen Boden von den Gegnern von geſtern 
in aller Ruhe ungeſtört, ja ſogat mit erzwungener Unterſtützung von 
uns, mitten im ſogenannten Frieden getroffen werden. 

Oberſt Thomſen 
(früher Chef des Feldflugweſens). 

Abſchnitt 4. 
Interalliierte Ueberwachungsausſchüſſe. 

Zur Ausführung der Beſtimmungen über Lande, See» und Luftſtreit⸗ 
kräfte, insbeſondete zur Ueberwachung der pünktlichen Ausführung der 
auf Koſten Deutſchlands vorzunehmenden Ablieferung und Unbrauch⸗ 
barmachung des zu Kriegszwecken verwendbaren deutſchen Materials 
werden ton den Verbandsmächten Ueberwachungsausſchüſſe ernannt. 
Dieſe Ausſchüſſe teilen der Deutſchen Regierung ihre Entſcheidungen 
mit. Sie haben das Recht, in jedem deutſchen Orte ihven Dienſt zu 
verrichten und können hierfür alle Erleichterungen verlangen. Den 
Ausſchüſſen ſind die geforderten Auskünfte zu geben und die ihnen 
erforderlich erſcheinenden Dokumente und Vorſchriften zu liefern. Die 
Koſten für die perſonellen und materiellen Hilfsmittel zur Durchfüh⸗ 
rung der Abrüſtung, für den Unterhalt und die Tätigkeit der Ueber⸗ 
wachungsausſchüſſe trägt Deutſchland. 
Es werden von den Verbandsmächten für die Durchführung dieſer 
Beſtimmungen eine militäriſche, eine maritime und eine geronautiſche 
interalliierte Kontrollkommiſſion eingeſetzt. (Artikel 203—210.) 

In der Völkerbundsſatzung erkennen die Mitglieder des Välker⸗ 
bundes an, daß die Aufrechterhaltung des Friedens die Herabſetzung 
der Rüſtungen auf das mit der nationalen Sicherheit und mit der 
Durchführung der durch ein gemeinſames Handeln auferlegten in⸗ 
ternationalen Verpflichtungen verträgliche Mindeſtmaß nötig macht. 
Im Verſailler Vertrage wird aber durch das Diktat der Sieger prak⸗ 
tiſch ganz einſeitig nur Deutſchland die Abrüſtung auferlegt, dieſem 
dafür aber umſo gründlicher. 

Zur Ueberwachung der Durchführung der für die Abrüſtung zu 
Lande, zu Waſſer und in der Luft vorgeſehenen Vertragsbeſtimmun⸗ 
gen werden Kommiſſionen eingeſetzt, deren Befugniſſe die Sou⸗ 
veränität des Deutſchen Neiches auf das Schwerſte verletzen. Die 
Ueberwachungsausſchüſſe haben einſeitig das Recht der Entſchei⸗ 
dung. Sie teilen ſie der Deutſchen Negierung mit! Die Deutſche 
Negierung hat die Pflicht der Ausffihrung. Die Koſten für die 
Tätigkeit der Kommiſſionen, die das Necht haben, im ganzen Lande 

1 
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herumzureiſen, und die in hohen fremden Währungen beſoldet wer⸗ 
den, ſowie die Koſten für alle unter dieſer fremden Kontrolle vor⸗ 
zunehmenden Zerſtörungen, Abbauten und Unbrauchbarmachungen, 
trägt das durch den Weltkrieg verarmte deutſche Volk. 

Und was wird alles zerſtört, nur weil es zu Kriegszwecken ver⸗ 
wendet werden kann! Wieviel Material und Werkzeug, das in 
Fabriken, die oft erſt im Kriege auf Kriegsbedarf umgeſtellt wur⸗ 
den, verwendet wurde und das durchaus geeignet wäre, noch nütz⸗ 
lichen Friedenszwecken zu dienen, iſt zur Verſchrotung beſtimmt. 
Wieviel Schiffsbaumaterial, wieviel Schiffsausrüſtungsgegenſtände, 
die zur Unbrauchbarmachung beſtimmt ſind, könnten beim Wieder⸗ 
aufbau unſerer Handelsflotte Verwendung finden, der eine der 
Vorausſetzungen für die Ermöglichung von Wiederherſtellungs⸗ 
leiſtungen iſt. 

Der friedliche Luftverkehr wird als die ſchnellſte Beförderungs⸗ 
möglichkeit von Perſonen und Sachen ſicher eine große Zukunft 
haben. Er kann geradezu zu einem völkerverbindenden Element 
werden. Deshalb müßten vernünftigerweiſe alle Völker zu einem 
edlen Wettſtreit für ſeine Verbeſſerung angefeuert werden. Die 
Kontrollrechte, die der Verſailler Vertrag dem ageronautiſchen 
Ueberwachungsausſchuß eingeräumt hat, und von denen dieſer Ge⸗ 
brauch macht, ſind geeignet, den deutſchen Luftverkehr geradezu zu 
erdroſſeln und den Erfindergeiſt auf dieſem ſo wichtigen Gebiet zu 
lähmen. 

Die interalliierten Ueberwachungsausſchuſſe haben Rechte, wie ſie 
nie eine deutſche Behörde hatte. Da fie die Vorlegung von Doku⸗ 
menten, Plänen und Modellen verlangen können, erhalten ſie Ein⸗ 
blick in die geheimſten Ergebniſſe deutſchen Erfindergeiſtes. Faſt alle 
Erfindungen, ſelbſt die, die zunächſt nur für Kriegszwecke benutzt 
wurden, können auch im Dienſte friedlicher Kultur verwendet 
werden. 0 

Als die Gefahr der Zerſtörung der Dieſelmotoren heraufzog, war 
das ganze deutſche Volk darüber einig, daß ſo hohe Kulturwerte nicht 
vernichtet werden dürften, nur weil dieſe Motore einſt zu militäri⸗ 

N Then Zwecken Verwendung fanden. In dieſem Falle wurde die 
Ausführung der erſten vertragswidrigen Entſcheidung wenigſtens 

abgewendet und eine Milderung erzielt. 

Das deutſche Volk wird den Tag preifen, an dem die interalliier⸗ 
ten Ueberwachungsausſchüſſe ihre Kontrolltätigkeit einſtellen und 
den deulſchen Boden wieder verlaſſen werden! 8 

Hermann Müller, 

Mitglied des Reichstags 
(früher Reichsminiſter des Auswärtigen und 

Reichskanzler). 



— L — 

Ceil VI. 

Abſchnitt 7 

Kriegsgeſangens. 

Die Heimſchaffung der Kriegsgefangenen ſoll nach Inkrafttreten bes 
riedensverirags ſobald wie möglich ſtattfinden. Kriegsgefangene urd 
ivilinternierte, die Strafen wegen anderer Vergehen als gegen die 

Diſziplin verwirkt haben oder verbüßen, können in Haft behalten werden. 
Nuutſchland verpflichtet ſich, den Ausſchüſſen zur Nachforſchung nach 

Vermißten freien Zutritt zu geſtatten, ihre Arbeit in jeder Weiſe zu 
erleichtern, und alle Gegenſtände, Werte, Urkunden, die Staats- 
angehörigen der Verbandsmächte gehört haben, unverzüglich zurück⸗ 
zugeben. (Artikel 214-224.) 

Eine unritterliche Grauſamkeit, die hunderttauſend deutſcher Fa⸗ 
milien mit bitterer Härte traf! 

Während Deutſchland bereits ſofort nach dem Abſchluß des Waf⸗ 
fenſtillſtandes die in ſeinen Händen befindlichen Gefangenen der 
Verbandsmächte unter größten Anſtrengungen binnen weniger 
Wochen heimſchaffte, behielten ſich die Gegner den Termin der Bes 
freiung unſerer Gefangenen bis nach der Inkraftſetzung des Frie⸗ 
densvertrages vor. Unſere Landsleute mußten noch mehr als ein 
Jahr nach dem Waffenſtillſtande in ihrer Gefangenſchaft verbleiben. 
Viele Tauſende von ihnen waren ſchon ſeit Jahren der Heimat und 
Familie entriſſen, zahlloſe hatten an Körper und Geiſt ſchwer ge⸗ 
litten, viele befanden ſich am Rande des Grabes. Waiſenkinder 
warteten auf die Fürſorge des fernen Vaters; Schwerkranke und 
Sterbende hofften auf ein letztes Wiederſehen — nichts aber veran⸗ 
laßte die Sieger, von ihrer hartherzigen Weigerung abzugehen. 
Eine große Volksbewegung in Deutſchland, von Frauen, Müttern 
und Angehörigen der Gefangenen geführt, ſetzte ſich für eine frühere 
Heimkehr ein, appellierte an die Neutralen, an die Frauen in den 
feindlichen Ländern, an die Sozialiſten der Entente⸗Mächte, an alle 
menſchlich Fühlenden, aber nichts brachte die Regierung Frankreichs 
von ihrem grauſamen Standpunkt ab. Harte Willkür vermehrte die 
Zerrüttung des Krieges an Körper, Geiſt und Moral. Manches 
Auge ſchloß ſich, ohne die Lieben wiedergeſehen zu haben, und mit 
dem Schmerz blieb der Stachel zurück. 

Während Deutſchland alle Gefangenen, auch alle Beſtraften ſofort 
herausgeben mußte, hält Frankreich noch heute mehrere Hunderte 
Deutſcher als ſogenannte „kriminelle Verbrecher“ in Avignon zurück, 
obgleich nicht die geringſte Gewähr für ein objektives Gerichtsver⸗ 
fahren gegen unſere Landsleute im feindlichen Lande gegeben war. 
Im Gegenteil ſind mir eine ganze Neihe von Fällen bekannt gewor⸗ 
den, wo man im Kriege allgemein geübte Requiſitionen, die auch der 



Feind bedenkungslos ausführte, an Deutſchen als verbrechen be⸗ 
ſtraft har 

Während wir den Gefangenen in unserem Lande alle Verluſte zu 
erſetzen verpflichtet find, iſt bei unſeren Gefangenen in feindlichen 
Ländern hiervon keine Rede — nirgends eine loyale Gegenſeitigkeit, 
überall das Diktat eines unverſöhnlichen Siegers, der die Qualen 
des auf Befreiung Wartenden noch dadurch erhöhte, daß er ihn über 
den Zeitpunkt der Heimſchaffung bis zum letzten Augenblick im Un⸗ 
gewiſſen ließ. Dabei forderte ſeine Preſſe, die Geängſtigten noch 
lange Zeit hindurch für den Wiederaufbau Aae als e 
zurückzuhalten! 

Die Beſtimmungen des Vertrages von Versailles über 1 
Kriegsgefangenen atmen nicht Frieden, ſondern Rache und Haß! 

Löbe, | 

Präſident des Reichstags. 

Abſchnitt 2. f 

Grabſtätten. een 

Die Verbandsregierungen und die Deutſche Regierung werden dafür 
Sorge tragen, daß die Grabſtätten der auf ihren Gebü:ten beerdigten 
Soldaten mit Achtung behandelt und inſtand gehalten werden. Sie 
verpflichten ſich, jeden Grabſtätten⸗Ausſchuß der Verbandsmächte an⸗ 
ein und bei Erfüllung ſeiner Aufgaben zu unterſtützen. 

(Artikel 225. 228.) 

Trog der in dieſen Artiteln feierlich Ibernommenen. Verpflichtung, N 
die Grabſtätten zu achten und inſtand zu halten, hören wir dauernd, 
daß in den Verbandsländern deutſche Grabdenkmale mutwillig zer⸗ 
ſtört und Gräber geſchändet werden. Unwürdig iſt die Tatſache, daß 
die obigen Artikel Deutſchland die Pflicht auferlegen, alle Ausſchüſſe 
der Verbandsmächte zur Pflege der Grabſtätten ihrer Krieger oder 
Errichtung von Denkmalen auf jede Weiſe in ihren Aufgaben zu 
unterſtützen, während umgekehrt Deutſchland dieſes Recht in den 
Ententeländern nicht zugebilligt wird. Die Verſagung Bei Gegen⸗ 
ſeitigkeit an uns widerſpricht allen Geſetzen der Menſchlic“: it und f 
Ziviliſation und iſt hier um ſo befremdlicher, als ſie ja für er Ver: 10 

bandsmächte keinerlei Schaden an Geld oder Geldeswert mit ſich 
bringen würde. 

Graf Weſtarp, 1 8 
Mitglied des Reichstags. 
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Ceil VII. 

Sltafbeſtimmungen. 
Die verbündeten Mächte ſtellen Wilhelm II., vormaligen deutſchen 

Kaiſer, wegen ſchmerſter Verletzung des internationalen Sittengeſetzes 
und der Heiligkeit der Verträge unter öffentliche Anklage. 

Die Deutſche Regierung hat den Verbündeten alle Perſonen auszu⸗ 
liefern, die ihr auf Grund der Anklage, ſich gegen die Geſetze und Ge⸗ 
bräuche des Krieges vergangen zu haben, bezeichnet werden. 

f (Artikel 22. -.) 

Nicht genug, daß der Frieden von Verſailles Deutſchland wirt⸗ 
ſchaftlich und finanziell zu Grunde richtet und völlig wehrlos macht: 
Wir ſollen auch ehrlos werden. Die Schmach der Auslieferung des 
Kaiſers iſt uns erſpart geblieben. Als Herr Millerand dann am 
3. Februar 1920 die bekannte Auslieferungsforderung und Liſte der 
ſogenannten „deutſchen Kriegsverbrecher“ überſandte, ſchickte ich ſie 
mit folgender Note zurück: 

„Im Laufe der letzten Monate habe ich den Verbandsregie⸗ 
rungen zehnmal ſchriftlich und dreizehnmal mündlich in ern⸗ 

ſteſter Weiſe die Gründe dargelegt, die die Auslieferung un⸗ 
möglich machen. Ich erinnere an meine ſtändig wiederholte Er⸗ 

klärung, daß ſich kein deutſcher Beamter bereit finden werde, in 
irgend einer Weiſe an der Ausführung des Auslieferungsver⸗ 
langens mitzuwirken. Eine ſolche Mitwirkung wäre es, wenn 
ich die Note Euerer Exzellenz an die Deutſche Regierung weiter⸗ 

leiten wollte. Ich ſende ſie daher in der Anlage zurück.“ 

Da kein Deutſcher — Beamter oder Nichtbeamter — ſeine Hand 
zur Mitwirkung geboten hat, und ganz Deutſchland einig und ge⸗ 
ſchloſſen in der Ablehnung des ungeheuerlichen Auslieferungsver⸗ 
langens war, iſt die Auslieferung unterblieben. 

Schon in dieſem erſten Punkt, in dem unſere Gegner die Ausfüh⸗ 
rung des Diktats yon Verſaclles verlangten, konnte ihnen feine Un⸗ 
möglichkeit und Unansführharfeit bewieſen werden. 

Freiherr von Lersner, 

Mitglied des Reichstags 

(früher Vorſitzender der Ddeulſchen Friedensdelegation 
in Vecgailles und Paris). 
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Ceil VIII. 

Wiederherkehungen, | 

Abſchnitt 5 
4 Allgemeine Beſtimm ungen. 

Die Verbändsregierungen ertlären und Deutſchland erkennt an, daß 
Deutſchland und ſeine Verbündeten als Urheber für alle Verluſte und 
Schäden verantwortlich find, die die Verbandsregierungen und ihre 
Staatsangehörigen infolge des Krieges erlitten haben, der ihnen durch 
den Angriff Deutſchlands und ſeiner Verbündeten aufgezwungen wurde. 

(Artikel 231.) 

Dieſer Artikel iſt die moraliſche Stütze des geſamten Erdroſſe⸗ 
lungsvertrags. Er ſoll der Knechtung, Aechtung und Entrechtung 
des deutſchen Volkes die Weihe gerechter Sühne verleihen. Sein In⸗ 
halt aber iſt Lüge, denn Lüge iſt es, wenn in dem Ultimatum 
der Entente vom 16. Juni 1919, durch das ſie die Unterzeichnung 
des Friedensvertrags von uns erzwang, geſagt wird: f 

„Während mehrerer Jahrzehnte hat Deutſchland unausgeſetzt 
eine Politik getrieben, die darauf hinzielte, Eiferſucht, Haß und 

Zwietracht zwiſchen den Nationen zu ſäen, nur damit es ſeine 
ſelbſtſüchtige Leidenſchaft nach Macht befriedigen konnte.“ 

Viermal binnen zwölf Jahren hätte eine von ſolcher 
Leidenſchaft geleitete Politik unter günſtigen Bedingungen an die 
Entſcheidung der Waffen appellieren können: Um die Jahrhundert⸗ 
wende war England durch den Burenkrieg gefeſſelt, wenige Jahre 
ſpäter war Rußland durch Niederlage und Revolution völlig ges 
lähmt, zur Zeit der bosniſch⸗herzegowiniſchen Kriſe hatte es ſich mili⸗ 
täriſch noch nicht erholt, im Sommer 1911 war die ruſſiſche Rüſtung 
nicht kriegsbereit. Aber viermal binnen zwölf Jahren 
hat die politiſche Leitung Deutſchlands den verbrecheriſchen Gedanken 
eines Präventivkrieges gegen Frankreich verworfen. 

f Ebenſo unwahr iſt die Anſchuldigung des Ultimatums, daß i m 
Juli 1914 die deutſche Regierung „entſchloſſen alle Vorſchläge 
einer Konferenz der Verſtändigung oder Vermittlung zurückwies“. 

Deutſchland hat zwar manche gute Vorſchläge abgelehnt, aber es 
hat den Gedanken einer Vermittlung zu Vieren im „Prinzip“ 

angenommen“), es hat die direkten Beſprechungen zwiſchen 
Wien und Petersburg, die auch in London als die „beſte aller Me⸗ 
thoden“ angeſehen wurden, ſelbſt angeregt und deren Durchführung 

beim Wiener Kabinett durchgeſetzt, es hat endlich den ausſichtsvollen 
Vorſchlag einer Beſchränkung der militäriſchen Ope⸗ 

e) Sir Edward Grey im Unterhauſe am 27. Juli 1914. 
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ratlonenauf Belgrad und Umgebung einen Tag früher 
als England gemacht und nachdrücklichſt in Wien empfohlen. Die 
abſurde Unterſtellung, daß die in Wien erteilten deutſchen Rat⸗ 
ſchläge zur Mäßigung nur trügeriſche Scheinmanöver geweſen ſeien, 
iſt durch die vollſtändige Veröffentlichung aller Akten als haltloſe 
Verdächtigung entlarvt. 

Die Vermittlungsaktion der direkten Beſprechungen war dank des 
ſcharfen deutſchen Druckes auf Oeſterreich-Ungarn noch im Gange, als 
die allgemeine ruſſiſche Mobilmachung bekannt wurde. 
Die ruſſiſche, nicht wie das Ultimatum der Entente fälſchlich be⸗ 
hauptet, die öſterreichiſch-ungariſche Mobilmachung war „der ſchick⸗ 
ſalsſchwere Akt. durch den die Entſcheidung aus den Händen der 
Staatsmänner genommen und die Befehlsgewalt den Militärs über⸗ 
tragen wurde“. 

Die dem parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß in beglaubigten 
Abſchriften vorgelegten ruſſiſchen und öſterreichiſch-ungariſchen Ori⸗ 
ginalbefehle beweiſen unwiderleglich, daß der Befehl zur Totalmo⸗ 
bilifierung in Petersburg 18 Stunden früher als in Wien er⸗ 
gangen iſt. Der ruſſiſche Generalſtab hat durch ſeine, während des 
Krieges erbeuteten und im Neichsarchiv in Potsdam aufbewahrten 
Tagesberichte von Ende Juli 1914 ſelbſt im voraus die unwahren 
Behauptungen widerlegt, die ſpäter über vorzeitige Mobilmachungs⸗ 
maßnahmen in Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn verbreitet wor⸗ 
den ſind. 

Aber auch wer dieſen militäriſchen Vorgängen keine entfcheidende 
Bedeutung beilegen will, kann nicht das Bekenntnis eines Mannes 
überſeben, dem niemand eine Vorliebe für deulſchen Militarismus 

oder Imperialismus vorwerfen wird. In ſeiner Vroſchüre „Delbrück 
und Wilßelm II.“ ſagt Karl Kautsky: 

„Ich kann hier das Geſtändnis machen, daß es eine Zeit gab, 
in der ich der deutſchen Regierung Unrecht tat“. 

Und nachdem er auseinardergeſoebt Rat, warum er früher an 
einen von Deutſchland entfeſſelten Präventipkrieg geglaubt habe, 
fährt Kautsky fort: ö 

„Ich war ſehr überraſcht, als ich Einblick in die Akten bekam. 
Meine urſprüngliche Auffaſſung erwies ſich mir als unßaltßar. 

Deutſchland hat auf den Meltkrieg nicht planmäßig hingear⸗ 
beitet. Es hat ihn ſentjeßſich zu vermeiden geſucht“. 

Schließlich hat Lloyd George in einer Rede vom 23. Dezember 
1920 geſagt: 

„Je mehr man die Memoiren und Viſcher über die Begeben⸗ 
heiten vor dem 1. Auguſt 1914 lieſt deſto me*r begreift man, 
daß niemand an leitender Stelle zu jener Zeit geradezu den 

Krieg gewollt hat.“ 
Damit hat der engliſche Premierminiſter ſelbſt den obigen Artikel 

für einen unhaltbaren geſchichtlichen Irrtum erklärt, 
4* 



ber keinerlel moralſſche Stütze für den Vernichtungsfrieden von Ver: 
ſailles bildet. Das mit Füßen getretene Recht fordert unabweisbar 
die Reviſion dieſes unmoraliſchen Friedens, der das geſamte deulſche 
Volk der Sklaverei preisgibt! n 

faire Profeſſor Dr Hans Delbrück. 4 
General der Infanterie z. D. Maß Graf Montgelas 86 

(früher Sachverſtändige für die Schuldfrage 
bei der, Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 8 

Deutſchland verpflichtet ſich, alle Schäden wieder gut zu machen, die 
der Zivilbevölterung jeder der Verbandsmächte und ihrem Eigentum 
durch den Angriff zu Lande, zur See und in der Luft zugefügt worden N 
find. 

In Erfüllung der kon Deutſchland betreffs der völligen Wiederher⸗ N 4 
ſtellung und Wiederaufrichtung Belgiens gegebenen Zuſage verpflichtet u 
ſich Deutſchland, alle Summen nebſt Zinſen zu erſtatten, die Belgien 4 
während des Kriegs entliehen hat. 7 { 
Der Betrag der Schäden., deren Wiedergutmachung Deutſchland 

ſchuldet, wird durch den interalliierten Wiederherſtellungsausſchuß feſt⸗ 4 
geſetzt. Der Betrag wird Deutſchland ſpäteſtens am 1. Mai 1921 be⸗ 4 
kanntgegeben. Der Ausſchuß ſtellt einen Zahlungsplan auf, der die 
Art vorſchreibt, wie Deutſchland ſeine geſamte Schuld in 30 Jahren 
zu tilgen hat. Der Wiederherſtellungsausſchuß prüft von Zeit zu Zeit 
die Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands. 

Deutſchland zahlt in Anrechnung auf obige Schuld ſogleich in Gold, 
Waren, Schiffen, Wertpapieren oder anderswie den Gegenwert von 
zwanzig Milliarden Mark Gold. Deutſchland willigt ein, daß ſeine 
wirtſchaftlichen Hilfsmittel der Wiederherſtellung unmittelbar dienſtbar 
gemacht werden. Zahlungen Deutſchlands werden von den Verbands⸗ 
regierungen verteilt, Deutſchland bewirkt die Rücklieferung des be⸗ 
ſchlagnahmten Bargeldes und der weggeführten Tiere, Gegenſtände und 
Wertpapiere. N 

Deutſchland geſteht dem Wiederherſtellungsausſchuß unwiderruflich 
Beſitz und Ausübung aller verliehenen Rechte und Befugniſſe zu. Es 
liefert dem Ausſchuß alle Auskünfte über Finanzlage, Finanzgeſchäfte, 
Güter, Produktionskraft, Vorräte, Rohſtoffe, gewerbliche Erzeugniſſe 
und militäriſche Operationen. Deutſchland übernimmt die Koſten des 
Ausſchuſſes und des Perſonals. Deutſchland ſagt zu, alle Geſetze be⸗ 
kanntzumachen, die für die vollſtändige Erfüllung dieſer Beſtimmungen 
nötig werden. (Artikel 232— 244.) 

In den Botſchaften und 14 Punkten des amerikaniſchen Präſiden⸗ 
ten, die als Grundlage für den Abſchluß des Waffenſtillſtandes dien⸗ 
ten, war von einer Kriegsentſchädigung keine Rede. Es ſollten 
vielmehr nach Befreiung des ganzen franzöſiſchen Territoriums die 
von uns im Kriege beſetzten Gebiete wiederhergeſtellt werden. In 
der Note vom 5. November 1918 wurde Deutſchland mitgeteilt, 
unſere Gegner verſtänden dieſe Wiederherſtellung dahin, daß 
Deutſchland für allen durch ſeine Angriffe zu Land, zu Waſſer und 
in der Luft der Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem Eigen⸗ 
tum zugefügten Schaden Erſatz zu leiſten hätte. 

So war der Pakt, auf Grund deſſen wir unſere Heere zurückzogen. 
Die Koſten für die Wiederherſtellung der von uns beſetzten Ge⸗ 

biete find unſererſeits auf etwa 17,3, Milliarden Goldmark geſchägzt 
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worden. Ich will aber auf Grund der vorſtehenden Auslegung une 
ſerer Feinde das Doppelte rechnen, alſo 35 Milllarden Mark. Ä 

Der Friedensvertrag zeigt, was aus dieſem Pakte geworden ſſt. 
Nur als „Anzahlung“ auf die Schadenerſatzleiſtung muß Deutſchland 

bis 1. Mai 1921 20 Milliarden Gold in bar und Zahlungsverſpre⸗ 

"hen über weitere 80 Milliarden Mark in Gold übergeben. Was 
darüber hinaus noch feſtgeſetzt wird, unterliegt vollſtändig der Be⸗ 
ſtimmung unſerer Feinde, iſt alſo unüberſehbar. 1 
Es gab wohl Mitberater am Friedensvertrage, welche dieſe Bes 

ſtimmung ungeheuerlich fanden und dem Präſidenten Wilſon im 
März 1919, als er auf der Reife nach Frankreich war, darüber Be⸗ 
richt erſtatteten. Die funkentelegtaphiſche Antwort des Präſidenten 
lautete, daß die amerikaniſchen Ratgeber am Vertrage ſich öffentlich 
von einem Vorgehen losſagen ſollten, welches offenbar unvereinbar 
ſei mit dem, was zu erwarten der Präſident mit Vorbedacht uns 
veranlaßt hatte. Dies könne jetzt ehrenhafter Weiſe nicht einfach 
deswegen abgeändert werden, weil die Feinde Deutſchlands im Beſitz 
der Macht ſeien. ij 

Nichtsdeſtoweniger wurde das Dokument von Verſailles eine Tat⸗ 
ſache. Dem Wiederherſtellungsausſchuß iſt damit eine Macht über 
Deutſchland gegeben, wie ſie ein deutſcher Kaiſer oder irgend eine 
Regierung in Deutſchland niemals beſeſſen haben. Ein Federſtrich 
des Wiederherſtellungsausſchuſſes kann blühende Gewerbe vernich⸗ 
ten, kann Arbeitgeber und Arbeitnehmer brotlos machen, kann uns 
zu Nutz und Frommen unſerer Gegner jede beliebigen Laſten auf⸗ 
erlegen. f 
Am 2. Dezember 1920 hielt Lord Derby, bisher Botſchafter Eng⸗ 

lands in Paris, eine Rede, in der er ſagte, „man dürfe Deutſchland 
kein Mitleid erweiſen — nicht das geringſte. Man ſolle nicht auf 
einem Minimum, ſondern auf einem äußerſten Maximum beſtehen. 
Worüber man ſich entſcheiden müſſe, ſei, wieviel Deutſchland be⸗ 
zahlen könne, wenn es am Leben bleiben ſolle — das hieße nicht 
etwa: leben ſolle — Wenn man dieſe Summe feſtgeſetzt habe, müſſe 
man Deutſchland zur Zahlung zwingen und es alles zahlen laſſen, 
was man eintreiben könne. Jedes für dieſe Eintreibung verfügbare 
Verfahren müſſe angewandt werden!“ 
Innerhalb der vielen Unwahrheiten, mit denen man Deutſchland 
während des Krieges bewarf, hat auch das Schlagwort, daß Deutſch⸗ 
land Verträge wie Fetzen Papier behandele, nicht gefehlt. Ich frage 
den, der die vorſtehenden Zeilen geleſen hat: Iſt jemals ein ver⸗ 
brieftes Necht derart mit Füßen getreten worden? Wurde jemals 
ein feierliches Verſprechen lebender Staatsmänner derart mißachtet? 

Franz Urbig, 
Geſchäftsinhaber der Discontogeſellſchaft 
(früher wirtſchaftlicher Sachverſtändiger 

bei der Deutſchen Friedensdelegation in Berjailles) 
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a Anlage 1. 
Deutſchland hat zu erſetzen: 
den Zivilperſonen der Verbandsſtaaten und ihren unterhallsberech⸗ 

tigten Hinterbliebenen alle Schäden an Leib oder Leben, verurſacht 
irgendwo durch irgend welche Kriegshandlungen beider kriegführenden 
Gruppen oder durch ihre unmittelbaren Folgen; jeglichen von Deutſch⸗ 
Iand oder feinen Verbündeten irgendwo durch Grauſamkeit, Gewalt⸗ 
tätigkeiten, Mißhandlungen zugefügten Schaden; jegliche ron Deutſch⸗ 
land oder ſeinen Verbündeten irgendwo zugefügten Schäden ar Ge⸗ 
ſundheit, Arbeitsfähigkeit, Ehre; allen Schaden aus Heranziehung zu 

Arbeiten ohne angemeſſene Vergütung, aus Auflagen und Geldſtrafen; 
1 gegneriſchen Kriegsgefangenen alle Schäden für jegliche ſchlechre 

lung; 
die Aufwendungen der Verbandsſtaaten, für Penſionen und Vergü⸗ 

tungen an die militäriſchen Opfer des Krieges und ihre Hinter⸗ 
bliebenen; für Unterſtützungen an Kriegsgefangene und Angehörige; 
für Unterſtützungen an die Angehörigen aller zum Kriegsdienſt Ein⸗ 

gezogenen; 165 
die Schäden der Verbandsſtaaten und der Zivilbevölkerung an ihrem 

Eigentum infolge irgend welcher Kriegshandlungen. Nur die Schäden 
an Kriegsmaterial und Kriegsanlagen ſind ausgeſchloſſen. 

(Anlage 1.) 

Wilſon hatte verkündet, der Weltfrieden müſſe mit einem Rechts⸗ ö 
frieden enden: Keine Annektionen, Kontributionen, Strafzahlungen, 
jedoch Wiederherſtellung des verletzten Rechtszuſtandes. Dies Ver⸗ 
langen erſtreckte ſich auf Belgien, die beſetzten Teile Frankreichs Ru⸗ 
mäniens, Serbiens und Montenegros. Die Entente hatte ſich ver⸗ 
pflichtet, auf Grundlage der Wilſon⸗Punkte Frieden zu ſchließen mit 
der Maßgabe, daß unter Wiederherſtellung der beſetzten Gebiete zu 
verſtehen ſei: Erſatz für alle Schäden, welche der Zivilbevölkerung 
der Verbandsmächte und ihrem Eigentum durch den Angriff Deutſch⸗ 
lands zugefügt ſeien Ausgeſchloſſen war ſomit jeder beſondere Scha⸗ 
denerſatz für andere Gebiete, vor allem jede Entſchädigung für ſtaat⸗ 
liche Kriegsaufwendungen. Unter dieſen feierlich vereinbarten Be⸗ 
dingungen kam es zum Waffenſtillſtand. . 

In offenſichtlichem Vertragsbruch zwingt der Verſailler Friede das 
Deutſche Reich zu ungeheuerlichen Mehrleiſtungen. Es ſoll Schaden⸗ 
erſatz leiſten für die Zivilbevölkerung jeder der feindlichen Mächte 
und zwar für Schäden, die irgendwo durch Kriegshandlungen beider 
Parteien oder durch ihre Folgen eingetreten ſind. Außerdem noch 
für Schäden an Staatseigentum. Damit find nicht nur die U⸗Boot⸗ 
ſchäden einbezogen, ſondern ſelbſt die Schäden aus den militäriſchen 
und den völkerrechtswidrigen Handlungen unſerer Feinde! Die ans 
geblichen Ehrenſchäden geben eine Grundlage für ungemeſſene. will 
kürliche Forderungen. Die Verſailler Beſtimmungen ſind ſo kaut⸗ 
ſchukartig geſtaltet, daß ſich alles Erdenkbare darunter bringen und 
die unſinnigſte Forderung „rechtfertigen“ läßt. Sogar Erſatz für 
reine Kriegskoſten des Feindes wird begehrt, obwohl auch nicht der 
leiſeſte Zweifel möglich iſt, daß die Wilſonnoten ſich nur auf privat⸗ 
rechtliche Schäden erſtrecken. l 

13 

\ 
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Hebel het usch Uufung uprtt 1919 ein franzöſtſcher Regierung 
vertreter auf Vorwürfe, Frankreich fordere zu wenig, auf den Waf⸗ 
fenſtillſtandsvertrag als Grundlage der Anſprüche verwieſen und em 
klärt, man dürfe nichts fordern, worauf man verzichtet habe. Nies; 
mand dürfe Frankreich einen Wortbruch zumuten. In Verſailles 

haben verblendeter Haß und politiſche Kurzſichtigkeit über Ehre und 
Recht geſtegt und zur Aufnahme der vertragswidrigen Beſtimmun⸗ 
gen geführt. Die neuen Forderungen find in ihrer finanziellen 
Tragweite unüberſehbar und unkontrollierbar. Sie machen ein 
Vielfaches von dem aus, wozu ſich Deutſchland bereit erklärt hatte. 

Seit Jahrtauſenden darf niemand in eigener Sache Richter ſein! 
Die Entente aber will ihre durch Nechtsbruch geſchaffenen überſpann⸗ 
ten Forderungen auch noch ohne Mitwirkung Deutſcher oder auch 15 
nur neutraler Sachverſtändiger einſeitig feſtſetzen. Frankreich hat 
durch die willkürliche Aenderung der Grundſätze über die Entſchädi⸗ 
gung der Kriegsſchäden zu Laſten Deutſchlands ſeiner Bevölkerung 
Milliardengeſchenke gemacht; andere Staaten ſind ihm gefolgt. Der 
Abgeordnete Dubois, deſſen phantaſtiſche Schätzungen für die fran⸗ 
zöſiſchen Schadenerſatzforderungen beſtimmend geworden ſind, hat 
allein bei den Bauſchäden das Zwölffache des tatſächlichen Schadens 
eingeſetzt. In ähnlicher Weiſe ſind andere Staaten bemüht, ſich aus 
der deutſchen Haut Riemen zu ſchneiden. Sie kommen dabei zu 
völlig unſinnigen Zahlen. Demgegenüber hat die Deutſche Neichs⸗ 
entſchädigungskommiſſion unter Beteiligung führender Sachverſtän⸗ 
diger eine ſorgfältige Berechnung über die Sachſchäden der haupt⸗ 
ſächlich betroffenen Staaten angeſtellt. Das Ergebnis läßt nur einen 
Bruchteil der feindlichen Forderungen als berechtigt erſcheinen. 

Rechtsbruch und Trug! Bewußtermaßen wird Unerfüllbares ge⸗ 
fordert, um uns mit dem Scheine des Rechts foltern, um immer 
Neues „erfagweife“ fordern zu können. Unfer deutſches Volk ſoll auf 
Geſchlechter zu Schuldknechten gemacht und innerlich zerbrochen wer⸗ 
den. Deshalb müſſen wir, bis das Gewiſſen der Melt erwacht, immer 
wieder fordern: Reviſion dieſer ungerechten, willkürlichen, une 
deren Friedensbeſtimmungen von Verſailles! 

Geheimer Juſtizrat Dr Hiekhmann 

(früher Präfivent der Reichsentſchädigungskommiſſton). 

Anlage 2. 

Der Wiederherſtellungsausſchuß beſteht aus Delegierten von Eng 
land, Frankreich, Italien, Japan, Belgien, Serbien). Kommen In⸗ 
tereſſen anderer Verbands⸗Mächte in Frage, ſo können ſie Delegierte 
ohne Stimmrecht ernennen. Hauptgeſchäftsſtelle iſt Paris. Der Aus⸗ 
ſchuß tagt grundſätzlich geheim. Er hat Deutſchland regelmäßig über 
ſeine Leiſtungsfähigkeit zu hören; er prüft die Erſatzanſprüche; er iſt 

*) Da Amerika den Frieden nicht ratifiziert hat, hat es auch einen 
Delegierten für den Ausſchuß nicht ernannt. 
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au ein beſtimmtes Verfahren oder Rechtsmittel nicht gebunden. Grund⸗ m 
ſätze ſeiner Tätigkeit ſollen Gerechtigkeit, Billigkeit und Anwendung von 7 
Treu und Glauben ſein. $ 
Soweit die Entſchädigung nicht in Sachgütern beſteht, ift fie von 
Deutſchland durch Verpflichtungsſcheine zu decken. Es ſind ſofort aus⸗ # 
zuſtellen: ein Kg Br über 20 Milliarden Mark Gold, der 1 
durch Sachgüter bis zum 1. 5. 1921 zu decken iſt. Ein zweiter Schein 8 
über 40 Milliarden Mar! Gold mit einer ſteigenden Verzinſung und 
Tilgung rom 1. 5. 1926 ab. Deutſchland hat einen dritten Schein in 21 
Höhe von 40 Milliarden Mark Gold auszuſtellen, falls der Ausſchuß 

überzeugt iſt, daß Deutſchland die Zinſen und Tilgung ſicherſtellen kann. 2 
Der Ausſchuß muß Deutſchlands Leiſtungsfähigkeit abſchätzen, das hr 
Steuerjytem prüfen, das nicht leichter ſein darf, als das irgend einer 1 
in dem Ausſchuß vertretenen Macht. Die Anſprüche auf Wiederher⸗ 
ſtellung gehen allem inneren Bedarf Deutſchlands, auch hinſichtlich Ver⸗ 

El zinſung und Tilgung der irneren Schuld, roran. s 0 
Mit Einſtimmigkeit kann der Ausſchuß die Schuld Deutſchland 1 

ganz oder teilweiſe erlaſſen. Stundung über das Jahr 1930 hinaus vor⸗ 
nehmen, die Beſtimmungen über die Wiederherſtellung auslegen. Am 3 
1. 5. 1921 hat der Ausſchuß die Geſamtſumme der deutſchen Schuld 1 
feſtzuſtellen. Bleibt Deutſchland mit der Erfüllung ſeiner Verpflich⸗ 2 
tungen im Rückſtand, fo ſchlägt er die zu ergreifenden Maßnahmer vor, 
die Deutſchland, wenn ſie gegen eine abſichtliche Verſäumnis gerichtet 
find, nicht als feindliche Handlung auffallen darf. Solche Maßnahmen 7 
können unter anderem in wirtſchaftlichem und finanziellem Druck be⸗ = 
stehen. An Stelle ton Gold können Waren in Empfang genommen N 
‚werden. (88 1—23.) 1 

Dieſe Beſtimmungen find ungemein hart und drückend. Durch ſie 
legen unſere früheren Feinde eine Kontrolle auf das geſamte Fi⸗ 
nanz⸗ und Wirtſchaftsleben Deutſchlands. Ein Appell gegen ihre 1 
Entſcheidung iſt nirgends gegeben, insbeſondere nicht gegen die Höhe 3 
der von dem Wiederherſtellungsausſchuß feſtzuſetzenden Geſamt⸗ 1 
ſumme der deutſchen Schuld und die Art ihrer Erledigung. { 

Es iſt feſtgeſtellt, daß Deutſchland die geſamte Forderung der 1 
Verbandsmächte nicht befriedigen kann. Auch die obere Begren⸗ 3 
zung von 100 Milliarden Goldmark iſt nur ſcheinbar, da die Summe 9 
jederzeit erhöht werden kann. Dem unbezahlten Teil unſerer 
Schuld wachſen Zinſeszinſen zu, ſodaß ſelbſt bei pünktlichen Zahlun⸗ 
gen der Jahresbeträge in ganz kurzer Zeit der erſte Betrag nicht 
kleiner, ſondern um ein vielfaches größer ſein wird als die Anfangs⸗ 
ſumme. Ob Deutſchland abſichtlich oder aus Unvermögen der For⸗ 
derungen des Ausſchuſſes nicht nachkommt, ſtellt er allein feſt. Ob 
die von den Gegnern angemeldeten Schäden tatſächlich vorhanden 
ſind und in welcher Höhe, beſtimmt gleichfalls der Ausſchuß aus⸗ 
ſchließlich. Hier find aſſo die Gläubiger auch gleichzeitig die Richter 
und keinerlei Sicherung beſteht dagegen, daß Deutſchland nicht auf 
das Gröblichſte überfordert wird. Wer die Geſchichte der Liquida⸗ 

. tion des franzöfiſchen Kirchenguts und des deutſchen Privateigen⸗ 
3 tums kennt, weiß, was dieſe Beſtimmungen enthalten. In Frank⸗ 
1 reich werden bereits heute Stimmen von führenden Männern laut, 
3 wonach auf La none, der franzöſiſchen Mee 



„Deutſchland zahlt Alles!“ die Wiederherſtellung mit der größten 
Sorgloſigkeit und Extravaganz vorgenommen wird. 

Deutſchland muß ſich alle Maßnahmen gefallen laſſen, die die Ver⸗ 
bandsmächte verordnen, falls fie glauben, daß es abſichtlich feine 
Verpflichtungen nicht erfüllt. Wir dürfen uns gegen keine Maß⸗ 
nahme, ſei es wirtſchaftliche Boykott⸗ und Vergeltungsmaßnahmen 
oder deutſche Finanzkontrolle durch fremde Kontrolleure, irgendwie 
wehren. 

Der Friedensvertrag legt die geſamte wirtſchaftliche Zukunft 
Deutſchlands in die Hände des Pariſer Wiederherſtellungsaus⸗ 
ſchuſſes. Es iſt unſittlich, würgeriſch und undurchführbar: Dieſes 
umſomehr, als für Deutſchlands Schadenserſatzleiſtung Kategorien 
aufgeſtellt ſind, die in keiner Form und Art mit dem Notenwechſel 
vor Beginn des Waffenſtillſtandes in Einklang zu bringen ſind und 
die die Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands allein ſchon überſteigen. 
Ohne eine Reviſion aller dieſer Wiederherſtellungsbeſtimmungen 
kann weder Friede und Ordnung in der Welt einkehren, noch das 
deutſche Volk vor vollſtändiger Vernichtung bewahrt werden! Die 
Vorſchriften ſind, wie der größte Teil des Verſailler Vertrags, Aus⸗ 
wüchſe einer in das Krankhafteſte geſteigerten Siegespſychoſe!l Sie 
verlaſſen den Nechtsboden, verſtoßen gegen feierliche Zuſagen und 
finden dadurch ihre Verſchärfung, daß das an der Entſchädigung ver⸗ 

hältnismäßig unintereſſierte Amerika infolge der eee aus 
dem Wiederherſtellungsausſchuß ausſcheidet. 

Dr. Bernburg, 
Mitglied des Reichstags 

(früher Vizepräſident des Reichsminiſteriums und 
Reichsminiſter der Finanzen). 

Anlage 3. 

Deutſchland hat das Recht der Verbandsmächte auf Erſatz aller bed 
Kriegsereigniſſe verlorenen oder beſchädigten Handelsſchiffe und 
Fiſchereifahrzeuge Tonne für Tonne und Klaſſe für Klaſſe anzuerkennen. 

Da der vorhandene Tonnengehalt der deutſchen Schiffe hinter dem bet» 
lovenen erheblich zurückbleibt., wird die Entſchädigung beſchränkt auf alle 
deutſchen Handelsſchiffe von 1600 Tor nen und darüber, ferner 
auf die Hälfte der Schiffe zwiſchen 1000 und 1600 Tonnen und je 4 
der Fiſchdampfer und anderen Fiſchereifahrzeuge. 

Deutſchland übernimmt die Verpflichtung, auf deutſchen Werften für 
die Verbandsregierungen jährlich bis zu 200 000 Tonnen Handelsſchiffe 
zu bauen. Deutſchland hat den „ N zu 20 % ‚feines 
geſamten Flußfahrzeugparks abzuliefern. (88 1—9.) 

E Mit kalt berechnender Gewaltanwendung wird hier Deutſchland 
des geſamten für die Zwecke der Ueberſeefahrt geeigneten Schiffs⸗ 
raumes beraubt. Das wichtigſte Werkzeug zur Heranſchaffung der 
ſo dringend benötigten Rohſtoffe und zum Abtransport ſeiner 
Induſtrieprodukte wird ihm zerſchlagen. Es gerät unter die Hörig⸗ 
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Merk fremver Nationen, die Überaus raſch in feinen früheren Liniens 
beſitz eingedrungen find und einen Schlagbaum für deutſche Ein⸗ 
And Ausfuhr errichtet haben, an dem ſie Wegegeld nach ihrem 
Ermeſſen erheben können. Eine völlig einſeitige Entrechtung eines 
Voltes, das auf dem Gebiet der Seeſchiffahrt große Leiſtungen 
erbracht hatte Das iſt die Freiheit der Meere, die Wilſon uns 
zugeſichert hatte! | a 

Die Deutſche Friedensdelegation hatte demgegenüber einen ſehr | 
viel mehr zukunftweiſenden Gedanken ausgeſprochen und die 
Errichtung eines Weltverbandes vorgeſchlagen, in dem die deutſche | 
Handelsflotte mit den Flotten der anderen Mächte gemeinſam und 
nach einheitlichen Plänen fahren ſollte. Das wäre die Fortſetzung 1 
der verheißungsvollen Anfänge aus det Zeit vor dem Kriege ni 
geweſen, hätte die im Bereich der Ozeanſchiffahrt unumgängliche 
Zuſammenarbeit der Nationen herbeigeführt und hätte die Regel⸗ a 
Hofigteit in der Nohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung der Welt ver⸗ 1 
mieden. Der jetzige Zuſtand, bei dem gewiſſe Gebiete in Waren 
und Erzeugniſſen aller Art nahezu erſticken, während andere 4 
unerträglichen Mangel leiden, bei dem deutſche Schiffe in engliſchen, 5 
franzöſtſchen und amerikaniſchen Häfen unbeſchäftigt liegen, vers 0 
roſten und verkommen, während Deutſchland jede Tonne Schiffs⸗ 
raum blutnotwendig benötigt, iſt ein kraſſes Bild dafür, wie völlig 

vernunftwidrig und darum unhaltbar auch dieſe Beſtimmungen des 
Vertrages ſind. 

Und ſchon mehren ſich in unſerer praktiſchen Berufsarbeit die N 0 
Anzeichen dafür, daß die Regelung, die unſere Gegner erfonnen, nicht 
die endgültige ſein wird. Die Anerbietungen aus den ſeefahrt⸗ 
treibenden Ententeſtaaten zur Wiederanknüpfung früherer Be⸗ \ 
ziehungen, die Vertragsabſchlüſſe der großen Reederei-Gruppen diese 1 
feits und jenſeits des Ozeans geben der Möglichkeit Raum. daß 
doch einmal eine Wendung zur Vernunft und damit ein Wieder⸗ 4 
aufſtieg der deutſchen Reederei folgen wird, wenn nur das deutſche f 

Volk die Forderung, daß wir mieder eintreten müſſen in den welt⸗ 
Wirtſchaftlichen Verkehr, geſchloſſen zu der ſeinigen macht 1 1 

Dr Cuno, CE Ve 
Vorſitzender des Direktoriums der Hamburg-Amerifa Linke | 
en Schiffahrtsſachverſtändiger hei der Deutſchen 

Friedensdelegation in Verſallles). 

— Anlage 4. . 
Die Verbands regierungen verlangen von Deutſchland Erſatz für alle 

Tiere, Maſchinen. Fabrikein richtungen und Werkzeuge, welche in un⸗ 
mittelbarer Folge von Kriegshandlungen vernichtet wurden, ſowie Mas 

terial für den Wiederaufbau der vom Kriege betroffenen Gebiete (Steine, 
n Wauholz, Glas. Stahl, Kalt, Ze⸗ 
ment, Maſchinen, parate, Mobilien, alle Gegenſtände rb⸗ 

Wer e "un 
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Die obigen Veſtimmungen geben den Verbandsmächten das Necht, 
von uns alle Produktionsmittel von Tieren bis zu Maſchinen, von 
Rohſtoffen für Bauten bis zu Möbeln und Hausgerät zu fordern. 
Das hierdurch feſtgelegte Ausplünderungsrecht iſt allerdings nicht 
unbegrenzt. Die Lieferungen ſollen nur ſo weit gehen, daß die 
ſoziale und wirtſchaftliche Lage Deutſchlands aufrechterhalten bleibt 

Hund daß Deutſchlands gewerbliche Leiſtungsfähigkeit genügend 
bleibt, um die Wiederherſtellungspflichten gegenüber der Entente zu 
erfüllen; denn die Henne, die die goldenen Eier legen ſoll, darf 
man nicht ſchlachten! f 

Weiter iſt hervorzuheben, daß für die Rücklieferungen aus gewerb⸗ 
lichen Betrieben bis zu ein Drittel jeder Maſchine oder jedes 
Gegenſtandes entzogen werden können. Die Folgen dieſer Vor⸗ 
ſchrift liegen auf der Hand, wenn man ſich klar macht, daß jeder, 
auch der größte Betrieb lahm gelegt wird, wenn er etwa ein Drittel 
feiner bejunderen Maſchinen verliert. Ferner müſſen die von uns 
zu leiſtenden Lieferungen den näheren Beſchreibungen entſprechen. 
Auch hierin liegen bei der bekannten Neigung unſerer Gegner zu 
Mängelrügen große Gefahren. Endlich haben wir unſere Lieferungen 
der Entente koſtenlos und ohne Entſchädigung zu machen. Der 
Wiederherſtellungsausſchuß in Paris ſetzt ohne Mitwirkung Deutſch⸗ 
lands nur den Wert unſerer Leiſtungen feſt und ſchreibt ihn auf 
Wiederherſtellungskonto gut. 

Alles in allem auch hier eine erdrückende Feſſel für unſer Wirt⸗ 
ſchaftsleben! Geheimrat Wiedfeldt, 

Mitglied des Direktoriums von Friedr. Krupp 
(früher wirtſchaftlicher Sachverſtändiger bei der 

Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 

Von den obigen Forderungen trifft uns am ſchwerſten die Vieh⸗ 
ablieferung. Um ſich ihre ganze Ungeheuerlichkeit klar zu machen, 
muß man ſich vergegenwärtigen, daß der geſamte Milchkuhbeſtand 
Deutſchlands bei über 60 Millionen Einwohnern ungefähr 
8 Millionen beträgt, gegenüber Frankreich, das bei 40 Millionen 
Einwohnern einen Beſtand von 6% Millionen Stück aufweiſt. Durch 
das Fehlen der auswärtigen Kraftfuttermittel iſt unſer Viehbeſtand 
ohnehin ſchwer geſchädigt worden, insbeſondere wurde dadurch der 
Milchertrag ſehr reduziert. 

Sollte die neuerliche Forderung der Verbandsmächte auf 
Ablieferung von 810 000 Milchkühen Tatſache werden, ſo würde das 
einen jährlichen Ausfall in der deutſchen Milcherzeugung von 
rund 2 Milliarden Litern bedeuten. Millionen von Kindern 
und nährenden Müttern würden dem langſamen aber ſicheren Tode 
preisgegeben. Dies hat der frühere Reichskanzler Hermann Müller 
mit Recht einen organiſierten Mord an deutſchen Frauen 

— 
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und Kindern genannt. Dabei find zur Zeit an der Zentrale in 
Halle über 200 000 ſkrophulöſe deutſche Kinder angemeldet worden, 
die ſofort zur beſſeren Ernährung ins Ausland geſchafft werden 
müſſen, um am Leben erhalten zu werden. SEN 

Viele tauſende Paar von Geſpannen werden der Landwirtſchaft 
entzogen. Der Perluſt von rund 10 Millionen Zentner Rindfleiſch 
muß bei unſerer ſchwierigen Ernährungslage kataſtrophal wirken. 
Ungeheuer iſt der Ausfall von Häuten für die Leder⸗ und Schuh⸗ 1 
fabrikation. f 

Nur in völliger Unkenntnis der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit 
Deutſchlands oder in der bewußten Abſicht, das deutſche Volk dem 
Hungertode und der Verzweiflung auszuliefern, konnten derartige 
Forderungen erhoben werden. 

U a ee 

Dr Gertraud Wolf, b 4 

Mitglied des Bayeriſchen Landtags. 

Durch die Hungerblockade der Kriegszeit und die Schwierigkeiten 
der Nachkriegszeit ſowie durch die Folgen des Verſailler Vertrages 
hat ſich die Ernährung des deutſchen Volkes jahrelang auf einem 4 
Tiefſtand bewegt, für den es in der Geſchichte wohl kaum etwas Ver⸗ 
gleichbares gibt. Die Folgen der jahrelangen Unterernährung 
mußten ſich an der Volksgemeinſchaft ſchwer rächen. 
Der Mangel an Fleiſch, als Träger des tieriſchen Eiweißes, und 

an tieriſchen Produkten Milch, Butter, Käſe, Eier trägt mit die 
Hauptſchuld an dem Zuſammenbruch des Geſundheitszuſtandes 
unſeres Volkes — namentlich unſerer Jugend — und an der 
mangelnden Leiſtungsfähigkeit unſerer Kopf⸗ und Handarbeiter. 
Denn der Organismus des Mitteleuropäers iſt nicht in der Lage, 
das tieriſche Eiweiß vollwertig durch pflanzliches zu erſetzen. Milch 
und Butter enthalten neben den bekannten Nährſtoffen noch andere, 
für die Ernährung wichtige Stoffe, die ſich bei den uns noch ver⸗ 
bleibenden Ernährungsmöglichkeiten durchweg nicht erſetzen laſſen. 
Dies gilt vor allem für die ſchwangeren und ſtillenden Frauen, 
Säuglinge, Kinder, Jugendliche, Kranke und Alte. 

Daher darf keinesfalls, wie es die Viehablieferungen nach dem 
Verſailler Vertrage mit ſich bringen, die Ernährung des deutſchen 
Volkes mit Fleiſch und den genannten tieriſchen Produkten noch 

weiter verſchlechtert werden. Es muß vielmehr eine weſentlich 
reichlichere Zuführung dieſer Nahrungsmittel an die Verbraucher⸗ 
kreiſe, und zwar fohald als möglich, einſetzen. Geſchieht das nicht, 
dann werden noch Generationen des deutſchen Volkes an den Folgen 

dieſes Ernährungsmangels zu tragen haben. 

Stegerwald, 

Preußischer Miniſter für Volkswohlfahrt, 

Nuaſied des Neichataas und der Preuß iſchen Ta RE. 
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Anlage 5. 
Deutſchland hat an Kohlen zu liefern: 6 — 
an Frankreich 10 Jahre lang 7 Millionen Tonnen. Außerdem 

als Ausgleich für die Minderförderung der zerſtörten Gruben Nord» 
frankreichs bis zu 20 Millionen Tonnen in den erſten 5, bis zu 8 Mil⸗ 
lionen Tonnen in den folgenden 5 Jahren; | 

an Belgien 10 Jahre lang 8 Millionen Tonnen jährlich) 
an Italien 10 Jahre lang 4,5 bis 8,5 Millionen Tonnen jährlich; 
an Luxemburg rund 3 Millionen Tonnen jährlich. i 
Außerdem iſt Frankreich an Kohlennebenerzeugniſſen während 

8 Jahre jährlich zu liefern: 85000 Tonnen Benzol, 50 000 Tonnen 
Steinkohlenteer, 80 000 Tonnen ſchwefelſaures Ammoniak. 

Für alle dieſe Lieferungen wird grundſätzlich nur der deutſche In⸗ 
landspreis bewilligt; nur geringe auf dem Serweg zu liefernde Kohlen» 
mengen werden zum deutſchen Ausfuhrpreis abgerechnet. (88 1—10.) 

Deutſchlands Steinkohlenförderung bezifferte ſich im letzten 
Friedensjahre auf 190 Millionen Tonnen. Es traten hinzu 
11 Millionen Tonnen Import. An Steinkohlen, Koks und Briketts 
führte Deutſchland 43 Millionen Tonnen aus, ſodaß für den 
Inlandsverbrauch 158 Millionen Tonnen verblieben. Durch den 
Verſailler Frieden verlor Deutſchland Elſaß-Lothringen und mußte 

die Saarkohlengruben unter franzöſiſche Direktion ſtellen. In dem 
ſo verkleinerten deutſchen Bergbaugebiet wurde 1919 nur eine 
Förderung von etwa 107 Millionen Tonnen Steinkohlen erreicht. 

1920 hat ſich die Förderung dank der großen Anſtrengungen der 
im Bergbaubetrieb Tätigen jedoch gebeſſert. Falls keine Störungen 
eintreten, darf für 1920 die Steinkohlenförderung auf etwa 
125 Millionen Tonnen geſchätzt werden gegenüber einer Gewinnung 
von über 173 im Jahre 1913. Von dieſen 125 Millionen Tonnen 
hätte Deutſchland laut Verſailler Vertrag an die Entente rund 40, 
an Luxemburg 3 Millionen Tonnen zu liefern. Das iſt eine 
faktiſche Unmöglichkeit, denn es blieben dann für das Inland nur 
58 % unſerer Kohlenkonſumtion von 1913. Dabei iſt unſer Kohlen⸗ 
bedarf nach den Kriegsjahren höher als 1913. 

Die Beſtimmungen des Verſailler Vertrags über deutſche Kohlen⸗ 
ablieferungen ſind alſo ſchlechterdings nicht erfüllbar. Es kam des⸗ 
wegen zu dem Abkommen von Spa vom 16. Juli 1920. Hiernach 
hat ſich Deutſchland verpflichten müſſen, zunächſt 6 Monate hindurch 
monatlich 2 Millionen Tonnen Kohlen an die Verbandsmächte zu 
liefern. Für den Fall der Nichtlieferung iſt die widerrechtliche 
militäriſche Beſezung des Ruhrkohlenbeckens oder eines anderen 
Teiles Deutſchlands angedroht. Dieſe Lieferbedingung iſt eine ſehr 
ſtarke Belaſtungsprobe für unſere Volkswirtſchaft. 

Die bisherige Lieferung erfolgte, indem den infändifhen Ver⸗ 
brauchern, namentlich der Induſtrie, bedeutende Kürzungen ihres 

Kohlenbezugs auferlegt wurden Betriebs⸗Einſchränkungen und 
⸗Einſtellungen. Beſchränkung der Entlohnung und Arbeiter⸗ 
entlafjungen waren die natütlichen Folgen. Nach Abzug der 
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Kohlenlieferungen für die Entente blieben für das deutſche Inland 
und für vertragliche Ausfuhr nach dem neutralen Ausland nur 
9% Millionen Tonnen oder knapp 65% der Menge von 1913. 
Obendrein ſind die 2 Millionen Ententekohlen ausgeſucht beſte 
Sorten, was eine ſtarke Benachteiligung beſonders unſerer Eiſen⸗ 
und Stahlinduſtrie bedeutet. 

Die Ausführung des Spa⸗Abkommens iſt bisher überhaupt nur 
ermöglicht worden durch die Grubenbelegſchaften, die trotz ihrer 
Unterernährung infolge der faſt fünfjährigen Hungerblockade und 
der Lebensmittelwucherpreiſe wöchentlich 2 Ueberſchichten verfahren. 
Dieſe können aber keine Dauereinrichtung ſein, denn fie 
benachteiligen die Arbeitergeſundheit in hohem Grade. 

Die Anſchuldigung, die gegen das Vorkriegsjahr enorm geſunkene 
deutſche Kohlenförderung ſei eine „deutſche Mache“, kann mit dem 

Hinweis auf die Tatſache, daß 1919 die Weltkohlenförderung nur 
noch 1170 gegen 1341 Millionen Tonnen 1913 betrug, glatt erledigt 
werden. Für die wichtigſten Produktionsprozeſſe in der großen 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie iſt Braunkohle, an die als Erſatz gedacht 
werden könnte, faſt garnicht verwendbar. Die für dieſe Produktions⸗ 
prozeſſe unentbehrlichen hochwertigſten Kohlenſorten müſſen wir 
nach dem Spa⸗Abkommen der Entente liefern. Daher die traurige 
Erſcheinung, daß ſelbſt inmitten des Kohlenreviers gelegene Hoch⸗ 
öfen⸗ und Hüttenwerke gezwungen ſind, wegen Kohlenmangels g 
bedeutende Vetriebseinſchränkungen vorzunehmen. 
Zu alledem kommt noch die Unſicherheit betr. Oberſchleſien. Von 

der deutſchen Steinkohlenförderung entfiel 1913 faſt ein Viertel auf 
Oberſchleſien. Nachdem Deutſchland nicht mehr über die Kohlen⸗ 
förderung im Saargebiet, der Pfalz und Elſaß⸗Lothringen verfügen 
kann, iſt die Bedeutung Oberſchleſiens für die deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft natürſich noch erheblich höher geworden. 

Das Ausſcheiden der oberſchleſiſchen Förderung aus der deutſchen 
Kohlenwirtſchaft würde kataſtrophale Folgen haben. Eine Erfüllung 
des Spa⸗Abkommens wäre dann für Deutſchland ebenſo unmöglich, 
wie die der noch viel weitergehenden Bedingungen des Vertrages 
von Verſailles. 

Vor der nicht nur Deutſchland, ſondern ganz Europa bedrohenden 
Kataſtrophe gibt es nur eine Rettung: 

Reviſion des Vertrages von Verſailles durch eine Völkervertretung, 
die die Heilung der furchtbaren Kriegsſchäden als eine humanitäre 
Aufgabe eines Völkerbundes betrachtet, in dem es weder ene 
noch Seger, gibt! 

Otto Hus, 

Mitglied des Reichstags und der preußiſchen Landesverſammlung 

(früher Kohlenſachverſtändiger bei den a und 

Epa’er Verhandlungen). 
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Anlage 8. . 
Die Verbündeten beanſpruchen von den bei Inkrafttreten des Friedens⸗ 

vertrages in Deutſchland vorhandenen Vorräten an Farbſtoffen und 
chemiſch⸗pharmazeutiſchen Produkten die Hälfte, ferner auf die Dauer 
von 5 Jahren ein Viertel der laufenden Produktion. Die Preiſe dürfen 
keinesfalls höher ſein Als die billigſten, die irgend einem anderen 
Käufer berechnet werden. (88 1—5.). 
Dieſe harten Bedingungen laſſen ſich durch nichts rechtfertigen. 
Zu einer Wiederherſtellung auf dieſem Gebiet lag auch nicht der 

mindeſte Grund vor. Im Gegenteil: Es ſind nicht nur keine 
Ententefabriken durch den Krieg zerſtört worden, ſondern die den 
Deutſchen gehörigen Anlagen in den Ententeländern, namentlich 

die großen Fabriken in Frankreich, England und Amerika find 
weggenommen und für Deutſchland verloren. Sie dienen den Ver⸗ 
bündeten und ihren Induſtrien z. B. durch Umbau in Munitions⸗ 
werkſtätten und durch Weiterführung der Farbſtoffbetriebe. Die 
Patente und Warenzeichen deurſcher Farbenfabriken wurden 
beſchlagnahmt. Am weiteſten ging dabei Amerika und neuerdings 

auch England, wo alle deutſchen Patente und Warenzeichen gegen 
ein lächerliches Entgelt verkauft wurden, ſo daß den von deutſchen 
Chemitern erfundenen Produkten die Einfuhr in dieſen Ländern 

von den neuen Patentbeſitzern verwehrt wird. 5 

Die abzuliefernden Vorräte wurden viele Monate vor Friedens⸗ 
ſchluß der Entente auf ihren Wunſch zur Verfügung geſtellt. Die 
Abnahme der großen Menge von mehreren tauſend Produkten geht 

jedoch zum Schaden der deutſchen Intereſſenten nur ſehr langſam 

vor ſich. Dasſelbe gilt für den abzuliefernden Teil der laufenden 
Produktion. . 

Es iſt alſo eine große Härte, daß die in den feindlichen Ländern 
durch neue Konkurrenzunternehmungen ſchwer bedrohte deutſche 
Induſtrie nicht nur ihrer Fabriken und Niederlaſſungen beraubt 
wurde, ſondern auch noch gezwungen wird, während einer langen 
Neihe von Jahren einen erheblichen Teil ihrer Produktion zu 
Preiſen zur Verfügung zu ſtellen. die weit unter dem Weltmarkt⸗ 
preiſe liegen. Dieſer Schaden wiegt beſonders ſchwer, weil die 
Erzeugniſſe der chemiſchen Induſtrie faſt ausſchließlich aus deutſchen 
Rohprodukten hergeſtellt werden. Deutſchland erleidet hierdurch 1 
einen Schaden von vielen Milliarden. we) 

Profeſſor Dr. C. Duisberg, 71 
Geheimer Regierungsrat, Generaldirektor der Farbwerke Leverkuſen | 

(früher Sachverſtändiger für chemiſche Induſtrie bei den 
Verſailler Verhandlungen). 

Anlage 7. 

Deutſchland verzichtet zu Gunſten der Verbandsmächte auf alle Rechte 
und Anſprüche an den deutſchen Ueberſeekabeln nach Nord- und Güde 
amerila, Afrila, ſamie ſeinen Rabeln im nahen und fernen Oſte n. Nur 



die Anlagekoſten der Kabel abzüglich einer Abnutzungsſumme werden 
Deutſchland auf die Wie derherſtellungsſchuld angerechnet. 

Dies bedeutet einen gar nicht abzuſchätzenden Schaden für den 
deutſchen Handel. Die unabhängigen Telegraphenverbindungen mit 
den wichtigſten Ländern ſind uns genommen, was unſer Wirtſchafts⸗ 
leben um ſo ſchwerer trifft, als gerade in jetziger Zeit ein ſchneller 
Nachrichtondienſt von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, um Angebot 
und Nachfrage rechtzeitig mit einander in Einklang zu dringen. 
Statt deſſen iſt der deutſche Kaufmann gezwungen, ſeinen 
Telegrammverkehr im weſentlichen über engliſche Linien gehen zu 

laſſen. Damit hat England ein lang verfolgtes Ziel erreicht: den 
deutſchen Telegrammverkehr mit Ueberſee zu kontrollieren. Nicht 
nur der private Handelsverkehr, auch der amtliche politiſche Ver⸗ 
kehr und die Preſſetelegramme mit dem Ausland ſtehen damit unter 
Aufſicht Englands. Alſo eine Knebelung nach allen Seiten, die 
eine Entwicklung und Betätigung unſeres Ueberſeehandels ſchwer 
beeinträchtigt. 

Auch finanziell iſt die Wegnahme unſerer Kabel von erheblicher 
Bedeutung. Den Deutſchen erwachſen ganz weſentlich erhöhte 

Telegrammunkoſten, die Zuverläſſigkeit und Garantie für ſchnelle 
und zweckmäßige Beförderung iſt verloren. Lediglich die Anlage⸗ 
koſten der Kabel, auch die noch um eine Abnutzungsſumme ver⸗ 
mindert, werden uns auf die Kriegsentſchädigung angerechnet. 
Dabei würde eine Neuanlage der Kabel heute das 30—40 fache des 
Vorkriegspreiſes erfordern. 

Die Wegnahme der Kabel ſteht auch in ſchroffem Widerſpruch ait 
den Forderungen der Wiederherſtellung. Da Deutſchland finanziell 
nur leiſtungsfähig werden kann, wenn es ſeine ganzen Produktions⸗ 
und Handelskräfte zu entfalten in der Lage iſt, ſo ſind die obigen 
Beſtimmungen auch in dieſer Hinſicht völlig ſinnwidrig. 

Giesberts, 
Neichspoſtminiſter, Mitglied des Reichstags 

Muse Mitglied der Deutſchen Fa ca in Berfailles), 

Abſchnitt 2. 

Beſondere Beſtimmungen. 

Deutſchland hat alle Tropbäen, Archive, geſchichtlichen Erinnerungen 
und Kunſtwerke. die im Kriege 1870/71 und im jetzigen Krieg aus 

Frankreich weggeführt wurden, ferner den Originalkoran aus Medina, 
ſowie den Schädel des afrikaniſchen Sultans Makaua zurückzugeben. 
Es liefert Erſatz für die Bücher und Handſchriften der 1914 verbrannten 
Aniverfitätsbibliothef in Löwen. Es liefert 16 Gemälde aus deutſchen 
Muſeen, darunter die Flügelgemälde des Genter Altars an Belgien 
aus. ((Artikel 245-247.) 

Die Rückforderung der von uns erbeuteten franzöſiſchen Fahnen 
it kleinlich. Sie erweckt den Anſchein, als ſollten die deutſchen 

Siege aus der Erinnerung ausgelöſcht werden. Der Koran und 
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der Sultansſchädel ſind in Deutſchland völlig unbekannt. Der 
Brand der. Löwener Bibliothek hätte wahrſcheinlich verhindert 
werden können, wenn die Beamten des Inſtituts in der kritiſchen 
Stunde zur Stelle geweſen wären und auf den Charakter des 
Gebäudes aufmerkſam gemacht hätten. Für die Wegnahme von 

16 der wertvollſten altniederländiſchen Gemälden aus den Muſeen 
von Berlin und München laſſen ſich irgendwelche Gründe des Rechtes 
oder der Billigkeit nicht anführen, da alle dieſe Kunſtſchätze durch 
unanfechtbaren Kauf vor etwa 100 Jahren von Deutſchen erworben 
wurden. Deutſchland ſteht ſeit langer Zeit in Pflege und Erhaltung 
alter Kunſt an der Spitze und hat auch dadurch ein Recht auf dieſe 
Kunſtſchätze erworben. Auch kann nicht beſtritten werden, daß 
Deutſchland ſeinerſeits in dem beſetzten Belgien und Nordfrankreich 
die dortigen Kunſtwerke vor den Gefahren des Krieges, ſoweit es 
in irgend ſeiner Macht ſtand, geſchützt hat. 
Man kann ſich dem Eindruck nicht verſchließen, daß die obigen 

Artikel Deutſchland den Makel der Plünderung und ene der 
beſetzten Gebiete aufdrücken ſollen. 

Dr. Theodor Demmler, 
Direktor bei den Staatlichen Muſeen Berlin 

(früher Sachverſtändiger für Kunſtfragen bei der 
Deutſchen PVaffenſtillſtandskommiſſion in Spa). 

Teil IX. 

Finanzielle Veſtimmungen. 
Der geſamte Beſitz und alle Einnahmequellen des deutſchen Reiches 

und der deutſchen Staaten haften an erſter Stelle für die Wieder⸗ 
herſtellungsſchuld und alle ſonſtigen Laſten, die der Waffenſtillſtand 
und der Friedensvertrag Deutſchland auferlegen. Die deutſchen 
Leiſtungen werden zur Befriedigung der Anſprüche der Verbandsmächte 
folgendermaßen verwandt: zuerſt die Beſatzungskoſten, alsdann die 
eigentlichen Wiederherſtellungen und ſchließlich alle weiteren Ver⸗ 
pflichtungen. 

Die nach Anſicht der Verbandsregierungen notwendigen Koſten der 
Verſorgung Deutſchlands mit Lebensmitteln und Rohſtoffen haben einen 
Vorrang vor den übrigen Ausgaben. 

Die deutſche Regierung darf bis Mai 1921 weder die Ausfuhr noch 
Verfügung über Gold geſtatten. 

Deutſchland trägt die Koſten für die Beſetzung der deutſchen Gebiete. 
Die von Deutſchland abzutretenden Gebiete übernehmen — ente 

ſprechend ihren Einkünften in Vorkriegsrechnungsjahren — einen Teil 
der deutſchen Schuld, ſoweit ſie am 1. Auguſt 1914 beſtand. Frankveich 
übernimmt keinen Schuldenanteil für Elſaß⸗Lothringen, Belgien nicht 

für Moresnet. Eupen, Malmedy. Polen darf Abzüge für das Eigen⸗ 
tum des ehemaligen Königreichs und in Höhe der deutſchen Siedlungs⸗ 
aufwendungen machen. Weder die deutſchen Kolonien, noch die Mächte, 
die die Kolonien erhalten übernehmen einen Sch lden anteil. Deutſch⸗ 
land verzichtet auf jeden Anteil an der Verwaltung fremder Staats⸗ 
banken oder internationaler Auffigis und Verwaltungsorganiſationen. 
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Deutſchland muß alle Forderungen an feine ehemaligen Verbündeten 
auf die Verbandsmächte übertragen und auf Verlangen alle Rechte oder 
Beteiligungen deutſcher Reichsangehöriger an öffentlichen Unter⸗ 
nehmungen und Konzeſſionen in Rußland, China, Oeſterreich, Ungarn, 
Bulgarien, Türkei, an Beſitzungen und zugehörigen Gebieten dieſer 
Staaten, an ehemals deutſchen Gebieten abtreten. 

Jede Barzahlungsverpflichtung Dyutſchlands, die in Mark⸗Gold aus⸗ 
gedrückt iſt, iſt nach Wahl der Gläubiger in Pfund⸗Sterling, Gold⸗ 
Dollars, in Gold⸗Francs oder in Gold⸗Lire zu erfüllen, wobei ſich Ge⸗ 
wicht und Feingehalt für die Münzen jeweils nach den am 1. Januar 
1914 gültigen Vorſchriften beſtimmen. (Artikel 248263.) 

Durch das Pfandrecht, das ſich die Gegner an Eigentum und 
Einnahmequellen geſichert haben, iſt Deutſchland eine Finanz⸗ 
kontrolle und völlige Herrſchaft der Entente über den Reichshaushalt 
auferlegt worden. Eine Durchführung dieſes Pfandrechts würde 
den deutſchen Staatsbankerott erzwingen, wenn der Wieder⸗ 
herſtellungsausſchuß beiſpielsweiſe für die innere Anleihe die Zinſen 
aus den Einnahmen verweigern würde. Dieſe Beſtimmung kann 
unſer wirtſchaftliches Leben vollkommen desorganiſteren. 

Die Belaſtung durch die Beſatzungskoſten iſt unüberſehbar. Gegen⸗ 
über einem deutſchen Heere von insgeſamt 100 000 Mann werden 
von der Entente zurzeit allein im beſetzten Rheinland über 
140 000 Mann unterhalten, deren ungeheure Koſten — es handelt 
ſich in dieſem Jahre um über 20 Milliarden Mark — Deutſchland 
unmöglich aufbringen kann, wenn es gleichzeitig noch Wieder⸗ 
herſtellungsſummen zahlen ſoll. a 

Die Abtrennung von Landesteilen ohne gleichzeitige Uebernahme 
eines Teils der während des Krieges eingegangenen Reichsſchulden 
ſtellt eine Belaſtung des kleineren Deutſchlands dar, die bei den 
Geſamtleiſtungen, die ihm auferlegt ſind, nicht genügend 
berückſichtigt werden. Da die Vorkriegsſchulden des deutſchen 
Reiches ganz gering waren, ſind die abgetrennten Teile nahezu 
ſchuldenfrei abgetreten. Beſonders ungerecht iſt die Belaſtung des 
Reiches mit den Schulden der ihm entzogenen Kolonien. 

Der Verzicht Deutſchlands auf Teilnahme an den internationalen 
Finanzorganiſationen bedeutet ſeine Fernhaltung von jeder aus⸗ 
wärtigen Finanzpolitik. Eine ſtarke Ungerechtigkeit enthält die 
Verpflichtung Deutſchlands, feine Forderungen gegen ſeine 
ehemaligen Bundesgenoſſen abtreten zu müſſen, ohne gleichzeitig von 
ſeinen Verpflichtungen gegenüber dieſen Ländern, wie z. B. von 
den deutſchen Goldſchulden an die Türkei, befreit zu werden. Die 
Uebertragung aller Rechte und Beteiligungen in Rußland, China 
und in den ehemals verbündeten Ländern zwingt das Reich zu 
ungeheueren Entſchädigungen an die Beſitzer dieſer Rechte, die nur 
durch Drucken neuer Marknoten bezahlt werden können. 

Die Verpflichtung, die Barzahlungen nach Wahl der Gläubiger 
in Goldmünzen zu leiſten, iſt praktiſch vollkommen unausführbar, 
denn das Reich könnte ſich dieſe Goldmünzen unmöglich verſchaffen. 

* 
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Die Aufrechterhaltung der Verſailler finanziellen Beſtimmungen 
wird den Ruin des deutſchen Wirtſchaftslebens mit Natur: 
notwendigkeit zur Folge haben. 

Max Warburg, 
(früher Finanzſachverſtändiger bei der Deutſchen 

Friedensdelegation in Verſailles). 

Teil X. 

Wirtſchaflliche Veſtimmungen. 
Abſchnitt 1. 

Handelsbeziehungen. Zollregelung. 

Deutſchland darf die Natur⸗ und Gewerbserzeugniſſe irgend eines der 
Verbandsſtaaten bei Einfuhr in deutſches Gebiet keinen anderen oder 
höheren Gebühren, Abgaben und inneren Steuern unterwerfen, als 
denen, welche für die gleichen Erzeugniſſe eines andern Landes feſt⸗ 
geſetzt find. Deutſchland wird es unterſagt, gegen die Einfuhr von 
Waren der Verbandsmächte Verbote oder Beſchränkungen beizubehalten 
oder zu erlaſſen, die ſich nicht gleicher Weiſe auf die Einfuhr derjelben 
Erzeugniſſe irgend eines andern Staates erſtrecken. 

g Entſprechendes gilt auch für die Ausfuhr deutſcher Erzeugniſſe nach 
den Verbandsſtaaten. 

Deutſchland darf keinerlei unterſchiedliche Behandlung zum Nachteil 
des Handels irgendeiner Verbandsmacht einem andern Staate gegen» 
über eintreten laſſen. Es hat gleichzeitig und bedingungslos ohne be⸗ 
ſonderen Antrag und Gegenleiſtung alle Vergünſtigungen, Befreiungen 
oder Vorzugsrechte für Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr, die irgend einem 
anderen Staate eingeräumt ſind, ſämtlichen Verbandsmächten zuzu⸗ 
billigen. Waren, die aus dem jetzt an Frankreich abgetretenen elſaß⸗ 
lothringiſchen Gebiet ſtammen oder hereinkommen, müſſen in Deutſch⸗ 

Land Zollfreiheit für fünf Jahre genießen; ebenſo Waren aus den an 
Polen abgetretenen Gebieten für drei Jahre. Das gleiche Recht bleibt 
nuf fünf Jahre für Luxemburg. vorbehalten. 7 

Für die von den Verbandsmächten beſetzten deutſchen Gebiete behalten 
ſie ſich vor, eine eigene Zollordnung in Geltung zu ſetzen. 

5 (Artikel 264— 270.) 

Für dieſen Teil des Friedensvertrages haben die Sieger die 
Geſamtüberſchrift „Wirtſchaftliche Beſtimmungen“ gewählt. Sie iſt 
unzutreffend, denn ſie erweckt den Eindruck, als wenn hier die 
Geſamtheit der wirtſchaftlichen Beſtimmungen des Vertrages 
zuſammengefaßt wäre, was nicht der Fall iſt, da wirtſchaftliche 
Forderungen auch in den übrigen Teilen des Vertrages enthalten 
find. Auch die politiſchen, territorialen, rechtlichen Beſtimmunge: 
des. Vertrages, der durch Abtrennung lebenswichtigſter Gebiete von 
unſerm Vaterlande unſere Wirtſchaftskraft ſchwächt, der die furcht⸗ 
baren Verordnungen über das Rheinland und über das Saargebiet 
trifft, der unſere Kolonien raubt, der die Wiederherſtellungen feſt⸗ 
ſetzt, der die Rechte unſerer Gegner an unſern Häfen, Waſſerſtraßen 
und Eiſenbahnen beſtimmt, ſind wirtſchaftliche Beſtimmungen 

5 
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folgenſchwerſter Art, Beſtimmungen zur Zerſchmetterung der 
deutſchen Wirtſchaft. Sie alle haben das Ziel, die geſamte deutſche 
Wirtſchaft nach beinahe fünfjähriger Abgeſchloſſenheit von der 
Weltwirtſchaft und nach vollſter bis zur Erſchöpfung gehender 
Anſpannung aller Kräfte zu vernichten. B 

Die obigen Artikel, die nur einen Teil der wirtſchaftlichen 
Forderungen unſerer Gegner enthalten, nehmen ihnen nichts von 
der verhängnisvollen Bedeutung für unſer Volk. Sie bewirken eine 
tatſächliche wirtſchaftliche Knebelung und untergraben unſer 
böchſtes Gut, unſere Staatsautorität; wir find durch fie ſelbſt inner⸗ 
halb unſerer eigenen Grenzen nicht mehr Herr unſerer Ent⸗ 
ſchließungen. r 

Die Rettung Deutſchlands aus ſeiner verzweifelten wirtſchaft⸗ 
lichen Lage kann nur herbeigeführt werden, wenn es, abgeſehen von 
ſeiner innerpolitiſchen Geſundung bei einer auf das Notwendigſte 
beſchränkten Einfuhr für die Güterherſtellung hochwertige Erzeug⸗ 
niſſe des deutſchen Gewerbefleißes in erhöhtem Maße ausführt. 
Dieſe Möglichkeit wird uns jetzt in erdrückendſter Weiſe erſchwert. 
Wir ſind gezwungen, auf viele Jahre hinaus allen Staaten des 
eindbundes die Meiſtbegünſtigung in der ſchärfſten Form ohne 

jegliche Gegenleiſtung zu gewähren, d. h. vollſtändige Lahmlegung 
unſerer Handelsfreiheit bei der Abſchließung von für uns not⸗ 

wendigen Handelsverträgen. Deutſchland wird jede Gelegenheit 
abgeſchnitten, die Natur⸗ und Erwerbserzeugniſſe ſeines Gebietes ſo 
vorteilhaft zu verwerten, wie es feine wirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
bedingen. Die Möglichkeit, die für uns eine wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit iſt, mit anderen Ländern Abkommen zu treffen, die zur 
gegenſeitigen Ergänzung der eigenen wirtſchaftlichen Erzeugung 
einen im Intereſſe beider Seiten liegenden Warenaustauſch herbei⸗ 
führen, iſt durch ſolche Beſtimmungen ausgeſchloſſen. Ein geſunder 
Handelsverkehr wird unterbunden. Bloß zwei Zahlen mögen die 
für die deutſche Wirtſchaft verheerende Wirkung nur einer dieſer uns 
aufgezwungenen Beſtimmungen zeigen: Deutſchland hat die zollfreie 
Einfuhr von Waren im Werte von 800 Millionen Goldmark aus 
Elſaß⸗Lothringen zu geſtatten; die Kontingente für Textilwaren 
betragen über 100 Millionen kg. Es ſteht feſt, daß dieſe großen 
Mengen zu keiner Zeit vor dem Kriege im Jahresdurchſchnitt jemals 
aus Elſaß⸗Lothringen nach Deutſchland eingeführt worden find. Es 
iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen, daß es ſich bei dieſen Waren⸗ 
mengen um einen großen Teil von Erzeugniſſen rein franzöſiſchen 

Urſprungs handelt, die in Elſaß⸗Lothringen nur einem 
Verarbeitungsverfahren unterworfen werden und dann als elſaß⸗ 
lothringiſchen Urſprungs über die deutſche Grenze zollfrei kommen. 

Dr. ing. h. c. Sorge, ü 
Mitglied des Reichstags, N 

Vorſitzender des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie. 
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Schiffahrt. 

Deutſchland geſteht für Fischerei, Küſtenſchiffahrt und Schleppſchiffahrt 
zur See den Verbands mächten die Meiſtbegünſtigung zu. Es verzichtet 
auf Ausübung des Fiſchereiſchutzes in der Nordſee. Es erkennt die 
Gültigkeit aller Schiffszeugniſſe und Papiere der Verbandsmächte und 
ihre Gleichberechtigung mit deutſchen Zeugniſſen an, ſelbſt wenn ſie von 
Staaten ausgeſtellt werden, die über eine eigene Meeresküſte nicht ver- 
fügen. Als Regiſterhafen für Schiffe ſolcher Binnenſtaaten kann 
irgendein Ort dieſes Staates gewählt werden. 

(Artikel 271273.) 

Dieſe Beſtimmungen bedeuten einen entehrenden Eingriff in die 
deutſchen Souveränitätsrechte und bezwecken auf lange Zeit hinaus 
die Unterbindung einer jeden nationalen Schiffahrtspolitik. Auch 
hier muß Deutſchland Rechte einräumen, ohne von ſeinen Feinden 
gleiches Recht für ſich fordern zu dürfen. 

Deutſchland hatte zwar ſchon früher den größeren Schiffahrts⸗ 
ländern das Recht zum Küſtenfrachtverkehr eingeräumt, aber für 

die Küſtenfiſcherei keinem Staat irgendwelche Vergünſtigungen 
gewährt. In Zukunft ſoll uns jede Möglichkeit genommen ſein, 
unfreundliche Maßnahmen gegen die eigene Schiffahrt durch gleiche 
Maßnähmen gegen fremde Schiffe zu vergelten. Die Entente hat 
alſo auch hier Unterdrückung oder Schädigung der deutſchen 
Schiffahrt in der Hand. 

Die deutſche Fiſcherei wird durch das Verbot der Ausübung des 
Fiſchereiſchutzes in der Nordſee ſchwer geſchädigt und deutſche 
Fiſcher — wie bereits durch bittere Erfahrungen beſtätigt — ſind 
bei Ausübung ihres Berufs gehäſſigen Angriffen und Schädigungen 

ausgeſetzt. 
Während bisher jedes Schiff in ſeinem Heimatshafen, d. h. dem 

Hafen, von dem aus die Schiffahrt betrieben wird, eingetragen fein 
mußte, läßt der Friedensvertrag die Eintragung von Schiffen der 
Binnenſtaaten in weit vom Schiffsverkehr entfernt liegenden Orten 
zu. Binnenſtaaten können alſo in Zukunft eigene Handelsflotten 
unter eigener Flagge haben. Auch durch dieſe neuartige 
Beſtimmung iſt die Benachteiligung Deutſchlands beabſichtigt, denn 

der Seehandel der meiſten Binnenſtaaten, z. B. Polens, Deutſch⸗ 
Oeſterreichs, der Tſchecho⸗Slowakei und der Schweiz, muß in der 
Hauptſache über deutſche Häfen gehen. Nach bisherigem Seerecht 
müßte dieſer Seehandel unter deutſcher Flagge und damit unter 
deutſchem Recht und deutſcher Finanzhoheit betrieben werden, alſo 
zur Stärkung der deutſchen Seeſchiffahrt beitragen. Um auch dieſe 
mittelbare Stärkung der deutſchen Wirtſchaft zu unterbinden, mußte 
die naturwidrige „ der „trockenen Regiſterhäfen“ erſonnen 
werden. ö 
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P Alles in allem: Auch dieſe Beſtimmungen des Vertrags dienen 
. dazu, Deutſchland vom Weltverkehr fernzuhalten und ſeine wirt⸗ 

ſchaftliche Erholung von den Kriegsfolgen zu erſchweren. 

Heineken, 

Generaldirektor des „Norddeutſchen Lloyd“ 
(früher Schiffahrtsſachverſtändiger bei der Deutſchen 

Friedensdelegation in Verſailles). 

Unlauterer Wettbewerb. Staatsangehörige der Verbandsmächte. 

Deutſchland hat alle erforderlichen Geſetzgebungen und Verwaltungs⸗ 
maßnahmen zu ergreifen, um die Erzeugniſſe einer jeden Verbands⸗ 
macht gegen jede Art von unlauterem Wettbewerb zu ſchützen. Durch 
Beſchlagnahme und alle anderen geeigneten Strafmaßnahmen muß es 
die Ein⸗ und Ausfuhr ſowie den Handel mit Waren unterdrücken 5 
verbieten, die falſche Angaben über Urſprung, Gattung und 
führen. 1 (Artikel De 

Deutſchland darf die Angehörigen der Verbandsmächte hinſichtlich 
Ausübung von Handwerk, Beruf, Handel und Gewerbe keinen anderen 
Maßregeln unterwerfen, als den für alle Ausländer geltenden Be⸗ 
stimmungen. Es iſt ihm berboten, den Verbandsſtaatsangehörigen, deren 
Eigentum, Rechte und Intereſſen, ebenſo Geſellſchaften, an denen ſie 
beteiligt ſind, anderen oder höheren Abgaben oder Steuern zu unter⸗ 
werfen als fie Deutſchen auferlegt find oder werden. Den Verbandes 
regierungen muß zu deutſchen Gerichten freier Zutritt gewährt werden. 
Sie genießen auf deutſchem Gebiet für ihre Perſon, Güter und Rechte 

ſtändigen Schutz. 
Deutſchland hat die Ernennung von Generalkonſuln und gonſuln der 

Verbandsmächte gutzuheißen. 
Wenn die deutſche Regierung internationalen 2 1 9 treibt, fon fie 

hierfür keinerlei Souveränitätsrechte haben. (Artikel 276—281.) 

Die Erzeugniſſe der Verbandsmächte, die infolge der vollkommen 
einſeitigen Meiſtbegünſtigung Eingang in das deutſche Wirtſchafts⸗ 
gebiet genießen, müſſen durch deutſche Geſetze und Strafmaßnahmen 
in Deutſchland gegen unlauteren Wettbewerb geſchützt werden. Dieſe 
Verpflichtung iſt mehr ſchikanöſer Art, die aber doch in ihrer Durch⸗ 
führung ſtörend auf unſere Produktionswirtſchaft einwirkt. 

Beſondere Bedeutung hat der Eingriff in unſere Souveränität, 
wonach wir uns Ententekonſuln nach dem Belieben unſerer Gegner 
in unſere Städte und Häfen ſetzen laſſen müſſen und ohne Prüfung 
der Perſönlichkeiten ihre Ernennung gutzuheißen haben. Natürlich 
gehen alle dieſe Beſtimmungen darauf hinaus, unſere wirtſchaftliche 
Entwicklung zu ſchädigen und zu hemmen; aber ſie ſind auch 
beſchämend und entehrend für unſere Nation. Die darin liegende 
Erniedrigung tritt in das rechte Licht, wenn man bedenkt, daß jede 
Gegenſeitigkeit fehlt, vielmehr der Deutſche in den bisher feindlichen 
Ländern rechtlos iſt, wenn er überhaupt dort geduldet wird. 

Die Einſchränkungen, die dieſer ganze Abſchnitt uns auferlegt, 
gelten zunächſt für fünf Jahre, können aber vom Völkerbundsrat 
verlängert werden. Eine offenkundige weitere Herabminderung des 

r 



Anſehens und der Stellung Deutſchlands in den internationalen 
Rechts⸗ und Handelsbeziehungen bedeutet der Schlußartikel, wong 
unſere Regierung, wenn ſie internationalen Handel treibt, hierfür 
keine Souveränitätsrechte in Anſpruch nehmen kann. 

Dr. ing. k. e. Sorge, 

Mitglied des Reichstags 
Vorſitzender des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie. 

Abſchnitt 2. 

Staatsverträge. 

Die Kollektivverträge wirtſchaftlicher oder techniſcher Art, an denen 
Deutſchland beteiligt iſt, bleiben im Verhältniſſe zwiſchen ihm und den 
Verbandsmächten nur inſoweit uellefen, als ſie im Friedensvertrag auf⸗ 

gegählt ſind. 
Die Verträge über den Weltpoſtverein, die Telegraphenunion, der Lon⸗ 

doner Vertrag von 1912 über Funkverkehr, die Abkommen über Nord» 
ſeefiſcherei und Branntweinhandel in der Nordſee bleiben unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen in Geltung. Die Abkommen über gewerbliches 
und geiſtiges Urhebernecht werden mit Inkrafttreten des Friedens- 
vertrags erneut wirkſam; ebenſo — außer im Verhältnis zu Frankreich, 
Portugal und Rumänien — das Haager Zivilprozeßabkommen. 

Jede Verbandsmacht wird Deutſchland mitteilen, welche zweiſeitigen 
Verträge ſie im Verhältniſſe zu ihm wieder in Kraft ſetzen will. 

Alle während des Krieges von Deutſchland mit feinen Bundes⸗ 
genoſſen geſchloſſeren Verträge erlöſchen. Alle Rechte aus Vorkriegs⸗ 
rerträgen mit dieſen Staaten werden, ſolange die Verträge beſtehen, 
den Verbandsmächten ſowie ihren Beamten und Angehörigen ein- 
geräumt; entſprechendes gilt für Verträge, die Deutſchland während des 
Krieges mit Neutralen geſchloſſen hat. Die von Deutſchland mit Ruß⸗ 
land, einem Randſtaate oder Rumänien während oder vor dem K Triege 
geſchloſſenen Verträge erlöſchen. 

Alle Konzeſſionen, Vorrechte oder Begünſtigungen, die während des 
Krieges von einer Verbandsmacht, von Rußland oder einem. Randſtaate. 
unter Zwang Deutſchland oder Deutſchen gewährt find, werden hin⸗ 
fällig. 
Das Haager Opiumabkommen von 1912 fol ron allen Vertrag⸗ 

ſchließenden in Kraft geſetzt werden. (Artikel 282 295.) 

Ein wirklicher, vom Willen künftiger Verſtändigung getragener 
Friede hätte von ſelbſt das Wiederaufleben aller bis zum Kriegs⸗ 
beginn gültig geweſenen Weltverträge mit ſich bringen müſſen. 
Unſere Gegner haben es vorgezogen, uns den Wiedereintritt in die 
internationalen Rechtsbeziehungen nur inſoweit zu geſtatten, als es 
ihnen vorteilhaft erſchien. Durch die willkürliche Auswahl einer 
Reihe von Kollektivverträgen, die fortgelten ſollen, während die 
übrigen im Verhältniſſe zu Verbandsmächten unwirkſam bleiben, 
iſt für Deutſchland aus einem kunſtvoll errichteten, einheitlichen 
Bau eine Ruine geworden, deren klaffende Spalten ſich erſt wieder 
ſchließen werden, wenn einmal der Geiſt des Haſſes und des Miß⸗ 
trauens geſchwunden ſein wird. 
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E Auf dem Gebiete des internationalen Poſt⸗, Telegraphen⸗ und 
\ Funkenverkehrs it das Fortbeſtehen der Verträge an die mit der 

Würde eines ſelbſtändigen Volkes unvereinbare Vedingung 
ER geini pft, daß Deuiſchland ſich von vornherein künftigen Ab⸗ 
\ machungen zwiſchen den jetzigen Vertragsgegnern und anderen 

Müten unterwerfen ſoll, ohne auf den Inhalt der Beſtimmungen 
Einfluß nehmen zu dürfen. 

Ob ein zweiſeitiger Vertrag zwiſchen Deutſchland und einer 
Ententemacht wiederaufleben ſoll, beſtimmt der Gegner allein. 
Deutſchland hat dabei nicht mitzureden. Es muß ſich ſogar gefallen 
laſſen, daß einzelne Teile eines ſolchen Vertrags geſtrichen werden, 
wenn auch dadurch das Verhältnis von Rechten und Pflichten, von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, das das Weſen eines ſolchen Vertrages 
usmacht, völlig zerſtört werden ſollte. 
Die während des Krieges zwiſchen Deutſchland und ſeinen Ver⸗ 

bündeten geſchloſſenen Verträge werden rückſichtslos zerriſſen; gleich⸗ 
viel, ob ſie wertvolle Vauſteine für den künftigen Wiederaufbau 
enthalten, und ob die Wiederaufnahme und Aufrechterhaltung 
geordneter Beziehungen zu dieſen Staaten dadurch auf das ſchwerſte 
gefährdet wird. Das Gleiche gilt in verſchärftem Maße für Ruß⸗ 
land, die Randſtaaten im Oſten und Rumänien, obwohl Deutſch⸗ 
land auf den 5 von Breſt⸗Litowsk bereits verzichtet hatte und 
der Friede von Bukareſt überhaupt nicht ratifiziert iſt. 

we Auch in das Gebiet der mit neutralen Mächten während des 
| Krieges geſchloſſenen Verträge greift die Entente ein, indem ſie ſich 

— ohne Kückſicht auf die beſo nderen Verhältniſſe und Gründe für 
derartige Abmachungen — ganz allgemein die gleichen Nechte und 
Vorteile für ſich und ihre Staatsangehörigen ausbedingt, wie ſie 
von Deutſchland dem Vertragsgegner und ſeinen Angehörigen 
zugeſtanden waren. 

Alles in allem machen die Vorſchriften über Staatsverträge 
Deutſchland auf wichtigen € Gebieten zu einem ſeiner Ver tragsfreiheit 
beraubten, entmündigten Volke. 

von Lewinski, 
Miniſte N im Reiösjuftigminifterium. i 7 

A b 5 chnitt 3. 

. Schulden. 

© der Verbands mächte hat das Recht, zu verlangen, daß die Ein⸗ 
81 Ind Bezahlung der Vorkriegsſchu 28 durch Vermittlung von 
2 chsämlern erfolgt. Soweit dies Verlangen nicht geſtellt wird 

5 oder ſoweit war der betreffende Staat ſich dem Ausgleichsverfahren 
anſchließt, die fragliche Schuld aber nicht die Vorausſetzung dieſes 
Artikels erfüllt, kaun ein ehemals feindlicher Gläubiger die Forderung 
auf dem gewöhnlichen Wege bei i während ſolche deutſchen Vor⸗ 
5 der Quridhefatt ing durch den feindlichen Staat 
unters Der deulſche Gläubiger muß ſolchenfalls 
ſeinen Entſchä idigun gean neu gegen das Reich geltend machen. 



5 R nr ee # 

* | | | 

BR... 1 

Im Ausgleichsverfahren werden die Schulden jeweils in der Wäh⸗ 
rung der beteiligten Verbandsmacht beglichen und — ſomeit fie auf 
andere Währung lauten — zu demjenigen Durchſchnittslurs, der der 
Eröffnung der Feindſeligkeiten zwiſchen der in Frage kommenden Ver⸗ 
bandsmacht und Deutſchland unmittelbar vorherging.“) 

Vorkriegsſchulden find vor oder während des Krieges fällig gewor⸗ 
dene Schulden der Staatsangehörigen einer der vertragſchließenden 
Mächte, die im Gebiet dieſer Macht wohnen. Zinſen auf ſtaalliche 
Schuldverſchreibungen, ſowie geloſte oder gekündigte ſtaatſiche Schuld⸗ 
verſchreibungen einer der vertragſchließenden Mächte. 

Soweit der Ausgleich durch ſtaatliche Ausgleichsämter ſtattfindet, 
haften die Ausgleichsſtaaten für die Schulden ihrer Stagtsangebörigen, 
es ſei denn, daß der Schuldner ſich ſchon vor dem Kriege in Zabunes 
unfähigkeit befand, oder daß es ſich um die Schuld einer durch Kriegs- 
geſetze liquidierten Geſellſchaft oder um Schulden von Bewabnern der 
vor dem Waffenſtillſtande beſetzten Gebiete bandelt. 

Der Zinsfuß für die Vorkriegsſchulden beträgt jährlich fünf Prozent 
fofern ſich nicht aus dem Vertrage, dem Geſetz oder dem Geſchäfts— 
brauch etwas anderes ergibt. 

Die Abrechnung zwiſchen den Ausgleichsamtern erfolgt jeden konat. 
Der Saldo muß binnen einer Woche vom Schuldnerſtaat durch B. arzah⸗ 
lung beglichen werden, indeſſen werden Salden zu Laſten einer 8 
bandsmacht bis zur völligen Bezahlung der von Teutſchrand zu entr: ch⸗ 
tenden Kriegsentſchäbzgung einbehalten. (Arittel 280 und Anlage., 

Dieſe Regerung laßt die Gegenſe ligkeit vermeſſen, auf ber sie 

Abwicklung der privaten Vorttiegsſchalden hace beruhen sehen. 
Das Recht, den ſtaarlichen Ausgleich zu verlangen, jteyi einſeilig ben 

Me 

Verbandsmächten zu, ſo daß jede einzelne dieſer Wache in der Lage 
iſt, den ſtaarlichen Ausgleich nur zu wahlen, wenn er ihr gunſtig UL 
Der ſtaarliche Ausgleich hat zur Folge, daß die deurſchen Valutra⸗ 
gläubiger nicht die Valuta, die fie zu beanſpruchen haben, ſondern 
nur den Markgegenwert erhalten. 

Ungleichmäßig iſt ferner die monatliche Abrechnung inſofern 
geregelt, als Deutſchland monatlich den zufälligen Schuldſaldo ia: 
ſachlich auszahlen ſoll, während erwaige Aktivſaldi Deutſchlands jo 
lange einbehalten werden können, bis Leutſchland ſämtliche aus deren 
Friedensvertrage geſchuldeten Summen bezahlt hat. Dieſe 
Beſtimmung hat ſchon jetzt beſonders empfindlichen Schaden fur 
Deutſchland gezeitigt, da fie durch die monatlichen Zahlungen 
Deutſchlands an die Verbandsmächte, insbeſondere England, zu einer 
ſtarken Verſchlechterung der deutſchen Markvaluta fuhrt. 
In der Umrechnung der Vorkriegsſchuld in die Ententevaluta zum 

Vorkriegskurs iſt zwar grundſätzlich die Gegenſeitigkeit gewahr! 
aber in Wirklichkeit liegt in der Verpflichrung zur Zahlung zum 
Vorkriegskurs eine ſchwere Belaſtung der 1 Schuldner. da die 

» Alſo gegenüber England zum Kurſe vom Juli 1914, gegenüber 
Amerika zum Kurſe vom März 1917 uſw. Bei Laien begegnet man 
häufig der Auffaſſung, als ob deutſche Forderungen, die nicht unter das 
Ausgleichsverfahren fallen, ohne weiteres von dem feindlichen Schuldner 
beigetrieben werden können. Dies iſt eine Täuſchung. 

” 
2 05 
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Wechſelkurſe der Verbandsmächte ausnahmslos gegenüber der Mark⸗ 
valuta ein ſtarkes Aufgeld zeigen und die Markſchulden der Staats⸗ 
angehsrigen der Verbandsmächte ſehr gering find. Die deutſchen 
Schuldner haben ſowohl für die Valuta⸗ wie für die Markſchulden 
die vollen Wirkungen der Valutgentwertung zu tragen. 

Die Schäden, die ſich aus dieſer Regelung für die deutſchen Staats⸗ 
angehörigen ergeben, ſind ihnen zwar im weſentlichen durch das 
Reichsausgleichsgeſetz abgenommen, indem das Reich den Schaden 
auf ſich nimmt, aber der Geſamtſchaden aus der Kursregelung iſt 
ſo groß, daß er den deutſchen Reichshaushalt mit vielen Milliarden 
Mark aufs ſchwerſte belaftet. f a 

N Dr. Carl Melchior 
(früher Mitglied der deutſchen Friedensdelegation 

und Vorſitzender der Finanzkommiſſion in Verſailles). 

Abſchnitt 4. 5 
Güter, Nechte und Intereſſen. 5 

Hinſichtlich der in den einzelnen kriegführenden Ländern gegen ba; 
ſeindliche Prirateigentum angeordneten Kriegsmaßnahmen (Staats⸗ 
aufſicht, Sequeſtration, Liquidation) werden die Rechtswirkungen der 
von beiden Paxteien en des Krieges getroffenen Maßnahmen 
grundſätzlich anerkannt. utſchland muß jedoch ſofort feine Kriegs⸗ 
ausnahmegeſetze aufheben und das davon betroffene Eigentum den 
gegneriſchen Berechtigten zur freien Verfügung ſtellen. Außerdem hat 
es die durch die Anwendung dieſer Geſetze während des Krieges geſchä⸗ 
digten Angehörigen der Verbandsmächte voll zu entſchädigen. Es bet 
fie ferner, in Abweichung von dem Grundſatze der Ruchtswirkſa. 
keit der Kriegsmaßnahmen, ſogar wieder in ihren Beſitz einzuſetzen, 
wenn über die Vermögenswerte während des Krieges verfügt worden 
iſt. Soweit ſich in Deutſchland Erlöſe aus der Liquidation 
feindlichen Vermögens befinden, ſind ſie nicht in Mark, ſondern in der 
Währung des beteiligten gegneriſchen Staates zum Vorkriegskurſe aus⸗ 
zuzahlen. 8 

Hinſichtlich des bei Friedensſchluß in den Verbardsländern befindlichen 
deutſchen Privateigentums wird beſtimmt, daß die Gegner es nicht frei⸗ 
zugeben brauchen, ſondern es auch weiterhin nach Belieben liquidieren 
und zurückbehalten können. Dieſe Befugnis erſtreckt ſich auch auf die 
abgetretenen deutſchen Gebiete und Kolonien. Die aus dieſen Liqui⸗ 
dationen erzielten Erlöſe werden, abgeſehen von den neugegründeten 
Staaten, wie z. B. Polen, nicht an die deutſchen Berechtigten ausgezahlt. 
Vielmehr werden aus den Erlöſen zunächſt die Anſprüche der Angehö- 
rigen der Verbandsmächte gegen die Deutſche Regierung, gegen deutſche 
Staatsangehörige und außerdem ſogar gewiſſe Anſprüche gegen Deutſch⸗ 
lands ehemalige Bundesgenoſſen befriedigt. Der Reſt iſt an den 
Wiederherſtellungszusſchuß abzuführen und Deutſchland auf ſeine 
MWiedenborſtellungsſchuld anzurechnen. Um den Verbandsmächten die 
Durchfübrung der Liquidationen zu erleichtern, muß Deutſchland 
genaue Auskunft über das betroffene deutſche Privatvermögen erteilen 
und alle in deutſcher Hand befindlichen Aktien, Schuldverſchreibungen 
res ſonſtigen Wertpapiere den in den Verbandsländern gegründeten 
Geſellſchaften ausliefern. Die Entſchädigung der durch die Liquida⸗ 
tionsmaßnahmen enteigneten Deutſchen liegt Deutſchland ob. 2 

(Artikel 297—298 und Anlage.) 
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Ein Durchleſen der obigen Beſtimmungen genügt, um die auch auf 

dieſem Gebiete Deutſchland auferlegten Laſten im rechten Lichte er⸗ 

ſcheinen zu laſſen. Obwohl kein Zweifel darüber beſteht, daß die 

Deutſche Regierung während des Krieges grundſätzlich an der Uns 

verletzlichkeit des Privateigentums feſtgehalten und ſich nur zu Eins 

griffen in das feindliche Privateigentum entſchloſſen hat, die zur 

Vergeltung vorangegangener gleichartiger Maßnahmen der Gegner 

notwendig waren, muß Deutſchland jetzt die Folgen dieſer ganzen 

Ausnahmegeſetzgebung allein tragen. Denn nicht die deutſchen, ſon⸗ 

dern nur die Angehörigen der Verbandsmächte können den Erſatz 
des ihnen entſtandenen Schadens verlangen. 

Von noch größerer Tragweite iſt aber die künftige Behandlung 

des deutſchen Privateigentums in den Ententeländern. Der Wirt⸗ 

ſchaftskrieg ſoll fortgeſetzt werden, indem der deutſche Auslandsbeſitz 

zur Befriedigung der gegneriſchen Forderungen verwertet wird. Es 

iſt klar, daß mit dieſer Beſtimmung der ganzen früheren Betätigung 

des Deutſchen im Ausland die Grundlage entzogen wird. 
Bisher haben die Gegner in keinem weſentſichen Punkte auf ihre 

ſich aus dieſen Artikeln ergebenden Befugniſſe verzichtet. Sollten 
ſie auch künftig an dieſem Standpunkt feſthalten, ſo wird ſchon da⸗ 
durch allein ein Wiederaufbau des deutſchen Außenhandels und da⸗ 
mit des deutſchen Wirtſchaftslebens völlig unmöglich gemacht. 

Gaus, f 

Wirklicher Legationsrat, Juſtiziar und 
Vortragender Rat im Auswärtigen Amt 
(früher Regierungskommiſſar bei der 

Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 

Abſchnitt 5. 

Verträge, Verjährung, Urteile. 

Alle Verträge zwiſchen Feinden ſollen als mit dem Zeitpunkt aufge⸗ 
hoben gelten, an dem zwei der Beteiligten Feinde geworden ſind, d. h. 
mit dem Tage, an dem der Handel zwiſchen ihnen verboten oder un⸗ 
geſetzlich wurde. Ausgenommen find die Verträge nit Angehörigen der 
Vereinigten Staaten von Amerika, Braſiliens und Japans, für die eine 
Regelung fehlt, und die einſeitig erfüllten Verträge, aus denen eine 
Geldleiſtung verlangt werden kann. Ausgenommen find ferner Ver— 

tragsgruppen wie Mietverträge, Verträge über Hypotheken, Bergwerks- 
konzeſſionen, Verträge zwiſchen Privaten und Staaten. Von der Aufs 
behung nicht betroffen find ferner diejenigen Verträge, bei denen im 
Allgemeinintereſſe die Verbandsregierungen, denen eine der Vertrags⸗ 
parteien angebört, erklären, daß fie auf der Ausführung beſtehen. Auf 
die aufrechterhaltenen Verträge ſollen arundſätzlich die Kriegsgeſetze der 
Verbandsmächte weiter Anwendung finden. 
, Vorſchriften find für Börſen⸗ und Verſicherungsverträge 

gegeben. 
Im Anſchluß an die allgemeine Regelung über den Wiederbeginn und 

den Ablauf von Friſten wird beſtimmt, daß Friſtverſäumung, Nicht⸗ 
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wahrung einer Formvorſchrift während des Krieges für Angehörige der 
Verbandsmächte keine ſchädlichen Folgen haben ſoll. Zuſtändig für die 

Entſcheidung über Wiedereinſetzung oder Schadenserſatz iſt der Ge⸗ 
miſchte Schiedsgerichtshof. Gehört ein Streitfall zur Zuſtändigkeit eines 
Gerichts einer Verbandsmacht, ſo geht die Zuſtändigkeit dieſes Gerichts 
dem des Gemiſchten Schiedsgerichtshofes vor. 
Soweit nach dem Friedensvertrag die Zuſtändigkeit der Gerichte einer 
Verbandsmacht reicht, ſind ihre Urteile in Deutſchland rechtskräftig und 
ohne weiteres vollſtreckbar. Die während des Krieges gegen Staats⸗ 
angehörige einer Verbandsmacht ergangenen deutſchen Verſäumnis⸗ 
urteile werden der Nachprüfung durch den Gemiſchten Schiedsgerichts⸗ 
hof unterworfen. (Artikel 299—303 und Anlage.) 
Der an ſich klare Grundfat, daß alle Verträge zwiſchen den Kriegs⸗ 

gegnern mit dem Zeitpunkte als aufgehoben gelten ſollen, an dem 
der Handel zwiſchen ihnen geſetzwidrig geworden iſt, erleidet die oben 
angeführten Ausnahmen. 
Zu Ungunſten Deutſchlands wirkt vor allem die Beſtimmung, daß 

Verträge nicht aufgehoben ſind, bei denen eine Ententeregierung 
erklärt, ſie beſtehe im Allgemeinintereſſe auf der Ausführung. Frank⸗ 
reich und Belgien nehmen für ſich das Recht in Anſpruch, einſeitig 
feſtzuſetzen, ob ein „Allgemeinintereſſe“ gegeben iſt. Hiergegen wird 
mit allem Nachdruck anzukämpfen ſein, und der Gemiſchte Schieds⸗ 
gerichtshof wird hoffentlich auch dieſe Frage der richterlichen 
Nachprüfung unterwerfen. Sollte der Standpunkt der Gegner durch⸗ 
dringen, ſo bedeutet die Vorſchrift eine abſolute Willkür und eine 
Regelung, die dem Weſen eines Friedensvertrags Hohn ſpricht. 

Folgenſchwer für uns iſt, daß auf die aufrechterhaltenen Verträge 
grundſätzlich die gegneriſchen Kriegsgeſetze weiter Anwendung finden, 
ſodaß auch fernerhin Verträge durch behördliche Verfügung oder 
durch Kündigung aufgelöſt werden können. Die Fortdauer dieſer 
Verträge wird alſo nicht von Rechtsgrundſätzen, ſondern von der 
Willkür der Gegner abhängig gemacht. 
Daß die Verbandsmächte alle Lebensverſicherungsverträge zwiſchen 

deutſchen Geſellſchaften und ihren Staatsangehörigen auflöſen 
können und die Geſellſchaften einen entſprechenden Preis ihres Ver⸗ 
mögens herauszuzahlen haben, iſt ein neues Beiſpiel für den Grund⸗ 
ſatz des Verſailler Vertrages: „Das Recht für die Verbandsmächte, 
die Pflicht für Deutſchland!“ . 

Auch in der Ausgeſtaltung der Rechtsſätze über die Verſäumung 
von Handlungen und Friſten zeigt der Friedensvertrag den Mangel 
an Gegenſeitigkeit, der ihm eigen iſt. Fühlen Ententeangehörige 
ih durch deutſche Vollſtreckungsmaßnahmen geſchädigt, fo können 
ſie Wiederherſtellung des früheren Zuſtands oder Schadenerſatz von 
uns fordern. Deutſchland ſteht dies Recht nicht zu. ö 

Für den Friedensvertrag kennzeichnend iſt: Die Zuſtändigkeit 
eines Ententegerichts geht der des Gemiſchten Schiedsgerichtshofs 
immer vor. Deutſche Gerichte ſind dagegen von vornherein ausge⸗ 
ſchloſſen, obwohl ihre Unparteilichkeit in der ganzen Welt anerkannt 
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iſt. Das Verſagen der Gegenſeitigkeit kann nur den Zweck haben, 
das Anſehen der deutſchen Gerichte zu untergraben. Dies Beſtreben 
tritt noch deutlicher in den Vorſchriften zu Tage, wonach alle ein⸗ 
ſchlägigen Urteile eines Ententegerichtes in Deutſchland rechtskräftig 
und ohne weiteres vollſtreckbar ſind, andererſeits alle deutſchen Ver⸗ 
ſäumnisurteile der Nachprüfung durch den Gemiſchten Schiedsge⸗ 
richtshof unterworfen werden. 

Der Mangel an Gegenſeitigkeit und die Aufrichtung freier Willkür 
der Gegner durchziehen die ganzen Friedensbeſtimmungen über Ver⸗ 
träge, Verjährung und Urteile und kennzeichnen auch dieſe Verſailler 
Regelung als Werkzeug zur Bekämpfung der deutſchen Wirtſchaft 
und der deutſchen Staatsautorität. 

Dr. Schlegelberger, 
Geheimer Regierungsrat, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium. 

Abſchnitt 6. , 
Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

Zwiſchen Deutſchland und jeder Verbandsmacht ift ein Gemiſchter 
Schiedsgerichtshof unter einem neutralen Vorſitzenden zu bilden. Die 
Gemiſchten Schiedsgerichtshöfe find im weſentlichen zuſtändig für Strei⸗ 
tigkeiten über re e die nicht im Ausgleichsverfahren bei⸗ 
gelegt werden können; für Streitigkeiten über Vorkriegsverträge, ſo⸗ 
weit nicht die Zuftändigkeit der ordentlichen Gerichte der Verbands⸗ 
mächte begründet iſt; für Entſchädigungs forderungen der Angehörigen 
der Verbandsſtaaten an Deutſchland wegen ihrer von deutſchen Kriegs⸗ 
9 betroffenen Privatrechte; für Streitigkeiten über gewerb⸗ 

Schutzrechte. Die Gerichtshöfe regeln ihr Verfahren ſelbſt; ihre 
Entscheidungen find in den beiden beteiligten Ländern vollſtreckbar. 

(Artikel 804-305 und Anhang.) 

Der Gedanke, daß gewiſſe Streitigkeiten zwiſchen den Angehörigen 
der am Kriege beteiligten Länder einer internationalen Inſtanz zur 
Entſcheidung übertragen werden, iſt an ſich zu billigen. Andererſeits 
verletzt aber der Friedensvertrag auch auf dieſem Gebiete in weſent⸗ 
lichen Punkten zu Ungunſten Deutſchlands den Grundſatz der Gegen⸗ 
ſeitigkeit. 

Zunächſt kommen die im Friedensvertrag“) en ee Beſtim⸗ 
mungen in Betracht, die den Angehörigen der Verbandsmächte ein⸗ 
ſeitig eine Anrufung des Gemiſchten Schiedsgerichtshofs gegen Ent⸗ 
ſcheidungen deutſcher Gerichte ermöglichen, während den deutſchen 
Reichsangehörigen ein entſprechendes Recht auf Nachprüfung der 
Entſcheidungen der gegneriſchen Gerichte verſagt bleibt. 

Hier iſt beſonders darauf hinzuweiſen, daß der Grundſatz, wonach 
alle Streitigkeiten zwiſchen den beiderſeitigen Staatsangehörigen 

») Vergl. Seite 75. 
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aus Vorkriegsverträgen von den Gemiſchten Schiedsgerichtshöfen zu 
entſcheiden ſind, eine Ausnahme dahin erleidet, daß Streitfragen, 
die nach den Geſetzen der Verbandsmächte zur Zuſtändigkeit ihrer 
Landesgerichte gehören, von dieſen unter Ausſchluß der Gemiſchten 
Schiedsgerichtshöfe zu entſcheiden ſind. Es iſt eine durch nichts ge⸗ 
rechtfertigte Herabſetzung der deutſchen Gerichte, daß ſie im Gegenſatz 
zu den Gerichten der Entente-Länder für Streitfragen der bezeich⸗ 
neten Art in jedem Fall unzuſtändig ſein ſollen. Schließlich mag 
noch die charakteriſtiſche Beſtimmung erwähnt werden, wonach vor 
den Gemiſchten Schiedsgerichtshöfen mangels gegenteiliger Verein⸗ 
barung allein engliſch, franzöſiſch, italieniſch oder japaniſch, ne 
nicht deutſch als Gerichtsſprache verwendet werden darf. 

Dr. Göppert, 
Miniſterialdirektor im Auswärtigen Amt 

(früher Vorſitzender der Deutſchen Friedensdele ation 
’ in Paris). 

ubfontte z. 
Gewerbliches Eigentum. 

Die gem: rblichen, literariſchen und künſtleriſchen Eigentumsrechte 
werden zu Gunſten der Per onen, die bei Kriegsbeginn in ihrem Genuß 
ſtanden, oder zu Gunſter⸗ ihrer Rechtsnachfolger wiederhergeſtellt. Sind 
während des Krieges durch eine Verbandsmacht hinſichtlich der Rechte 
deutſcher Reichsangehöriger auf dieſem Gebiete Sondermaßnahmen er⸗ 
griffen, ſo behalten ſie weiterhin volle Wirkſamkeit. Wegen Ausnutzung 
ron gewerblichen, literariſchen oder künſtleriſchen Eigentumsrechten, die 
im Kriege durch eine Verbandsregierung erfolat iſt, ſowie wegen Ver⸗ 
kaufs und Gebrauchs von Erzeugniſſen oder Sachen, die unter dieſe 
Rechte fielen, ſtehen Deutſchland keine Erſatzanſprüche zu. Alle Um 
heber⸗, Patent⸗ und Muſterrechte, die von Deutſchen in den Verbands⸗ 
ländern erworben ſind, bleiben der Verfügung der Berechtigten ent⸗ 
zogen. Sie haften für gerechte Behandlung gleichartiger Rechte von 
Angehörigen der Verbandsmächte durch Deutſchland und überhaupt für 
die vollſtändige Erfüllung aller durch den Friedensrertrag Deutſchland 
apferlegten Verpflichtungen. - (Artikel 306—311.) 

Obwohl es gelungen ift, auf dieſem Gebiete von den Gegnern Zus 
geſtändniſſe zu erlangen und die urſprünglich entworfenen Beſtim⸗ 
mungen in einigen Punkten günſtiger zu geſtalten, ſo genügt die ge⸗ 
troffene Regelung doch keineswegs den Geboten der Billigkeit: Die 
Gewährung voller Gegenſeitigkeit iſt Deutſchland verſagt geblieben. 

Nach dem Friedensvertrag werden die gewerblichen Schutzrechte 
und die Urheberrechte an Werken der Literatur und Kunſt in allen 
Dändern wiederhergeſtellt. Dadurch find in Deutſchland die im Beſitz 
von Ententeangehörigen befindlichen Patente von den Beſchränkun⸗ 
gen, denen ſie während des Krieges unterworfen waren, befreit. Das 
gleiche gilt aber nicht in den Verbandsländern zu Gunſten der 

Deutſchen. Vielmehr find die gegen Deutſche getroffenen Maßnahmen 
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ausdrücklich aufrechterhalten. Sogar die Liquidation ſolcher 
Rechte ſteht den Verbandsmächten auch nach Friedensſchluß noch zu. 
Einſeitig zu Laſten der Deutſchen iſt beſtimmt, daß ihnen keinerlei 
Erſatzanſprüche zuſtehen für jede während des Krieges mit Zutun 
einer Verbandsregierung erfolgte Ausnutzung ihrer Schutzrechte. 
Eine gleiche Amneſtie zu Gunſten Deutſchlands iſt nicht erteilt. 

Willkürlich, ungerecht und folgenſchwer iſt die Beſtimmung, daß 
alle vor dem Friedensſchluß von Deutſchen in den Verbandsländern 
erworbenen Urheber-, Patent⸗ und Muſterrechte dauernd mit der 
Gefahr beliebiger Einſchränkungen belaſtet ſind und für die vollſtän⸗ 
dige Erfüllung aller uns in Verſailles auferlegten Verpflichtungen 
haften. Im Intereſſe der Landesverteidigung und des Gemeinwohls 
müſſen ſich nicht nur alle beſtehenden, ſondern auch alle ſpäterhin neu 
zu erwerbenden Rechte gleiche Beſchränkungen gefallen laſſen. 

Vorkriegsverträge über Lizenzen ſind mit Wirkung vom Eintritt 
des Kriegszuſtandes aufgehoben. Der Lizenznehmer kann jedoch die 
Einräumung einer neuen Lizenz verlangen. Während hierfür in den 
Verbandsländern die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind, werden 
die deutſchen Gerichte nicht als hinreichend unparteiiſch angeſehen; an 
ihre Stelle tritt der Gemiſchte Schiedsgerichtshof. 

von Specht, | 
Geheimer Oberregierungsrat, 

Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium. 

Ceil XI. 

Tuftfehrf. 
Die Luftfahrzeuge der Verbandsmächte haben bis 1923 in und über 

Deutſchland volle Flug⸗ und Landungsfreiheit und genießen gleiche 
Rechte wie deutſche Luftfahrzeuge. Alle Flugplätze und Luftſchiffhäfen 
ſteben ihnen offen. Beſcheinigungen, Zeugniſſe, Lizenzen der Verbands» 
mächte über Staatsangehörigkeit, Befähigung uſw. ſtehen den deutſchen 
gleich. Im Handelsluftverkehr genießen die Luftfahrzeuge der Ver⸗ 
bandsmächte die gleiche Behandlung wie die der meiſtbegünſtigten 
Nation. Deutſchland ſagt die Innehaltung der Luftverkehrsbeſtimmun⸗ 
gen zu, die von den Verbands ächten feſtgelegt ſind. 

(Artikel 313320.) 
Dieſe Vorſchriften regeln den Ententeflugverkehr auf und über 

deutſchem Hoheitsgebiet, ohne ein entſprechendes deutſches Recht in 
den Entente⸗Ländern zu begründen. Sie wären vernünftig, wenn 
fie auf Gegenſeitigkeit beruhten, Der Entente⸗Luftfahrt wird in 
Deutſchland ein uneingeſchränktes Feld der Tätigkeit geſichert, was 
bei der luftpolitiſchen Lage Deutſchlands in der Mitte Europas von 
großer Tragweite iſt. 

Auch hier wird für den Handelsluftverkehr Meiſtbegünſtigung der 
Verbandsmächte verlangt, ohne ſie umgekehrt uns zu gewähren. 
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- Das deutſche Hoheitsrecht wird dadurch beeinträchtigt, daß für 
ausländiſche Luftfahrzeuge dieſelben Begünſtigungen verlangt w<. 

den wie für deutſche: z. B. beim Luft⸗Tranſit⸗Verkehr, bei Gebühren, 
bei Flug⸗ und e bei Benutzung von Landungs⸗ 
plätzen. 
In Verbindung mit dem willkürlichen Bauverbot und unſerer 

geographiſchen Lage, die einen Luftverkehr allein innerhalb der Gren⸗ 
zen Deutſchlands unrentabel macht, wollen die Verbandsmächte un⸗ 
ſere auf hervorragender Höhe ſtehende Luftfahrtinduſtrie, unſern 
e und Flugzeugbau mit kalter Ueberlegung zu Grunde 
richten 

Ein Notſchrei der deutſchen Flugzeugarbeiter um Hilfe in ihrem 
Kampfe gegen die gänzliche Zerſtörung der deutſchen Flugzeug⸗ und 

Luftſchiffinduſtrie durch die Entente ſpricht Bände. In dieſem Not⸗ 
ſchrei heißt es, daß der Vertrag von Verſailles noch durch Zuſätze ver⸗ 
ſchärft wird, die auch die Reſte unſeres Wirtſchaftslebens hinweg⸗ 
fegen ſollen. Bisher ſind 27 000 Flugzeugmotoren und 14 000 Flug⸗ 
zeuge reſtlos zerſtört. Weitere Zerſtörungen ſtehen bevor. Die we⸗ 
nigen Fabriken, in denen lediglich Verkehrsflugzeuge hergeſtellt wer⸗ 
den, ſind mit Stillegung bedroht. Dies Verfahren iſt ein weiterer 
Rechtsbruch, eine unnötige Barbarei! 

Profeſſor Dr Johann Schütte, 
Geheimer Regierungsrat, Präſident der Geſellſchaft für Luftfahrt, 

Begründer des Luftſchiffbaus Schütte⸗Lanz. 

Teil XII. 

Häfen, Waſſerſraßen und Eiſenbahnen. 
Abſchnitt 1. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

Die Verbandsmächte genießen für alle Arten des Verkehrs, auf allen 
Verkehrswegen und dem Luftwege, völlig freie Durchfuhr durch Deutſch⸗ 
land, und erfahren die gleiche Behandlung wie der innerdeutſche Ver⸗ 
kehr. Durchfuhrzölle dürfen nicht erhoben werden. Etwaige Gebühren 
müſſen entſprechend mäßig berechnet werden. Deutſchland verzichtet auf 
das Recht der Kontrolle des Durchwandererverkehrs. Es verliert das 
Recht, Ein⸗ und Ausfuhrzölle und Verbote nach innerverkehrspolitiſchen 
Rückſichten zu geſtalten, insbeſondere darf es keine Begünſtigung des 
Verkehrs über ſeine eigenen Häfen eintreten laſſen. Verkehrstechniſch 

muß der fremde Durchgangsverkehr durch Deutſchland dem inner⸗ 
deutſchen Verkehr gleichgeſtellt werden. 

Die Verbandsmächte erhalten das Recht der Meiſtbegünſtigung für alle 
Vorteile und Tarifermäßigungen, die etwa auf deutſchen Eiſenbahnen 
oder Waſſerſtraßen gewährt werden. Deutſchland muß an tarifariſchen 

. Begünitigungen der Häfen der Verbandsmächte in gleichem Umfange 
mitwirken wie für ſeine eigenen Häfen. (Artikel 321326.) 
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Wilſon führte unter ſeinen Punkten, die nach feinem eigenen Wort 
„die einzige Grundlage für den Weltfrieden bilden könnten“, die 
Errichtung gleicher Handelsbedingungen unter allen Nationen auf. 
Hiermit ſtehen die obigen Beſtimmungen in ſchreiendem Widerſpruch. 
Auch hier iſt alles Recht lediglich den Verbandsregierungen zuge⸗ 
ſprochen, Deutſchland ſelbſt aber ſind nur Verpflichtungen aufgebür⸗ 
det. Wir ſind verkehrs⸗ und tarifpolitiſch der Willkür unſerer Geg⸗ 
ner ausgeliefert. Deutſchland muß völlig darauf verzichten, bei Ge⸗ 
ſtaltung ſeiner Tarifpolitik irgendwelche Rückſichten auf den Aus⸗ 
gleich der in den deutſchen Verhältniſſen begründeten Gegenſätze der 
verſchiedenen deutſchen Produktionszweige zur Anwendung zu brin⸗ 
gen. Hierin liegt ein ſchweres Hemmnis nicht nur für den Wieder⸗ 
aufbau unſerer Induſtrie, ſondern auch für die Erfüllung des 
Friedensvertrags. Die finanziellen Laſten, die der Gewaltfrieden 
uns auferlegt, ſetzen die rationellſte Ausnutzung der deutſchen 
Produktionsmöglichkeiten voraus. Dies iſt nicht möglich, wenn die 
deutſche Ausfuhr im fremden Lande rechtlos bleibt und jede ver⸗ 
nünftige Verkehrspolitik 0 uns von der Gnade unſerer Gegner 

abhängt. 

Anders würden die Dinge liegen, wenn die obigen Artitel auch 
Deutſchland das Recht der Gegenſeitigkeit gewährten. In dieſem 
Falle würden die meiſten Beſtimmungen weniger bedenklich ſein; fo 
aber bedeuten ſie die völlige Knebelung der ge verkehrspoliti⸗ 
ſchen Freiheit. 

Sinnwidrig und geradezu eine Gefährdung der allgemeinen Ge⸗ 
ſundheit iſt das Verlangen des Verzichts der deutſchen Kontrolle des 
Durchwandererverkehrs; denn dieſer Verkehr bringt über deutſchen 
Boden Menſchenmaſſen aus Gegenden, die von jeher als Seuchenherd 
eine allgemeine Gefahr für Europa bedeuteten. 

Wenngleich es Deutſchland verboten wird, die von jedem Staat 
als nationales Recht beanſpruchte Förderung des Verkehrs über 
eigene Häfen zu betätigen, ſoll es noch hilfreiche Hand dazu bieten, 
den Verkehr nach fremden Häfen abzulenken! Die unrationelle Aus⸗ 
nützung der deutſchen Schienenwege und Waſſerſtraßen infolge dieſer 
widerſinnigen Beſtimmungen bedeutet auch einen ſtarken Verluſt an 
dem in ihnen angelegten Nationalvermögen. Erklärlich ſind die Be⸗ 
ſtimmungen nur daraus, daß der uns auf Grund der Wilſon⸗Punkte 
verſprochene Friede zu einem Frieden umgeſtaltet wurde, der den 

ausgeſprochenen Willen der Vernichtung und Knechtung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Stellung Deutſchlands im Weltleben bedeuten ſoll. 

8 K. von Stockhammern, 

Miniſterialdirektor im Auswärtigen Amt, 

(früher Regierungskommiſſar für Wirtſchaftsfragen 

bei der Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 
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Abſchnitt 2. 
Schiffahrt. Freiheit der Schiffahrt. 

Die Verbandsmächte genießen in allen deutſchen Häfen und Binnen⸗ 
gewäſſern in jeder Hinſicht für ihre Schiffe und Ladungen vollſtän dige 
Gleic berech zung mit der deutſchen Schiffahrt. Jeder einer dritten 

Macht zugeſtandene Vorteil kommt ihnen kraft Meirſtbegünſtigung ogne 
weiteres zugute. Zoll⸗ oder polizeiliche Verkehrsbeſchränkungen müſſen 
auf das mindeſte Maß beſchränkt HERDER .. (Xrtifel 327.) 

Freizonen in den Häfen, 

Die beſtehenden Freizonen in den deutſchen Häfen haben, wie ſie 
am 1. Auguſt 1914 eingerichtet waren, weiter zu beſtehen. 

(Artikel 328330.) 

Die letzten Beſtimmungen über die Freizonen in unſeren Häfen 
geben in der Hauptſache den gegenwärtigen Zuſtand wieder. Aller⸗ 
dings iſt es nachgerade ſelbſtverſtändlich, daß nur Deutſchland ſeine 
Freibezirke aufrechtzuerhalten hat, während die Verbandsmächte für 
ie in ihren Ländern beſtehenden Freihäfen keinerlei Verpflichtung 

übernehmen. 
An ſich würde ſich auch gegen die obigen Beſtimmungen über die 

Freiheit der Schiffahrt nicht allzuviel einwenden laſſen, wenn nicht 
auch hier uns die Gegenſeitigkeit verſagt wäre. Auch auf unſeren 
Häfen und Waſſerſtraßen ſind wir der Willkür der Gegner ausge⸗ 
liefert. Im Zuſammenhang mit der Wegnahme unſerer Handels⸗ 
flotte und mit der tiefen Schädigung, die in der Abgabe von Binnen⸗ 
ſchiffsmaterial liegt, wird der klare Zweck dieſes Vorgehens er⸗ 
ſichtlich: auch wenn die deutſche Flotte wieder zu erſtehen beginnt, 
ſoll ihr von vornherein jedes Recht abgeſchnitten ſein, auf dem 
Weltmarkt und im Weltverkehr als gleichberechtigter Faktor auf⸗ 

K. von Stockhammern, 

Miniſterialdirektor im Auswärtigen Amt, 

(früher Regierungskommiſſar für Wirtſchaftsfragen 

bei der Deutſchen Friedeusdelegation in Verſailles). 

Seſtimmungen über Elbe, Oder, Memel und Donau. 

Es werden für international erklärt: die Elbe von Mündung der Mol⸗ 
dau ab; die Moldau von Prag ab; die Oder von Mündung der Oppa 
ab; die Memel ron Grodno ab; die Donau von Ulm ab; der Schiffahrts⸗ 
weg Rhein⸗Donau, falls er gebaut wird. 

Auf den international extlärten Waſſerſtraßen werden Angehörige, 
Eigentum und Flaggen aller Mächte vollkommen gleich behandelt. 
Deutſche Schiffe dürfen indeſſen Schiffsverbindungen für Reiſende und 
Güter zwiſchen den Häfen einer Verbandsmacht nur mit beſonderer 
Er: nächtigung unterhalten. Auf dieſen Waſſerwegen dürfen nur Ab⸗ 
gaben erhoben werden, die ausſchließlich zur Deckung der Koſten für 
die Schiffbaperhaltung dienen. Deutſchland verpflichtet ſind, allen Vor⸗ 
ſchlägen auf Abänderung der geltenden internationalen Abmachungen 

— 
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beizutreten. Deutſchland tritt den beteiligten Verbandsmächten nach 
Abzug des it Wiederherſtellung abgegebenen Materials einen Teil der 
Schlepper, Boote und Material ab. Deutſchland liegt die Entſchädigung 
der Eigentümer ob. 

Elbe. Oder, Memel werden internationalen Ausſchüſſen unterſtellt. 

Die Europäiſche Donaukommiſſſon übt ohne Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich ihre Befugniſſe aus. Deutſchland verpflichtet ſich zur Anerkennung 

einer neuen Ponauorönung. (Artikel 331—853.) 

Hiermit iſt die Internationalität der deutſchen Ströme Elbe. Oder, 
Memel und Donau feſtgeſetzt. Bisher unterlag das freie Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht Deutſchlands auf feinen Strömen den im Völker⸗ 
recht für Alle gleichmäßig geregelten Beſchränkungen. Der Friedens⸗ 
vertrag entzieht Deutſchland die freie Verfügung über ſeine großen 
Ströme. Durch dieſe weitergehenden Vorſchriften erfolgt für die 
kunft eine ſtarke Bindung zu Ungunſten der Reichsangehörigen. 
Nicht nur die Ströme ſelbſt, ſondern auch Nebenflüſſe, Seitenkanäle 
und Fahrtrinnen ſind für international erklärt. Den gleichen Er⸗ 
ſchwerniſſen wird der geplante Rhein⸗Donau⸗Kanal unterſtellt. 

Als ſchwerſte Folge dieſer uns aufgezwungenen Internationali⸗ 
ſierung muß Deutſchland jeden Vorteil, den es auf den Binnenwaſſer⸗ 
ſtraßen ſeinen eigenen Angehörigen gewährt, auch den übrigen 
Mächten zukommen laſſen. Die Verbandsſtaaten ſind berechtigt, auf 
den deutſchen Strömen die kleine Cabotage, d. h. den Verkehr zwi⸗ 
ſchen den Häfen desſelben Uferſtaates auszuüben. Deutſchland muß 
für die Ströme der Verbandsländer die Erlaubnis hierzu nachſuchen. 
Schiffahrtsabgaben, die dem verarmten Deutſchland zum Ausbau 
ſeiner Waſſerſtraßen unentbehrlich ſind. dürfen nur in ganz be⸗ 
ſchränktem Maße erhoben werden. Deutſchland iſt auch ſonſt 
namentlich für die Kraftausnützung nicht mehr Herr auf den ge⸗ 
nannten Flüſſen, denn es können uns Arbeiten verboten werden, 
wenn man feſtſtellt, daß ſie geeignet ſeien, der Schiffahrt in den 
internationalen Flußabſchnitten Abbruch zu tun. 

Zur Verwaltung, praktiſchen Durchführung der Internationaliſte⸗ 
rung der Ströme und Neuregelung der Schiffahrtsakte ſind inter⸗ 
nationo“e Ausſchüſſe eingeſetzt. Deutſchland, der Hauptintereſſent, 
iſt in den Ausſchüſſen ſtark in der Minderheit, während Nichtufer⸗ 
naten vertreten find, wie Belgien, "*alien, England, Dänemark und 
Schweden. Deutſchland iſt ſchon jezt verpflichtet, den von dieſen 
Ausſchüſſen feſtgeſetzten Schiffahrtsakten beizutreten. 

In der Europäiſchen Donaukommiſſion hat Deutſchland Sitz und 
Stimme eingebüßt. Für den deutſchen Teil der Donau iſt ein 

internationaler Ausſchuß gebildet worden, in dem alle Donau⸗Ufer⸗ 
Haaten ſowie England, Frankreich und Italien vertreten find. Bei 
Wusarbeitung der neuen Donauakte wird Deutſchland ohne Stimm⸗ 
:cht nur gehört. Wir find ferner gezwungen, alle Kriegsverluſte 
der Donaukommiſſion zu erſetzen. 
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Deutſchland wird durch dieſe Vorſchriften des Friedensvertrages 
in der Ausnutzung ‚feiner Ströme den ſtärkſten Hemmungen ausge⸗ 
st und in der wirkſamen Förderung feiner Binnenſchiffahrt auf 
das Schwerſte beeinträchtigt. 8 
. Dr. Bell, 

Mitglied des Reichstags und der Preußiſchen Landesverſammlung 
(früher Reichsverkehrsminiſter). 

f Beſtimmungen über Rhein und Moſel. 
Die Rheinſchiffahrt regelt fi weiterhin nach der Rheinſchiffahrtsakte, 

die aber durch eine neue Zentralkommiſſion abgeändert werden ſoll. 
Deutſchland erklärt ſchon jetzt ſeine Zuſtimmung zu der neuen Faſſung 

und den durch ſie bedingten Verträgen mit neutralen Rheinuferſtaaten. 
Die Zentralkommiſſion beſteht aus einem franzöſiſchen Vorſitzenden, 
4 Franzoſen, 4 Deutſchen, je 2 Holländern, Schweizern, Engländern. 
Italienern, Belgiern. 

Die Schiffe aller Nationen genießen dieſelben Rechte wie die der 
Rheinſchiffahrt dienenden. 

Deutſchland tritt an Frankreich einen Teil der Schlepper und Schiffe, 
ſowie Geſchäftsanteile an deutſchen Rheinſchiffahrtsgeſellſchaften ab. 

Frankreich hat das Recht, den Oberrhein zu Zwecken der Schiffahrt 
oder Kraftgewinnung in Kanälen abzuleiten und auf dem deutſchen 
Ufer alle dazu erforderlichen Arbeiten vorzunehmen. Die gewonnenen 
Kräfte fallen Frankreich zu, das die Hälfte ihres Geldwertes an Deutſch⸗ 
land zu erſetzen hat. 1 1 ee 

eutſchland iſt der Bau jeglichen Seitenkanals verboten. i 
Belgien erhält das Recht, innerhalb von 25 Jahren einen Großſchiff⸗ 

fahrtsweg von der Maas nach Ruhrort zu bauen. 
land derpflichtet ſich, keinen Widerſpruch zu erheben gegen 

Borſchläge auf Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Zentralkommiſſion: 
auf die Moſel, auf den Rhein oberhalb Baſels bis zum Bodenſee und 
deren Seitenkanäle. — (Artikel 354—362.) 

Die Schiffahrt auf dem Rhein, welche nicht nur eins der größten 
wirtſchaftlichen Unternehmen der ganzen Weltwirtſchaft darſtellt, 
ſondern auch für die weſt⸗ und ſüddeutſchen Gebiete eine Lebensfrage 
iſt, wird nunmehr nach den neuen Feſtſetzungen der Zentralkom⸗ 
miſſion geregelt. Deutſchland hat auf dieſe Neuregelung faſt gar 
keinen Einfluß, denn es iſt in der Kommiſſion, obwohl es der Haupt⸗ 
beteiligte iſt, von vornherein in einer hoffnungsloſen Minderheit. 
Damit Frankreich, das durch den Erwerb von Elſaß⸗Lothringen 

jetzt wiederum an den Rhein grenzt, dort ſogleich als Schiffahrttrei⸗ 
bender auftreten kann, hat Deutſchland an Frankreich Schiffe oder 
Anteile an Schiffahrtsgeſellſchaften in dem Umfang abzutreten, wie 
es Frankreichs Intereſſen wünſchenswert erſcheinen laſſen. 

Sind ſchon dieſe Vorſchriften über alles Maß hinaus gewalttätig. 
greifen ſie doch tief in das Privateigentum der deutſchen Reeder und 
Geſellſchaften ein, ſo werden ſie noch übertroffen durch das neue 

- Recht Frankreichs zum Bau eines linksrheiniſchen Kanals und zur 
Errichtung von Kraftwerken in dieſem oder im Nhein. Hervorzu⸗ 

heben iſt, daß der Oberrhein die größte Waſſerkraft Europas dar⸗ 
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ſtellt, die einen Milliardenwert hat. Deutſchland iſt der Bau jeg⸗ 
lichen Seitenkanals ebenſo wie die Ableitung von Waſſer auf ſein 

fer verboten. Wenn Frankreich die ungeheuren Kräfte des Obe 
rheins im Stromlauf ſelbſt gewinnen will, fo hat es das Recht, ſei 
Werke an dem deutſchen Ufer anzulehnen und die zu dieſen Baute 
erforderlichen deutſchen Grundſtücke zu enteignen. Hierzu hat Deutſch⸗ 
land noch den Gerichtsvollzieher zu machen. 

Ebenbürtig reiht ſich daran die Beſtimmung, daß Belgien, wenn 
es ihm gut dünkt, einen Schiffahrtsweg von der Maas nach Nuhrort 
zu bauen, uns zwingen kann, auch den Kanal in Deutſchland nach 
belgiſchen Vorſchriften zu bauen. 

Nach dem im Friedensvertrag üblichen Syſtem der Vergewaltigung 
iſt ferner beſtimmt, daß Deutſchland allen Aenderungen der Rhein- 
ſchiffahrtsakte ſchon jetzt zuſtimmt. Ferner haben wir zuzuſtimmen, 
wenn die Moſel und der Rhein von Baſel zum Bodenſee gleichfalls 
der Zentralkommiſſion und damit dem Einfluß der Entente⸗Regie⸗ 
rungen unterworfen werden. 

Alles in allem auch in dieſen Artikeln eine völlige Entrechtung 
Deuten 

Herrman Dietrich, 

Mitglied 150 Reichstags und der Badiſchen Landesverſammlung 
(früher Badiſcher Miniſter des Auswärtigen, 

Sachverſtändiger für Rheinfragen bei den Verſaillet Verhandlungen). 

Abſchnitt 3—5. 

Eiſenbahnen. 
Die aus Verbandsländern kommenden und für Deutſchland be⸗ 

ſtimmten ſowie die durch Deutſchland von oder nach Verbandsländern 
durchgeführten Güter genießen in jeder 3 tarifariſche Meiſtbe⸗ 
günſtigung. Deutſchland hat die Berner Konvention oder ein an ihre 
Stelle geſetztes neues Uebereinkommen über Perſonen⸗ und Frachtver⸗ 
kehr zu befolgen. Deutſche Auswandevertarife nach oder ron den Ver⸗ 
bandsländern dürfen nicht höher ſein als die günſtigſten Tarife. 

Sämtliche Eiſenbahnanlagen in den abgetretenen Gebieten müſſen in 
— — Zuſtande übergeben werden. Ein Sachverſtändigenausſchuß der 

rbandsmächte beſtimmt die Zahl der abzuliefernden Fahrzeuge. 
Die Tſchecho⸗Slowakei kann den Bau einer Verbindungsbahn auf 

deutſchem Gebiet verlangen. Deutſchland muß der Kündigung des Gott⸗ 
hardbahnvertrages de uſtimmen. 

Deutſchland hat den Vorſchriften der Verbandsmächte hinſichtlich der 
Beförderung ron Verbandstruppen uſw. nachzukommen 

GArtitel e 

Entſcheidung von Streitigkeiten und Nachprüfung der dauernden 
Beſtimmungen. 

Streitfragen über Auslegung regelt der Völkerbund. Innerhalb einer 
Friſt von fünf Jahren, die vom Völkerbund verlängert werden kann, 
wird für die deutſchen Vergünſtigungen Fan, * Ar 

ife 
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Sonderbeſtimmung. 
Deutſchland muß jedem innerhalb von fünf Jahren viſchen den Ver⸗ 

bandsmächten getroffenen internati onalen Verkehrsabfommen beitreten. 
N KArtikel 379.) 
Wi ie kaum ein anderes Unternehmen wären die deutſchen Bahnen 
dazu berufen geweſen, den Wiederaufbau der deutſchen Volkswirtſchaft 
zu fördern. Wenn dem ehrlichen Streben, dieſer Aufgabe gerecht zu 
werden, nur ein unzulänglicher Erfolg beſchieden ſein kann, ſo trifft 
dafür die Verantwortung das Friedensdiktat von Verſailles. 
Auf die Zerſtörung dieſes deutſchen Lebensnervs zielte bereits der 

Waffenſtillſtandsvertrag ab, indem er die Leiſtungsfähigkeit der ges 
ſchwächten deutſchen Bahnen durch die Ablieferung von 5000 Loko⸗ 
motiven und 150 000 Wagen in der Zeit der höchſten Not nahezu bis 
zur Erſtarrung lähmte. Der Friedensvertrag ſetzt die Schwächung 
des deutſchen Fahrzeugparks fort, indem er die weitere Ablieferung 
für die Strecken der abgetretenen Gebiete und auch für die während 
des Krieges von ruſſiſcher Breitſpur auf Regelſpur umgenagelten 
Linien Polens vorſchreibt. Die Verringerung des Fahrzeugparkes 
nach Menge und Güte, ferner der durch den Friedensvertrag hervor⸗ 
gerufene gleichzeitige Mangel an Betriebskohlen zwingt zu Wen 
liche r Einſchränkung der Berkehrsleiſtungen. 

Die Neuregelung der Grenzen im Oſten hat den Verluſt wichtiger, 
direkter Verbindungsſtrecken zwiſchen den ſüdöſtlichen und nordöſt⸗ 
lichen Teilen Deutſchlands gebracht, zwingt zu weiten, koſtſpieligen 
und zeitraubenden Umwegen und ſpaltet durch die Schaffung des 
polniſchen Korridors das Syſtem der deutſchen Bahnen. Die eiſen⸗ 

bahntechniſche Ueberbrückung dieſer klaffenden Lücke wird, obgleich 
der Friedensvertrag Polen zur Gewährung des freien Durchgangs⸗ 
verkehres von und nach Oſtpreußen verpflichtet, durch Zoll und Paß⸗ 
ſchikanen derart erſchwert, daß der Korridor den ſtändigen Ausgangs⸗ 
punkt von Störungen bildet, die den geſamten Verkehr in Mitleiden⸗ 
ſchaft ziehen. Im Weſten ſcheiden die im Saarbecken gelegenen 

Strecken aus der deutſchen Verwaltung aus. Wird hierdurch den 
Bahnen bereits ein Teil der Lebenskraft entzogen, deren ſie zur Er⸗ 
füllung ihrer Aufgabe bedürfen, ſo ſetzt der Friedensvertrag dieſes 
lähmende Werk durch die raffinierten Vorſchriften auf dem Gebiete 
des Tarifweſens fort. Die Tragweite dieſer tarifariſchen Knebelung 
iſt ungeheuer, weil ſie jeden im Binnenverkehr gewährten Vorzugs⸗ 
tarif ſelbſttätig auch den Verbandsmächten zur Verfügung ſtellt. Das 
bedeutet nichts anderes, als daß die deutſchen Bahnen, wenn ſie nicht 
finanziellen Selbſtmord begehen wollen, ihre die Volkswirtſchaft be⸗ 
fruchtende und ausgleichende Tarifpolitik aufgeben müſſen. 

Den unerträglichen materiellen Schädigungen fügt der Friedens⸗ 
vertrag noch eine unerhörte Vergewaltigung hinzu, indem er uns 
zwingt, uns heute bereits zur vorbehaltloſen Annahme von Verein⸗ 
barungen zu verpflichten, bei deren Zuſtandekommen wir überhaupt 
nicht mitgewirkt haben. 4 
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Teutſchland verpflichtet ſich, Züge und Wagen nach Vorſchrift der 
Verbandsländer weiterzuführen, verpflichtet ſich, die Bauart ſeiner 

Wagen für gewiſſe Sondereinrichtungen der Bauart der Wagen in 
den Verbandsländern anzupaſſen, verpflichtet ſich, die Berner Be- 
ſtimmungen über Frachtverkehr zu befolgen, verpflichtet ſich, neue 
Uebereinkommen hierüber anzunehmen, verpflichtet ſich, jedem Ueber⸗ 
einkommen über internationalen Durchgangsverkehr beizutreten, 
verpflichtet ſich, eine Kündigung des Gotthardbahnvertrages anzu⸗ 
nehmen, verpflichtet fi, auf Verlangen der Tſchecho⸗Slowakei eine 
Verbindungsbahn auf deutſchem Gebiete zu erbauen. f 

Der drückenden Laſten in der Gegenwart, der verhängnisvollen 
Verpflichtungen für die Zukunft iſt kein Ende. Als verarmtes, der 
freien Beweglichkeit und ſelbſtändigen Entſchließung beraubtes Ver⸗ 
kehrsunternehmen gehen die einſt ſo ſtolzen deutſchen Bahnen aus 
dem Friedensſchluß hervor. 

Doppelter Art ſind die Aufgaben, die ihnen Deutſchlands Wirt⸗ 
ſchaft und Lage im Herzen Europas zuweiſen: Wiederaufbau der 
Heimat und Wiederherſtellung der transkontinentalen Verkehrs⸗ 
beziehungen. Sollen ſie dieſe Aufgaben erfüllen, ſo gebe man ihnen: 
Mehr Licht, mehr Luft, mehr Atmungsfreiheit! 

Groener, 
Reichsverkehrsminiſter. 

Abſchnitt 6. b 

Beſtimmungen über den Kieler Kanal. 
Der Kieler Kanal ſteht den Kriegs⸗ und Handelsſchiffen aller Natio⸗ 
nen dauernd offen. Die Staatsangehörigen, Güter, Schiffe aller Mächte 
werden hinſichtlich der Abgaben, ſowie in jeder anderen Richtung, gleich 
behandelt. Der Verkehr von Perſonen und Schiffen erfährt keine Be⸗ 
ſchränkungen. Für die Benutzung des Kanals dürfen nur Abgaben auf⸗ 
erlegt werden, die zur Deckung der Koſten dienen. (Artikel 380—386.) 

Unſere Macht wurde ſchon durch den Waffenſtillſtand zerſtört, den 
Neſt beſeitigte der Verſailler Frieden. Nach Vernichtung der deut⸗ 
ſchen Macht konnte die Entente an die Vernichtung der deutſthen 
Wirtſchaft gehen. Die Klauſeln über den Kieler Kanal ſind ein wei⸗ 
teres Glied in der Kette der wohldurchdachten Maßnahmen zur Er⸗ 
drückung des deutſchen Wirtſchaftslebens. 

Der Kieler Kanal iſt ein Meiſterwerk deutſcher Geiſtes⸗ und Hände⸗ 
arbeit; ſein Bau haben ein halbes Menſchenalter harter Arbeit und 

etwa ½ Milliarde Goldmark gekoſtet. Ideeller und materieller Auf⸗ 
wand legten dem Deutſchen Reich nicht nur die Pflicht auf, ſondern 
räumten ihm das Recht ein, den Kanal für das deutſche Wirtſchafts⸗ 

leben nutzbar zu machen. Durch Verſailles iſt unſer Recht verküm⸗ 
mert. Das mit ungeheurem deutſchen Fleiß geſchaffene deutſche Werk 
ift deutſcher Herrſchaft entzogen, es iſt gleichſam international ge⸗ 
worden und dem Deutſchen iſt nur die Pflicht geblieben, das Wer! 
zu unterhalten. 

r 
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Die Entente hat mit den Vertragsartikeln erreicht, daß der Kieler 
Kanal ihr zur ſicheren, allezeit verfügbaren Zufahrtsſtraße zur Oſtſee 
geworden iſt. Damit kann namentlich England ſeine ſehr erheblichen 
wirtſchaftlichen Intereſſen in der Oſtſee auf ſeine Flotte, alſo auf 
Macht ſtützen. f 

Bei dem Wettbewerb um ae ruſſiſchen Markt wird fih für 
Deutſchland neben dem Verluſt der deutſchen Kriegsflotte die Ein⸗ 
ſchränkung ſeiner Rechte auf den Kieler Kanal drückend fühlbar 
machen. Admiral von Reuter, 

Früher Oberbefehlshaber der in Scapa Flow internierten 
deutſchen Kriegsflotte). 

Teil XIII. 

Arbeit. 
Da der Völkerbund die Begründung des Weltfriedens zum Ziele hat, 

und ein ſolcher Friede nur auf dem Boden der ſozialen Gerechtigkeit 
aufgebaut werden kann, haben die vertragſchließe nden Staaten, geleitet 
von Gefühlen der Menſchlichkeit und dem Wunſche, einen dauernden 
Weltfrieden zu ſichern, vereinbart: 

Eine ſtändige Organiſation zur Verwirklichung dieſer Ziele und zur 
Verbeſſerung der allgemeinen Arbeitsbedingungen wird begründet. Die 
erſten Mitglieder dieſer Organiſation ſollen die Verbandsſtaaten und 
ferner alle Völkerbundesmitglieder ſein. Sie ſoll eine allgemeine Kon⸗ 
ferenz der Vertreter der Mitglieder und ein Internationales Arbeits- 
amt umfaſſen. Die allgemeine Konferenz der Mitglieder tritt min⸗ 
deſtens einmal im Jahre zuſammen. Als Vertreter jedes Mitglieds⸗ 
ſtaates werden zwei Negierungsbelegierte, ſowie ein Arbeitgeber und ein 
Arbeiter entſandt. 
Das Internationale Arbeitsamt wird am Sitze des Völkerbundes er⸗ 

richtet und bildet einen Teil ſeiner Einrichtung. Es wird einem Ver⸗ 
waltungsrat unterſtellt. Seine Aufgabe iſt die Sammlung und Ver⸗ 
teilung aller Informationen über internationale Regelung der Arbeit, 
insbeſondere zur Vorbereitung der Konferenzen. 
h Der „ ſetzt die Tagesordnung für die allgemeine Kon⸗ 
erenz feſt 

. Die Konferenz kann mit zweidrittel Mehrheit „Vorſchläge“, welche 
der Prüfung der Mitglieder vorzulegen find, oder „Entwürfe“ einer 

durch die Mitgliedsſtaaten zu ratifizierenden Abmachung beſchließen. 
Alle Mitglieder find verpflichtet, ſpäteſtens nach 18 Monaten die „Vor⸗ 

ſchläge“ oder „Entwürfe“ den geſetzgebenden Körperſchaften zur Beſchluß⸗ 
faſſung vorzulegen. Eine Verpflichtung, die Anträge zum Geſetz 
zu machen, beſteht nicht. Bei Nichtdurchführung ratifizierter Abkommen 
können die wirtſchaftlichen Vereinigungen von Arbeitgebern oder Arbei⸗ 
tern eines Landes beim Verwaltungsrat Beſchwerde führen. 

(Artikel 387-427.) 

Dieſer Teil des Friebensverttuges ſoll eine Konzeſſion an die 
internationale gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft ſein. Die 
Entente⸗Politiker dürften nicht ganz bereitwillig zu dem Entſchluß 
gekommen ſein, dieſe Beſtimmungen in den Friedensvertrag, der in 
allen ſonſtigen Teilen nur Gewalt und Rückſichtsloſigkeit zum Aus⸗ 
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druck bringt, aufzunehmen. Die Gewerkſchaften forderten jedoch in 
Leeds und Bern, daß in dem Friedensvertrag Beſtimmungen über 
Arbeiterſchutz, Arbeiterrecht und Koalitionsrecht aufgenommen 
würden. Trotz hochklingender Worte, die in den obigen Artikeln 
über Arbeiterrecht, Arbeiterſchutz und Wiederaufbau der durch den 
Krieg verwüſteten Volkskraft gebraucht werden, iſt das, was den 
Arbeitern hier geboten wird, doch nur ein ſehr ſchwächliches Surro⸗ 
gat des Geforderten. 

Die Beſtimmungen über die Arbeit gelten nur für die Mitglieder 
des Völkerbundes. Mitglieder des Bundes ſind neben den 
europäiſchen Ententegroßmächten und den zugelaſſenen Neutralen 

3. B. Bolivien, Ecuador, Peru, Guatemala, Haiti, Hedjaz, Honduras, 
Siam, Uruguay. Deutſchland und Oeſterreich ſtehen jedoch außer⸗ 
halb des Völkerbundes. Daß ſie trotzdem zum Internationalen 
Arbeitsamt zugelaſſen ſind und daß im Verwaltungsrat je ein 
deutſcher Regierungsvertreter und Arbeitnehmer ſitzen, iſt nur dem 
energiſchen Auftreten des Internationalen Gewerkſchaftsbundes 
zu danken. 

Nach dem Friedensvertrag darf jeder Mitgliedsſtaat zur 
Konferenz unter 4 Vertretern nur einen Arbeitnehmer entſenden. 
Die genannten Ueberfeeftaaten beſitzen auch nicht annähernd eine f 
Sozialgeſetzgebung, wie ſie bei uns vorhanden iſt. Es liegt bei 
dieſer Zuſammenſetzung der Konferenz auf der Hand, daß ein den 
Arbeitnehmern dienender ſozialpolitiſcher Fortſchritt nur ſelten 
erreicht werden kann. Nur in den Ländern, in denen eine ſtarke 
gewerkſchaftliche Organiſation vorhanden iſt, wird trotz der 
Konferenz die Sozialgeſetzgebung entſprechenden Ausbau erfahren. 

Die Konferenz kann auch nach den Verſailler Beſtimmungen keine 
geſetzgeberiſchen Maßnahmen beſchließen, zu deren Durchführung die 
Mitglieder des Völkerbundes verpflichtet ſind. Die Gewerkſchafts⸗ 
konferenzen von Bern und Leeds hatten demgegenüber vor⸗ 
geſchlagen, daß, wenn die Internationale Konferenz des Völker⸗ 
bundes mit vierfünftel Mehrheit einen Beſchluß faßt, dieſer für alle 
dem Bunde angehörenden Länder als Geſetz zu gelten habe. 5 

Es kann zwar Beſchwerde beim ſtändigen Gerichtshof des Völker⸗ 
bundes erhoben werden, jedoch ſind die extra beſchloſſenen Zwangs⸗ 
maßnahmen für kein Land verbindlich. Somit hängt die Durch⸗ 
führung jedes Konferenzbeſchluſſes von dem guten Willen der 
Regierungen und der geſetzgebenden Körperſchaften der Völkerbunds⸗ 
mitglieder ab. Es ſteht zu befürchten, und die jüngſten Erfahrungen 
haben die Befürchtungen leider beſtätigt, daß die Regierungen und 
die Unternehmer der ſozialpolitiſch fortgeſchrittenen Länder ſich 
weigern werden, Beſchlüſſe der Konferenz zu ratifizieren, wenn 
ihnen keine Garantie gegeben wird, daß die Ratifizierung auch in 
jenen Staaten erfolgt, die durch unbegrenzte Ausbeutung der 
Arbeitskraft als erfolgreiche Konkurrenten auf dem Weltmarkt auf⸗ 

* 
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treten können. Deshalb kann man wohl ſagen, daß es ſich bei den 
obigen Artikeln um eine ſchöne Geſte gegenüber der Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft, nicht aber um den ernſten Willen handelt, die Sozialgeſetz⸗ 
gebung international einheitlich zu geſtalten. 

Hingegen kann das Internationale Arbeitsamt als eine 
Organiſation der internationalen Sozialgeſetzgebung angeſehen 
werden, vorausgeſetzt, daß der Völkerbund ihm freie Hand läßt. 
Zwar zeigt auch die Zuſammenſetzung des Verwaltungsrates wie die 
der Konferenz ein Uebergewicht der Regierungsvertreter und Unter- 
nehmer — doch wird ſich hierin vorausſichtlich eine Aenderung treffen 

laſſen. Da der Verwaltungsrat bereits beſchloſſen hat, daß im 
Internationalen Arbeitsamt auch die deutſche Sprache eingeführt 
werden ſoll, ſo kann man annehmen, daß der gute Wille in dieſer 
Körperſchaft vorhanden iſt, auf dem Wege der Sozialgeſetzgebung 
eine Verſtändigung unter den Nationen herbeizuführen. Gegenüber 
den fürchterlichen Hinderniſſen, die der Friedensvertrag in allen 
ſeinen anderen Teilen der Ausſöhnung der Völker bereitet, iſt dies 
jedoch nur ein ſehr geringer tröſtlicher Ausblick für die Zukunft. 

In der Note vom 29. Mai 1919 haben wir Arbeitervertreter der 
Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles ausgeführt: 

„. . . Durch die Friedensbedingungen werden die Fortſchritte der 
deutſchen Arbeiter vernichtek, die ſie in jahrelangen und opfervollen 
Kämpfen auf dem Gebiete des Lohnweſens durch Tarifverträge, auf 
dem Gebiete der Arbeitszeit, der Sozialhygiene, der Wohnungs⸗ 
pflege und der Sozialverſicherung errungen haben. Die Bes 
dingungen des Friedensvertrages bringen für die deutſchen Arbeiter 
die allergrößte Not und Ausnutzung ihrer Arbeitskraft. Die Folge 
wird ſein, daß Deutſchland, das ſeine hervorragende Stellung auf 
dem Weltmarkt zu einem nicht geringen Teile ſeiner Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzgebung zu verdanken hatte, aus der mann aus⸗ 
geſchaltet wird. 

Die Deutſche Friedensdelegation will gerade ir. Intereſſe des 
Völkerglücks die Worte Wilſons zur Weltgeltung bringen, die nur 
durch die freie Zuſtimmung der Arbeiterklaſſen aller Länder in 
Wirklichkeit umgeſetzt werden können: 

„Was jetzt auf dem Spiele ſteht, iſt der Friede der Welt. Was 
wir anſtreben, iſt eine neue internationale Ordnung, die auf weit⸗ 
herzigen und univerſellen Prinzipien von Recht und Gerechtigkeit 
ruht, nicht ein bloßer Friede aus Fetzen und Flicken!“ 

7 Carl Legien, 

weiland Mitglied des Reichstags, 

Vorfitzender des Allgemeinen Deutſchen Gewerlſchaftsbundes, 

(früher Sachverſtändiger für Arbeitsfragen 
bei der Deutſchen Friedensdelegation in Versailles). 
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Teil XIV. „ 

. Dürafhaften für die Durchführung. 
| Abſchnitt 1. un 

Weſteuropa. 

Um die Ausführung des Friedensvertrages durch Deutſchland ſicher 
zu ſtellen, werden die deutſchen Gebiete weſtlich des Rheines einſchließ⸗ 
lich der rechtsrheiniſchen Brückenköpfe während 15 Jahre nach Inkraft⸗ 
er des Vertrages durch die Truppen der Verbandsmächte beſetzt 
gehalten. 
Werden die Vertragsbedingungen von Deutſchland pünktlich erfüllt, 
ſo wird die Beſetzung wie folgt eingeſchränkt: 

Es werden geräumt: f ; 
1. Nach fünf Jahren der Brückenkopf Köln und die Gebiete nördlich 

der Linie Ruhr⸗Eiſer bahn Jülich —Rheinbach— Sinzig —Ahrmündung; 
2. Nach zehn Jahren der Brückenkopf Koblenz und die Gebiete nörd⸗ 

lich der Linie Grenze —ſüdlich Aachen —Rücken ron Forſtgemünd — 
Blankenheim Ulmen — Simmern — Bacharach; 

8. Nach be Jahren die Brückenköpfe von Mainz, von Kehl und 
das übrige beſetzte deutſche Gebiet. 

Erachten zu dieſem Zeitpunkt die Verbandsregierungen die Sicherheit 
gegen einen Angriff Deutſchlands nicht als hinreichend, ſo darf die 
Zurückziehung der Beſatzungstruppen aufgeſchoben werden. 

Die Beſetzungsfragen, die nicht geregelt ſind, werden Gegenſtand von 
Abmachungen bilden, die zu beobachten Deutſchland ſich verpflichtet. 
1 ; (Artikel 423—432.) 
Unter den deutſchen Gebieten, denen der Friedensvertrag [were 

Sonderlaſten auferlegt, hat das Rheinland das ſchlimmſte Los zu 
tragen. Es iſt das Fauſtpfand in der Hand der Sieger für die 
Erfüllung des Friedensvertrages, eines Friedensvertrages, der in 
zahlreichen Beſtimmungen, abgeſehen von der Frage der Möglich⸗ 
keit ihrer Erfüllung, Raum zu Auslegungen gibt, die der Sieger 
der jeweiligen Lage anzupaſſen vermag. Die daraus ſich ergebende 
Unſicherheit erſchwert noch die harte Lage, in der die Rheinlande 
ſich noch auf lange Zeit befinden werden. Ihnen iſt ein Opfer für 
das übrige Deutſchland auferlegt, deſſen Bedeutung in vollem Maße 
nur der ermeſſen kann, der das Leben im beſetzten Gebiet kennen 
gelernt hat. Das deutſche Volk darf und wird niemals vergeſſen, 
welchen Dank es dem leidenden Rheinland ſchuldet. Selbſt⸗ 
verſtändliche Pflicht der Reichsregierung und Aufgabe des ganzen 
Volkes iſt es, dafür zu ſorgen, daß dieſe Opfer nicht vergeblich 
gebracht und ihre Härten möglichſt gelindert werden. 

Das Rheinland bewahrt, indem es die Beſetzung erträgt, das 
übrige Deutſchland vor einem gleichen Schickſal. Die Ueberſchrift 
zu den obigen Artikeln heißt: „Bürgſchaften für die Durchführung 
des Vertrages“. Weitere territoriale Bürgſchaften hat der Gegner 
nicht. Der Friedensvertrag gibt ihm auch kein Necht, andere deutſche 
Gebiete zu beſetzen. Den Verſuchen, Deutſchlands Anerkennung 
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eines derartigen Anſpruches zu gewinnen, hat die eee 
in Spa ein entſchiedenes Nein entgegengeſetzt. 

Die Zeitde er für die Beſetzung iſt für die drei Zonen feſtgeſetzt. 
Sie läuft vom Inkrafttreten des Vertrages ab. Unhaltbar, unan⸗ 
nehmbar und im klaren Widerſpruch zum Wortlaut des Vertrages iſt 
der auf gegneriſcher Seite zu Zeiten ventilierte Gedanke, daß die 
Friſten noch nicht zu laufen begonnen hätten, und ihr Beginn von der 
völligen Vertragserfüllung durch Deutſchland abhängig zu machen 
ſei. Die Beſetzungszeit läuft ſeit dem 10. Januar 1920, und er!! 
nach Ablauf der einzelnen Friſten kann die Frage geprüft werde 
ob die Strafe der Beſetzungsverlängerung anwendbar iſt. Ale, 
Deutſchland hat bisher die ihm aus dem Friedensvertrag obliegen er. 
Pflichten überreichlich erfüllt, Deutſchland erfüllt weiter und wird 
nach Kräften erfüllen, ſchon um der Fremdherrſchaft im Rheinland 
ein Ende zu machen und ſeine Bewohner wieder mit den übrigen 
deutſchen Brüdern zu vereinigen. Daß der Friedensvertrag in vielen 
Punkten unerfüllbar iſt, wiſſen wir alle. Auch unſere Gegner werden 
ſich über kurz oder lang davon überzeugen müſſen und ihre 
Forderungen den tatſächlichen Verhältniſſen anpaſſen, wenn fie nicht 
wollen, daß der Untergang Deutſchlands auch den ihrigen mit 

ſich zieht. 
Noch ſchlimmer als der Friedensvertrag, der die Tatſache der 

befriſteten Knechtſchaft der Rheinlande ausſpricht, iſt die Be⸗ 
ſtimmung, wonach Deutſchland ſich verpflichten mußte, alle Ab⸗ 
machungen zu beobachten, die die Beſetzungsfragen regeln. Gemeint 
iſt die dem Friedensvertrag angeſchloſſene Vereinbarung über die 
militäriſche Beſetzung der Rheinlande. Nach dieſer Vereinbarung 
hat die Interalliierte Rheinlandskommiſſton das Recht, Ver⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, ſoweit dies für Unterhalt, Sicherheit und 
Bedürfniße der Feindbundſtreitkräfte nötig iſt. Gegen dieſe Ver⸗ 
einbarung hat die Reichsregierung bereits im Auguſt 1919 ſchwere 
Bedenken geäußert. Immerhin durchzieht das Rheinlandabkommen 
doch der grundlegende Gedanke, daß die NRheinlandkommiſſion nur 
inſoweit in das öffentliche und private Leben im Rheinland ein⸗ 
greifen darf, als es die militäriſche Sicherheit des beſetzten Gebietes 
erfordert. Die deutſche Souveränität war unangetaſtet, die Zivil⸗ 
verwaltung blieb in der Hand der deutſchen Behörden unter Leitung 
der deutſchen Zentralverwaltung und die deutſche Gerichtsbarkeit 
mit Ausnahme einiger Sonderfälle uneingeſchränkt. 

Was aber iſt aus dieſen Beſtimmungen durch die Verordnungen 
der Rheinlandkommiſſtion geworden? Deutſchland iſt nur noch dem 
Namen nach Souverän und nach dem Muſter der in unziviliſterten 
Gebieten betätigten pénstration pacifique hat ſich die Rheinland⸗ 
kommiſſton entgegen dem klaren Wortlaut und Sinn des Rheinland» 
abkommens zur Trägerin und Inhaberin aller Gewalt in einem 
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Gebiete gemacht, das völkerrechtlich und ſtaatsrechtlich ein 2 
Deutſchlands iſt, wie jeder andere. 
Aber alles, was daraus für die Rheinlande erfolgt, zuſammen mi 
der Laſt einer Beſatzungsarmee, die um die Hälfte ſtärker iſt als die 
geſamte deutſche Reichswehr, mit dem ſich daraus ergebenden Elend 
in ſeeliſcher und materieller Hinſicht wird unſere Rheinländer nicht 
wankend machen. Sie ertragen dies alles in der zuverſichtlichen 
Hoffnung auf eine beſſere Zukunft, die ſo bald wie möglich herbei⸗ 
führen zu helfen die Pflicht der Reichsregierung und des deutſchen 
Volkes ſein wird, für welches das Rheinland leidet und duldet. 

Fehrenbach, 
Reichskanzler. 

\ 

Abſchnitt 2, 

Oſteuropa. 

Zur Sicherung der Ausführung des Friedensbertrages von Verſailles, 
wodurch Deutſchland endgültig die Aufhebung des Vertrages von Breſt⸗ 
Litowsk anerkennt, werden die deutſchen Truppen aus dem Ober⸗Oſt⸗ 
Gebiet hinter die deutſche Grenze zurückgenommen. (Artikel 433.) 

Der Verſailler Frieden hebt den Friedensvertrag von Breſt⸗ 
Litowsk auf. „Der Gewaltfrieden von Breſt⸗Litowsk“ war und iſt 
eines der beliebteſten politiſchen Schlagworte der Feinde Deutſch⸗ 
lands. Bei ſeiner Aufhebung würde es natürlich erſcheinen, wenn 
der Friede von Verſailles das nach Entente⸗Behauptungen an Ruß⸗ 
land getane Anrecht wieder gutmachte, d. h. wenn er Rußland die 
durch den Vertrag von Breſt⸗Litowsk abgetrennten Gebiete zurück⸗ 
gäbe. Dem iſt jedoch nicht ſo. Die von Rußland abgetrennten 
Gebiete, Polen, Litauen, Lettland, Eſtland, gehen nicht an Nuß⸗ 

land zurück. Der Friede von Breſt⸗Litowsk brachte ſie in ein 
gewiſſes Abhängigkeitsverhältnis zu Deutſchland, der Friede von 
Verſailles bringt ſie in ein Abhängigkeitsverhältnis zu den En⸗ 
tente⸗Staaten. Zugleich ſchafft er dadurch eine Rußland von 
Deutſchland trennende Zone. 

Als die ruſſiſche Armee ſeinerzeit nach blutigen Millionenopfern 
unter den Schlägen des deutſchen Heeres zuſammenbrach und Zar 
Nikolaus ernſtlich einen Sonderfrieden in Erwägung zog, brachte 

Entente⸗Gold als Strafe die Revolution. Der Friede von Verſailles 
will dieſe Strafe verewigen. Auch wenn es Rußland gelingen 
ſollte, ſich von der Folge der Revolution, dem Bolſchewismus, frei 
zu machen, ſoll es dauernd von Weſteuropa getrennt ſein und 
dauernd verhindert werden, mit Deutſchland in Verbindung zu 
kommen, um etwa mit deutſcher Hilfe wieder zur Blüte und Macht 
zu gelangen. N 
Rußland braucht zu ſeinem Wiederaufbau Deutſchland und 

Deutſchland braucht Rußland. Ein politiſches und wirtſchaftliches 
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Grftarten i der beiden Länder zu verhindern, dazu dient die obige 
Beſtimmung des Verſailler Friedens 2 

General Hoffmann - 
‚Ale Chef des Generalſtabes von Ober⸗Oſt). 

Ceil XV. 

Derfhiehene Behimmungen, 
Deulſchland verpflichtet ſich, die volle Geltung der Friedensberkräge 

zwiſchen den Verbandsmächten und den Mächten, die an Deutſchlands 
Seite gekämpft haben, anzuerkennen. Es ſtimmt den Feſtſetzungen zu, 
die über das ehemalige Oeſterreich-Ungarn, die Türkei und Bulgarien 
getroffen werden und erkennt die neuen Staaten in ihren neuen 
Grenzen an. (Artikel 484.) 

Dieſe Beſtimmung iſt für das deutſche Gefühl und Ehr⸗ 
empfinden beſonders ſchmerzlich. Sie hat uns der Möglichkeit 
beraubt, den Mächten, die vier Jahre lang treu und tapfer an 
Deutſchlands Seite gekämpft haben, in der Stunde der ſchlimmſten 
Not auch nur moraliſchen Beiſtand zu leiſten. Die Entente zwang 
uns, mit gebundenen Händen zuzuſehen, wie unſere Waffengefährten 
entrechtet, vergewaltigt und zerſtückelt wurden. Neue Unbill, die 
bei dieſer Gelegenheit uns ſelbſt zugefügt werden ſollte, die Unter⸗ 
bindung der wirtſchaftlichen und kulturellen Zuſammenhänge mit 
den Ländern unſerer Verbündeten, die Erdroſſelung unſerer dort in 
jahrzehntelanger mühevoller Arbeit aufgebauten Rechte und 
Intereſſen mußten wir vorweg gutheißen, ohne auch nur zu wiſſen, 
was unſere Gegner planten. Dies alles zu dem Zweck, uns und 
unſere Freunde für immer auseinanderzureißen. 

Dr. von Kahr, 1 
Bayriſcher Miniſterpräſident und 

Miniſter der Auswärtigen Angelegenheiten. 

En 

Die Verbandsmächte kommen überein, daß, ſoweit deutſche sr 
un oder deutſche Perſonen auf ihrem Gebiet religiöſe chriſtliche 

iſſionen unterhalten haben, ihr Eigentum weiter für Miſſionszwecke 
berwendet werden ſoll; fie üben weiterhin eine vollſtändige Aufſicht über 
Die Miſſionen aus und wahren ihr Intereſſe. Deutſchland erklärt ſeine 
Zuſtimmung zu jeder Anordnung, welche die Verbandsregierungen 
swecks Erfüllung des Werkes der 1 erlaſſen haben oder erlaſſen 
und verzichtet auf jeden Einwand. (Artikel 488.) 

Im Vergleich mit anderen Vertragsbeſtimmungen lieſt ſich dieſe 
„ Tatſächlich iſt ihre 1 auf 8 deutſche chriſtliche 
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in Japan und zumeiſt auch in China ihre Forderungen nicht durch⸗ 
geſetzt haben. Nur in Hongkong wurden Miſſionsſchweſtern auf 
Betreiben eines engliſchen Miſſionars „zur Beſtrafung für die 
deutſchen Greuel“ ausgewieſen. Von Oſtaſien abgeſehen ſind die 
bisherigen Miljionsgebiete für die Deutſchen geſperrt. Die Ueber⸗ 
nahme der Verwaltung durch fremde Organiſationen bedeutet für die 
deutſchen Miſſionsgeſellſchaften zumeiſt den endgültigen Verluſt 
ihres Eigentums und ſonſtigen Vermögens. In Indien, Kamerun, 
Togo, Oſtafrika und auf der Goldküſte ſind alle deutſchen Miſſions⸗ 
ſtationen durch ſolche der Ententeländer erſetzt. Nur ganz vereinzelt 
konnten neutrale Länder hilfreich eingreifen. Sogar die von 
Deutſchen und Schweizern gemeinſam betriebene ehrwürdige Baſler 
Miſſion iſt von der Entente beſchlagnahmt. Auch in Südafrika 

ſpitzen ſich die bisher erträglichen Verhältniſſe mehr und mehr zum 
Böſen zu. 
Das heilige Miſſionswerk wird von der Entente für niedrige 

iti i t! a . 
politiſche ee wens gez. Profeſſor D. Dr. Wilhelm Kahl, 

Mitglied des Reichstags. 

Vorbehaltlich der Beſtimmungen des Friedensvertrages verpflichtet ſich 
Deutſchland, weder mittel⸗ noch unmittelbar gegen eine der Verbands⸗ 
mächte oder eine der Mächte, die ohne Kriegserklärung die diploma⸗ 
tiſchen Beziehungen zum Deutſchen Reiche abgebrochen haben, irgend 
einen Geldanſpruch wegen einer vor Inkrafttreten des Friedensvertrages 
liegenden Tatſache geltend zu machen. Dies bedeutet vollen, endgültigen 
Verzicht auf alle derartigen Anſprüche; ſie ſind von nun an erloſchen, 

gleichviel, wer daran beteiligt iſt. f (Artikel 439.) 

Durch zahlreiche andere Beſtimmungen des Friedensvertrages legt 
die Entente bereits ihre Hand auf das deutſche Vermögen in den 
abgetretenen Gebieten und im Ausland. So iſt z. B. feſtgeſetzt, daß 
das deutſche Staatsgut, die Eiſenbahnen, öffentliche Gebäude uſw. 
auf diejenige Macht übergehen, die das Gebiet erhält, und daß die 
deutſchen Rechte an öffentlichen Unternehmungen in verſchiedenen 
Oſt⸗ und Balkanſtaaten von den Gegnern kurzerhand übernommen 
werden können. Doch nicht genug damit. Alle die zahlreichen und 
bis ins kleinſte gehenden Vorſchriften, die das deutſche, über die 
ganze Welt verſtreute Vermögen verfolgen, erſcheinen den Ve. unds⸗ 
mächten noch nicht ausreichend. Sie befürchteten offenbar, daß bei 
dem gewaltigen Umfang des Vertrages noch irgend ein deutſches 
Recht außerhalb der zuſammengeſchrumpften Grenzen unſeres Vater⸗ 
landes beſtehen könnte, das nicht durch die Friedensbeſtimmungen 
in ihrem Sinne „geregelt“ wäre. Daher wurde als ſchlimmes Ende 
des Friedensdiktates der obige Artikel aufgenommen. Er erklärt 
alle Ansprüche des Deutſchen Neiches gegen die gegneriſchen Mächte 

für erloſchen. Das iſt der Geiſt der Entente, der uns ſchon ſeit Jahr⸗ 
zehnten entgegenweht. 1897 ſchrieb die angeſehene engliſche „Satur⸗ 
day Review“: „Wenn Deutſchland morgen aus der Welt ausgelöſcht 
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wäre, fo gäbe es übermorgen keinen Engländer, der dadurch nit 
reicher geworden wäre. Nationen haben jahrelang um eine Stadt 
oder eine Erbfolge gekämpft, müſſen wir nicht fechten um einen 
jährlichen Handel von 200 Millionen Pfund Sterling?“ ö 

Deutſchland wirtſchaftlich auszulöſchen war alſo ſchon vor 
20 Jahren das Ziel, das dann in Verſailles mit allen Mitteln ver⸗ 
folgt wurde. Und um die Welt über dieſe Tendenz zu täuſchen, 
mußten wir auch noch die Schuld am Kriege auf uns nehmen. So 
wenig unſere Feinde dadurch moraliſch reicher geworden ſind, ſo 
wenig werden ſie ſchließlich durch Deutſchlands Verarmung wohl; 

habender werden! Dr. E. G. von Stauß, 
f Direktor der Deutſchen Bank, 

(früher Finanzſachverſtändiger bei der 
Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles). 

Deutſchland erkennt die Priſengerichtsentſcheidungen der Verbands⸗ 
mächte an und wird deswegen keine Beſchwerden erheben. Dagegen be⸗ 
halten ſich die Verbandsmächte vor, die deutſchen Priſengerichtsentſchei⸗ 
dungen nachzuprüfen. Deutſchland hat im einzelnen Falle gegebenen 
Anregungen nachzukommen. (Artikel 440, Abſ. 1—2.) 

Die Priſengerichtsbarkeit iſt zurzeit noch nationale Gerichts⸗ 
barkeit, da die Haager Beſtimmungen über internationale Priſen⸗ 
gerichte nicht geändert ſind. Die Priſenurteile aller Nationen haben 
grundſätzlich die gleiche internationale Beachtung zu beanſpruchen, 
ehenſo wie die Erkenntniſſe der ordentlichen Landesgerichte. Dieſen 
Grundſätzen entſpricht der Friedensvertrag, ſoweit es ſich um die 

Anerkennung der von den Verbandsmächten gefällten Priſen⸗ 
entſcheidungen handelt. Deutſchland hat ſich jedoch verpflichten 
müſſen, wegen folder Entſcheidungen keinerlei Beſchwerden feiner 
Angehörigen vorzubringen, was einen weſentlichen Verzicht bedeutet, 
da ſolche Beſchwerden häufig erfolgreich find. 

Einen ſtarken und durch nichts als die Macht des Siegers 
begründeten Eingriff in die Gleichberechtigung der Nationen und 
ihzer Rechtſprechung bedeutet es aber, wenn die Verbandsmächte 
ſich vorbehalten, die deutſchen Priſengerichtsentſcheidungen nach⸗ 
zuprüfen. Die Entente hat ſich dieſe Eingriffsbefugnis in ab⸗ 
geurteilten Fällen nicht nur zugunſten ihrer Angehörigen, ſondern 
ſelbſt zugunſten neutraler Staatsangehörigen bedungen. Dieſe 
Sonderbefugnis iſt leider weder zeitlich noch ſonſtwie eingeſchränkt; 
Deutſchland hat ſogar ſein Priſengerichtsmaterial zur Verfügung 
zu ſtellen und endlich gar den im Einzelfall von den Verbands⸗ 
mächten gegebenen „Anregungen“ nachzukommen. 

So beſteht auch hier ein Zwangsmittel zugunſten der Verbands⸗ 
mächte: lange rechtskräftig erledigte Fragen können aufgerollt und 

Entſchädigungen, die gewaltige Beträge ausmachen, von Deutſchland 
abgepreßt werden. Senätspräſident Dr Max Mittelſtein, 

Vorſitzender des Priſengerichts Hamburg. 
< 
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Nachdem die Deutſche Regierung — leider — das Verſailler 
Friedensdiktat unterſchrieben und die deutſche Nationalverſammlung 
es ratifiziert hatte, wurde am 10. Januar 1920 das Hinterlegungs⸗ 
protokoll unterzeichnet. Neben all dem Entſetzlichen, was der 
Verſailler Frieden in ſich birgt und was das deutſche Volk und die 
ganze Welt noch lange nicht auch nur annähernd kennen, brachte uns 
dieſer ſchwere Tag einige kleine Erfolge: 

Die ſofortige Heimkehr unſerer ſchwergeprüften Kriegs- und Zivil⸗ 
gefangenen, die Frankreich unerbittlich bis zum Tage der Inkraft⸗ 
ſetzung des Friedensvertrages zurückhielt. Ferner das Nachgeben 
der Verbandsregierungen in der Frage der Herabſetzung der Ent⸗ 
ſchädigung für die bei Scapa⸗Flow von dem Admiral von Reuter 
verſenkte deutſche Kriegsflotte. Endlich den rechtlichen endgültigen 
Verzicht der Entente auf einen Vormarſch in deutſches Gebiet nach 
dem 10. Januar 1920. Frankreich hat inzwiſchen durch ſeinen Ein- 
marſch nach Frankfurt und dem Maingau das Recht und den 
Friedensvertrag von Verſailles gebrochen. 

Freiherr von Lersner, 
Mitglied des Reichstags f 

(früher Vorſitzender der Deutſchen Friedensdelegation 
0 in Verſailles und Paris). 

Vereinbarung, betreffend die militäriſche Beſetzung der Rheinlande 
(Rheinlandabkommen). 

Ein erſtes Protokoll über die Niederlegung der Ratifikationsurkun⸗ 
den wird errichtet, ſobald der Vertrag von Deutſchland einerſeits und 
von drei Verbandsmächten andererſeits ratifiziert iſt. Mit der Errich⸗ 
tung dieſes Protokolls tritt der Vertrag zwiſchen den vertragſchließen— 
den Teilen, die ihn ratifiziert haben, in Kraft. (Artikel 440 Schluß.) 

Als oberſter Vertreter der Beſatzungsmächte wird in den von den 
Verbandsmächten beſetzten rheiniſchen Landen und Brückenköpfen in 
Coblenz eine Zivilbehörde eingeſetzt, die aus je einem Vertreter der 
Beſatzungsmächte: Belgien, Frankreich, England und Amerika beſteht. 
Dieſe Interalliierte Rheinlandkommiſſton iſt befugt, Verordnungen mit 
Geſetzeskraft zu erlaſſen, die ſie für Unterhalt und Bedürfniſſe der 
Beſatzungstruppen nötig hält. Die deutſchen Gerichte üben ihre 
Gerichtsbarkeit weiterhin aus. Wer ſich eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens gegen Beſatzungstruppen ſchuldig macht, kann vor die Militär⸗ 
gerichte der Beſatzungsmächte gezogen werden. Die Truppen, ſowie die 
ihnen zugeteilten, bei ihnen angeſtellten oder die von ihnen mit Päſſen 
ausgeſtatteten Perſonen unterſtehen ausſchließlich den Militärgeſetzen 
und Militärgerichten der Beſatzungsmächte. 

Die Zivilverwaltung verbleibt den deutſchen Behörden, ſoweit die 
Rheinlandkommiſſion nicht die Verwaltung im Verordnungswege mit 
den Bedürfniſſen der militäriſchen Beſetzung in Uebereinſtimmung 
bringt. Die deutſchen Behörden ſind bei Strafe der Abberufung ver⸗ 
pflichtet, ſich nach den Verordnungen der Rheinlandkommiſſion zu rich⸗ 
ten. Die Truppen haben das Requiſitionsrecht. Alle beſtehenden mili- 
täriſchen Anlagen ſind den Truppen zur Verfügung zu ſtellen; für ihre 
Unterkunft iſt zu ſorgen. Falls die Kaſernen nicht ausreichen, können 
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Neubauten gefordert werden. Die Offiziere und ihre Familien können 
bei der Zivilbevölkerung einquartiert werden. Unteroffiziere und 
Mannſchaften nur in dringlichen Fällen. Das Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und 
Telegraphenperſonal unterſteht, ſoweit die militäriſchen Zwecke es er⸗ 
fordern, den Befehlen der Beſatzungsarmee. Die Rheinlandkommiſſion 
kann den Belagerungszuſtand verhängen. Die geſamten Koſten der Be⸗ 
ſetzung trägt das Deutſche Reich. (Artikel 1—13.) 

Das beſetzte rheiniſche Gebiet, beſtehend aus Teilen von Preußen, 
Bayern, Heſſen, Baden und Oldenburg (Birkenfeld), umfaßt 
29 603 Quadratkilometer mit 5,7 Millionen Einwohnern. Das 
Rheinlandabkommen regelt die Einzelheiten der Beſetzung, enthält 
aber ebenſowenig wie der Friedensvertrag eine Beſtimmung über 
die Stärke der Beſatzungstruppen. Die Verbandsmächte leiten 
daraus das Recht her, dort auf deutſche Koſten ein Heer von 
beliebiger Größe zu unterhalten. Es beträgt jetzt über 140 000 Mann, 
iſt alſo weſenrlich großer als unſere ganze jetzige Armee. Kein 
Wunder, daß die Einquartierungslaſten der Bevölkerung ſehr 
ſchwer ſind. Für die Unterkunft der Truppen, unter denen ſich im 
franzöſiſchen Kontingent bekanntlich viele Farbige befinden, müſſen 
viele öffentliche Gebäude, beſonders Schulhäuſer und Turnhallen, 
und auch Bürgerquartiere herangezogen werden. Die zahlreichen 
Offiziere und Beamten mit ihren Familien haben ſich faſt ſtets in 
Bürgerhäuſern einquartiert. 0 

Ohne daß das Rheinlandabkommen es vorſieht, ſind in allen 
Kreiſen des beſetzten Gebiets beſondere Delegierte der Rheinland⸗ 
kommiſſion mit einem größeren Beamtenſtab eingeſetzt, wodurch die 
Einquartierungslaſten noch erſchwert werden. Ganze Häuſer oder 
große Teile von Wohnungen werden in Anſpruch genommen mit 
dem geſamten Hausrat, Möbel, Wäſche. Die Quartierwirte müſſen 
dieſe in der heutigen Zeit faſt unerſetzlichen Werte für viele Jahre 
zur Verfügung ſtellen, denn die Beſetzung ſoll im nördlichen Teil 
5 Jahre, in der Coblenzer Zone 10 Jahre und im übrigen 15 Jahre 
dauern. Die Quartiergeber müſſen vom Reich entſchädigt werden, 
aber ſo manche Laſt kann durch Geld nicht erſetzt werden, ebenſo⸗ 
wenig wie die Schäden, die der Bevölkerung an Leib und Ehre 
durch die fremden Soldaten zugefügt werden. Neben Roheitsdelik⸗ 
ten iſt eine beträchtliche Zahl von Sittlichkeitsverbrechen zur amtlichen 
Kenntnis gelangt. Beſchämend ſind die zahlreichen Fälle, in denen 
deutſche Frauen die Opfer Farbiger geworden find. Die dem Reiche 
für das große Beſatzungsheer erwachſenden Koſten find rieſenhaft. 
In der franzöſiſchen Kammer wurden ſie bis Mai 1920 auf 
40 Milliarden Mark geſchätzt, was einen Jahresbetrag von über 
27 Milliarden Mark ausmacht. Es liegt auf der Hand, daß Deutſch⸗ 
land ſolche Summen nicht aufbringen kann. N 

Ein ſchwerer Druck für die Bevölkerung liegt in dem Fortbeſtehen 
der Militärgerichte, die in fremder Sprache nach unbekannten 
Geſetzen verhandeln und ſchwere Strafen verhängen. Die Rhein⸗ 



Be An 

landkommiſſion hat ihre Zuſtändigkeit über das Rheinlandabkommen 
hinaus weſentlich ausgedehnt, indem ſie ſie auf alle Zuwider⸗ 
handlungen gegen ihre Verordnungen erſtreckt. Jetzt ſchon beſtehen 
über 60 Verordnungen. Bedeutſam iſt die Beſtimmung, daß miß⸗ 
liebige Perſonen aus dem beſetzten Gebiet ausgewieſen werden 
können. Dies wird auch Beamten angedroht, die den Verordnungen 
der Rheinlandkommiſſion zuwider handeln, obwohl das Rheinland⸗ 
abkommen nur Abberufung vorſieht. Die von der Reichsregierung 
und dem Reichskommiſſar in Coblenz eingelegten Proteſte ſind ohne 
Erfolg geblieben. 

Die Beſtimmungen über Beitreibungen und Unterbringung der 
Truppen werden als Handhabe für weitgehende Anforderungen 
benutzt. Aus der Vorſchrift, Erholungsplätze für die Truppen 
bereitzuſtellen, wird das Recht hergeleitet, z. B. Jagden zu 
requirieren und Ackerland für die Truppen, auf dem ſie ſich mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiten erholen ſollen. Die Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und 

Telegraphenbeamten unterſtehen den Befehlen des Entente⸗ 
Militärbefehlshabers. Die Beförderung der Truppen oder ihrer 
Angehörigen hat unentgeltlich zu erfolgen. 

Schon dieſer Ueberblick zeigt, daß die Beſetzung der Rheingebiete 
dem Reiche und vor allem der rheiniſchen Bevölkerung ſchwerſte 
Laſten auferlegt. Die Fälle von Beſtimmungen, Verordnungen, 
Strafandrohungen legt ſich wie ein drückendes eiſernes Netz auf 
jedes Gemüt. 5 

Mit den rheiniſchen Brüdern erſehnen wir alle das Ende der 
Fremdherrſchaft am deutſchen Rhein. 

Dr. Lewald, 
Staatsſekretär im Reichsminiſterium des Innern, 
(früher Vertreter der Reichsregierung bei den 

Verſailler Verhandlungen zum Rheinlandabkommen). 

Der Reichshaushaltsplan für die Ausführung des Friedens⸗ 
vertrages veranſchlagt für 1920 vorläufig über 15% Milliarden 
Mark für die Koſten der Beſatzungstruppen im Rheinland, — eine 
Summe, die wahrſcheinlich ganz beträchtlich wird überſchritten 
werden müſſen; ferner über 25% Milliarden Mark für andere 
Ausgaben in Ausführung des Friedensvertrages; zuſammen alſo 
über 41 Milliarden, — 41 Tauſend Millionen — Mark. 
Das deutſche Volk kann ſolch phantaſtiſche Summen neben ſeinen 

auf das Allernotwendigſte beſchränkten Lebensbedürfniſſen nicht 
aufbringen, ohne dem ſicheren Elend anheimzufallen. 

Dr. Walther Rathenau, 
Präſident der Allgemeinen Eleftrizitäts- Geſellſchaft. 
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Achluhwort. 
Unſere Gegner haben in Paris beſchloſſen, von uns neben der 

widerrechtlichen Zollkontrolle, neben der widerrechtlichen Auf⸗ 
erlegung einer Ausfuhrtaxe in Milliardenhöhe die Zahlung von 
226 Milliarden Goldmark zu erpreſſen. 42 1 hindurch ſoll das 
deutſche Volk Frondienſt leiſten! 

Auf ſolche Ungeheuerlichkeit, die nicht nur uns, ſondern auch die 
noch ungeborene deutſche Generation zu Sklaven machen würde, 
gibt es nur eine Antwort: Ein klares, kaltes Nein! 

Die erwürgenden Forderungen begründen die Verbandsmächte mit 
den Beſtimmungen des Verſailler Friedens. — Wenn je etwas, jo 
ſind es dieſe Pariſer Beſchlüſſe, die die Wahrheit des Urteils von 
Keynes über das Friedensdiktat beweiſen: 

„Die Politik, Deutſchland für eine Generation in Knechtſchaft zu 
führen, einer ganzen Nation ihr Glück zu rauben, das Leben von 
Millionen menſchlicher Weſen zu vernichten, ſollte verabſcheuungswürdig 
und abſcheulich ſein, ſelbſt wenn dieſe Politik möglich wäre, ſelbſt, wenn 
ſie uns bereichern würde, ſelbſt wenn ſie nicht den Verfall des geſamten 
ziviliſierten Lebens von Europa nach ſich ziehen würde.“ 
Die Friedensbeſtimmungen von Verſailles ſind unausführbar, ſind 

unmöglich, das erkennen auch unter unſern Gegnern alle ver⸗ 
nünftigen Menſchen an. Dieſe Elemente müſſen wir ſtärken, indem 
wir alle, jeder an ſeiner Stelle die Unausführbarkeit, die Unmög⸗ 

lichkeit dieſes furchtbaren Friedensdiktats immer betonen und 
beweiſen. Verſailles erdroſſelt uns politiſch und wirtſchaftlich, macht 
uns zu Sklaven, gibt unjer Volk dem Siechtum, dem Untergange, 
dem Chaos preis 8 

Das aus tauſend Wunden blutende Europa, die ganze Welt aber 
hat ſelbſt das größte Intereſſe an einem geſunden, arbeitenden 
Deutſchland. 

Daher Reviſion dieſes Friedens, nicht nur in unſerm, ſondern im 

Intereſſe der ganzen Welt! 
Die Reviſion iſt auch unſer von den Verbandsmächten garantiertes 

Recht. Clemenceau ſchreibt in ſeiner Note vom 16. Juni 1919: 
„Der Friedensverkrag ſchafft gleichzeitig den Apparat für die fried⸗ 

liche Erledigung aller völkerrechtlichen Fragen durch Ausſprache und 
Uebereinſtimmung, wodurch die im Jahre 1919 geſchaffene Regelung 
ſelber von Zeit zu Zeit abgeändert und neuen Verhältniſſen angepaßt 
werden kann.“ b 
Auf Grund dieſer Note und weil wir leben wollen, fordern wir 

die Reviſion des Friedens als unſer heiligſtes Recht! 
Gott gebe, daß unſere Gegner die Stimme des geſamten deutſchen 

Volkes beachten werden, denn die Forderung, die uns Alle eint, 
die alle Parteien, alle Deutſchen unermüdlich und in Einigkeit 
immer und immer wiederholen werden, bis die Welt uns hört, iſt: 

völlige Reviſion 
des tene ee von Verſailles. 

Frhr. v. Lersner. 
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1922. 

rag enthält Er 136 Einzelblättern alle wichtigen Beſtimmungen und Feſtſtellungen 
aaus dem Friedensvertrag, ſowie zur Schuldfrage und übermittelt Tag für 

l Tag in knapper Form, was jeder Ddeutſche vom Friedensvertrag und über 
ole Schuloͤfrage wiſſen muß. In reicher Auswahl veranſchaulicht der 
Kalender dieſe Mitteilungen durch künſtleriſch hervorragende Bild⸗ 
beilagen, ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen und kartographiſche 
Skizzen / Die Namen der Bearbeiter — Profeſſor Sauerbeck Inſtitut für 

Meereskunde, e „Entlastung“ — bürgen für unbedingte Zuverläſf igkeit. 

8 preis 9,75 Mark 

— Sriedensnerteag von Derfaille 
von J. M. Keynes, Profeſſor an der Univerſität Cambridge 

A A Der Verfaſſer beweiſt in knapper Form und mit zwingender Logik die Un⸗ 
aausführbarkeit und Unmöglichkeit des Verſailler Vertrages 

2 Aber Zo ooo ze verkauft — 5, — Mark 

von Tang Dr. Carl Purper, Berlin 
Geſchäſtsführer des Hilfsbundes für die Elſaß⸗Lothringer im Keich E. V. 

(Geſeh, über den Erſatz der durch die Abtretung deutſcher Reichsgebiet 
— Et Schäden. Mit Kommentar.) — 

5 8 10. Taufend 7 preis 12,— Mark 

b Einfü ihrung der franzöfifchen 
5 Währung in Elſaß⸗Lothringen 

von Dr. Bruno Weil, Rechtsanwalt und Notar in Berlin 
(Nit deni in Betracht kommenden Dekreten u. Beſtimmungen d. Friedensvertrags) 

9 — 5. Tauſend 0 7 “= Preis 12,50 Mark 

von Dr. Berthold Haaſe, Rechtsanwalt b. d. Kammergericht u. Notar in Berlin 
a den 12 Betracht kommenden Geſetzen und Verordnungen.) 

2 Preis 12,50 Mark 

| Berg fi Point und Wirtſchaſt Berlin W535 
Potsdamer Straße 45 
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= Bismarcks Vermächtnis an die deutſche Jugend 
Das ſchönſte Buch der deutſchen Familie 

Uitummummunun une immun Mitten 

Noch laſtet die Wucht des 3. Bandes, ve: „Gedanken und RR auf & 
dem deutſchen Volke, da ſpricht Bismarck aufs neue zu uns. / Soeben erſchienen 
die Briefe des Altreichskanzlers an ſeinen jüngeren Sohn unter dem Titel: 

Biemarcks Briefe 
an ſeinen Sohn Wilhelm 

|| Biemords Vermächtnis an bie deute 70 | 

4 Wiederum ſehen wir, was ſchon aus den Briefön. Bismards an Braut und Satt, g 8 
* an Schweſter und Schwager bekannt war, welch zartes Gemüt in dem Recken wohnte. 

Aber wie er als Vater zu ſeinem Sohne, zur Jugend ſpricht, 
kannten wir noch nicht. Die Briefe an Bill erſtrecken ſich über viele Jahre. 
Es find Familienbriefe mit allem Charme des Augenblicks, in denen der Vater 
mit launigen Katſchlägen das Leben des jüngſten Sohnes begleitet. Hermann 
Grimm hat einmal darauf hingewieſen, daß wir in Bismarcks Briefen an die Sr 
Gattin neben allem Andern Schilderungen der Natur beſitzen, die zu den ſchön⸗ * 
ſten in deutſcher Sprache gehören. In den Briefen an Bill befinden ſichh 
neue Proben davon. And dann ber gewaltige humor, den Bismarck mit Shake⸗ ; 
fpeare gemein hat. Auch hier treibt er neue, unvergangliche Blüten. Endlich, : 
aber die politik! Sie ſchweigt in Bismarck niemals. Ja, ſie dringt ſelbſt in dieſe 
Jöylle, ein. Aber in einer Art, daß jeder Leſer die wurzelhafte Einheit zwiſchen 5 
Menſch und politiker in Bismarck wieder ſtaunend gewahr wird. der Brief aus 
Nikolsburg (1866) an den 14 jähr. Sohn wird ein klaſiſches 5 werden, = 

wie man u Knaben von Bismards 
SE ED de ? u ER & = 

55 preis des in Am res ſchönen zettern 55 Slo 
Schwabacher⸗Schriſt auf feinſtem Perſikum⸗ Papier gedrudten 
und in nee ee 3 * er Mark 
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und Erhebung in keiner ſchwerſten geit! 
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